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I. EINLEITUNG

Die Berichterstatter, Herr Jos¢ Manuel FERNANDES (PPE — PT) und Herr Roberto GUALTIERI

(S&D - IT), haben im Namen des Haushaltsausschusses und des Ausschusses fiir Wirtschaft und

Wihrung einen Bericht mit einer Abidnderung (Abdnderung 1) an dem Verordnungsvorschlag

vorgelegt.

AuBerdem haben der Ausschuss fiir Industrie, Forschung und Energie eine Abanderung

(Abénderung 2), die Verts/ALE-Fraktion elf Abdnderungen (Abédnderungen 3-13), die PPE-

Fraktion zwei Abidnderungen (Abdnderungen 14-15), die ALDE-Fraktion eine Abénderung
(Abénderung 16) und die GUE/NGL-Fraktion 25 Abédnderungen (Abanderungen 17-41)

eingebracht.
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II. ABSTIMMUNG

Das Parlament hat bei seiner Abstimmung im Plenum am 16. Januar 2019 folgende Abénderungen
angenommen: Abdnderung 1, ausgenommen der Anhang II Nummer 12 entsprechende Teil
(abgelehnt) und der dem Erwdgungsgrund 35 entsprechende Teil (hinféllig), Abdnderungen 2, 3
und 5, Abédnderung 7, ausgenommen der Buchstabe a entsprechende Teil, Abdnderungen 15

und 16'. Die angenommenen Abdnderungen sind in der Anlage wiedergegeben.

Nach der Abstimmung wurde der Vorschlag gemél Artikel 59 Absatz 4 Unterabsatz 4 der
Geschiftsordnung des Europdischen Parlaments an den zustindigen Ausschuss zuriickiiberwiesen,
sodass die erste Lesung des Parlaments nicht beendet wurde und die Verhandlungen mit dem Rat

aufgenommen werden.

Siehe Nummer 13 der Abstimmungsliste unter folgendem Link: http://www.europarl.
europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP/NONSGML+PV+20190116+RES-
VOT+DOC+PDF+V0//DE&language=DE
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ANLAGE
(16.1.2019)

Aufstellung des Programms ,,InvestEU* ***]

Abanderungen des Européischen Parlaments vom 16. Januar 2019 iiber den Vorschlag fiir
eine Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Aufstellung des
Programms ,,InvestEU*“ (COM(2018)0439 — C8-0257/2018 — 2018/0229(COD))*

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

[AbAnderung 1, sofern nicht anders angegeben|

ABANDERUNGEN DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS"

zum Vorschlag der Kommission

Vorschlag fiir eine

VERORDNUNG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

zur Aufstellung des Programms ,,InvestEU*

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europédischen Union, insbesondere auf

Artikel 173 und Artikel 175 Absatz 3,

Der Gegenstand wurde gemal3 Artikel 59 Absatz 4 Unterabsatz 4 der Geschéftsordnung zu
interinstitutionellen Verhandlungen an die zustindigen Ausschiisse zuriickiiberwiesen (AS8-
0482/2018).

Textdnderungen: Der neue bzw. geénderte Text wird durch Fett- und Kursivdruck
gekennzeichnet; Streichungen werden durch das Symbol I gekennzeichnet.
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auf Vorschlag der Européischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses?,

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen®,

gemill dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

(-1)  Der Europiische Fonds fiir strategische Investitionen hat sich durch die Nutzung der
EU-Garantie und der Eigenmittel der EIB-Gruppe als ein wertvolles Instrument fiir die

Mobilisierung privater Investitionen erwiesen.

(1)  Mit 1,8 % des BIP der EU gegeniiber 2,2 % im Jahr 2009 lagen die
Infrastrukturinvestitionen in der Union im Jahr 2016 rund 20 % unter den Investitionsquoten
von vor der weltweiten Finanzkrise. Zwar lésst sich eine Erholung des Verhéltnisses der
Investitionen zum BIP in der Union beobachten, doch bleibt dieses angesichts der kréftigen
Aufschwungphase hinter den Erwartungen zuriick und reicht nicht aus, um den tiber Jahre
gebildeten Investitionsstau aufzuholen. Noch wesentlicher ist, dass das derzeitige
offentliche und private Investitionsniveau und die Investitionsprognosen in Anbetracht des
technologischen Wandels und der globalen Wettbewerbsfahigkeit dem Bedarf der Union an
strukturellen Investitionen zur Stiitzung eines langfristigen Wachstums, unter anderem fiir
Innovation, Kompetenzen, Infrastruktur und kleine und mittlere Unternehmen (im
Folgenden ,,KMU*), nicht gerecht werden und nicht ausreichen, um auf zentrale
gesellschaftliche Herausforderungen wie Nachhaltigkeit oder Bevolkerungsalterung zu
reagieren. Es bedarf daher einer fortlaufenden Unterstiitzung, um gegen Marktversagen und
suboptimale Investitionsbedingungen vorzugehen und somit im Einklang mit den politischen

Zielen der Union den Investitionsriickstand in bestimmten Sektoren zu verringern.

(2) Evaluierungen haben ergeben, dass die Vielfalt der Finanzierungsinstrumente, die im
Rahmen des Mehrjdhrigen Finanzrahmens 2014-2020 eingesetzt wurden, zu einigen

Uberschneidungen gefiihrt hat. Ferner hat diese Vielfalt die Mittler und Endempfinger, die

3 ABLCI[...]vom[...], S.[...].
4 ABLCI...]vom[...], S.[...].
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es mit unterschiedlichen Regeln fiir die Forderfiahigkeit und die Berichterstattung zu tun
hatten, vor Schwierigkeiten gestellt. Das Fehlen kompatibler Vorschriften hat auch die
Kombination verschiedener Unionsfondsmittel behindert, obwohl eine solche Kombination
zur Unterstiitzung von Projekten sinnvoll gewesen wire, die unterschiedliche
Finanzierungsarten benodtigen. Daher sollte ein einziger Fonds — der Fonds ,,InvestEU* —
eingerichtet werden, um durch die Zusammenfiihrung und Vereinfachung des
Finanzierungsangebots in Form einer einzigen Haushaltsgarantie den Endempfangern eine
effizientere Unterstiitzung zu bieten und dadurch einerseits die Wirkung des Téatigwerdens

der EU zu verbessern und gleichzeitig die Kosten fiir den Unionshaushalt zu verringern.

3) In den letzten Jahren hat die Union ehrgeizige Strategien verabschiedet, um den
Binnenmarkt zu vollenden, nachhaltiges und inklusives Wachstum zu férdern und
Arbeitsplétze zu schaffen, etwa die Strategie Europa 2020, die Kapitalmarktunion, die
Strategie fiir einen digitalen Binnenmarkt, die europdische Kulturagenda, das Paket
»Saubere Energie fiir alle Européer®, den Aktionsplan der EU fiir die Kreislaufwirtschaft,
die Strategie fiir emissionsarme Mobilitét, die I Weltraumstrategie fiir Europa oder auch die
europdische Sdule sozialer Rechte. Indem er Unterstiitzung fiir Investitionen und Zugang
zu Finanzierungsmoglichkeiten bietet, sollte der Fonds ,,InvestEU* die Synergien zwischen

diesen sich gegenseitig verstirkenden Strategien nutzen und verstarken.

(4) Auf Unionsebene schafft das Europdische Semester fiir die Koordinierung der
Wirtschaftspolitik den Rahmen, um nationale Reformpriorititen zu ermitteln und deren
Umsetzung zu liberwachen. Zur Unterstiitzung dieser Reformpriorititen arbeiten die
Mitgliedstaaten gemeinsam mit den lokalen und regionalen Gebietskorperschaften ihre
eigenen nationalen mehrjéhrigen Investitionsstrategien aus. Diese Strategien sollten
zusammen mit den jdhrlichen Nationalen Reformprogrammen vorgelegt werden, um die
prioritdren, aus nationalen und/oder Unionsmitteln zu férdernden Investitionsprojekte
festzulegen und zu koordinieren. Auch sollten sie dazu dienen, Unionsmittel in kohédrenter
Weise zu nutzen und den Mehrwert der finanziellen Unterstiitzung, die je nach Bedarf
insbesondere aus den europdischen Struktur- und Investitionsfonds, der Européische
Investitionsstabilisierungsfunktion und dem Fonds ,,InvestEU* zu gewihren ist, zu

maximieren.

(%) Der Fonds ,,InvestEU* sollte dazu beitragen, die Wettbewerbsfahigkeit und

soziookonomische Konvergenz der Union, einschlieBlich im Bereich Innovation I ,
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Digitalisierung, die effiziente Nutzung von Ressourcen auf der Grundlage einer
Kreislaufwirtschaft, die Nachhaltigkeit und Inklusivitit des Wirtschaftswachstums der
Union und die soziale Widerstandsfahigkeitl sowie die Integration der Kapitalmarkte der
Union, darunter auch Losungen zur Verringerung der Fragmentierung der Méarkte und zur
Diversifizierung der Finanzierungsquellen fiir Unternehmen in der Union, zu verbessern.
Dies wiirde die Wirtschaft der Union und das Finanzsystem widerstandsfihiger machen
und seine Fihigkeit, auf Konjunkturabschwiichungen zu reagieren, verbessern. Zu
diesem Zweck sollte der Fonds ,,InvestEU“ in relevantem Umfang durch die Bereitstellung
eines Rahmens fiir den Einsatz von Fremdkapital-, Risikoteilungs- und
Eigenkapitalinstrumenten, die durch eine Garantie aus dem Haushalt der Union und, soweit
relevant, durch finanzielle Beitrige der Durchfithrungspartner gestiitzt werden, technischl ,
wirtschaftlich und sozial tragfahige Projekte fordern. Der Fonds ,,InvestEU* sollte nach dem
Nachfrageprinzip funktionieren, wobei die Fondsmittel gleichzeitig strategische,
langfristige Vorteile in Schliisselbereichen der Unionspolitik bieten sollten, die auf andere
Weise nicht oder unzureichend finanziert wiirden, und dadurch zur Erreichung der

politischen Ziele der Union beitragen.

(5a) Die Kommission und die Durchfiihrungspartner sollten sicherstellen, dass das Programm
wInvestEU“ alle Komplementarititen und Synergien mit Finanzhilfen und anderen
Mafinahmen in den von ihm unterstiitzten Politikbereichen im Einklang mit den Zielen
anderer Unionsprogramme wie beispielsweise Horizont Europa, der Fazilitiit ,,Connecting
Europe“, des Programms ,,Digitales Europa“, des Programms iiber den Binnenmarkt, des
Europiischen Raumfahrtprogramms, des Europdischen Sozialfonds+, des Programms

» Kreatives Europa“ und des Programms fiir Umwelt und Klimapolitik (LIFE) nutzt.

(5b) Die Kultur- und Kreativwirtschaft ist eine widerstandsfihige und schnell wachsende
Branche in der Union, die sowohl wirtschaftlichen als auch kulturellen Wert aus
geistigem Eigentum und individueller Kreativitiit schafft. Aufgrund des immateriellen
Charakters ihrer Vermaogenswerte verfiigt sie jedoch nur iiber einen eingeschriinkten
Zugang zu privaten Finanzierungsmaoglichkeiten, die von wesentlicher Bedeutung fiir
Investitionen, Expansionsbestrebungen und die Teilnahme am internationalen
Wettbewerb sind. Durch die im Rahmen des Programms ,,Kreatives Europa* eingerichtete
spezifische Biirgschaftsfazilitit wurden die finanzielle Leistungsfihigkeit und die
Wettbewerbsfihigkeit von Kultur- und Kreativunternehmen erfolgreich gestirkt. Daher

sollte mit dem Programm , InvestEU“ weiterhin der Zugang von KMU und
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(6)

(7

®)

(8a)

Organisationen aus der Kultur- und Kreativwirtschaft zu Finanzierungen erleichtert

werden.

Der Fonds ,,InvestEU* sollte Investitionen in materielle und immaterielle Vermdégenswerte,
einschlieflich des kulturellen Erbes, tordern, um nachhaltiges und inklusives Wachstum,
Investitionen und Beschéftigung zu férdern und somit zur Verbesserung der
Lebensbedingungen und zu einer gerechteren Einkommensverteilung sowie zu stirkerem
wirtschaftlichem, sozialem und territorialem Zusammenhalt in der Union beizutragen. Im
Rahmen von ., InvestEU* geforderte Projekte sollten soziale und okologische Standards
der Union einhalten, beispielsweise die Achtung der Arbeitnehmerrechte und eine
klimafreundliche Energienutzung und Abfallbewirtschaftung. Der Riickgriff auf den
Fonds ,,InvestEU* sollte eine Ergidnzung zur Unterstiitzung der Union durch Finanzhilfen

darstellen.

Die Union hat sich zu den in der Agenda 2030 der Vereinten Nationen festgelegten Zielen,
den Zielen der Vereinten Nationen fiir nachhaltige Entwicklung, dem Ubereinkommen von
Paris von 2015 und dem Sendai-Rahmen fiir Katastrophenvorsorge 2015-2030 bekannt. Um
die vereinbarten Ziele, einschlieBlich der in der Umweltpolitik der Union verankerten Ziele,
zu erreichen, miissen die Anstrengungen zugunsten der nachhaltigen Entwicklung erheblich
verstirkt werden. Daher sollten die Grundsétze der nachhaltigen Entwicklung und der
Sicherheit die Grundlage der Aufstellung des Fonds ,,InvestEU* bilden, und Investitionen
im Zusammenhang mit fossilen Brennstoffen sollten nicht unterstiitzt werden, es sei denn,
es kann hinreichend begriindet werden, dass die jeweilige Investition zur Verwirklichung

der Ziele der Energieunion beitrdgt.

Das Programm ,,InvestEU* sollte zum Aufbau eines nachhaltigen Finanzsystems in der
Union beitragen, das im Einklang mit den Zielen des Aktionsplans der Kommission zur
Finanzierung nachhaltigen Wachstums® die Umlenkung privater Kapitalfliisse in soziale und

nachhaltige Investitionen unterstiitzt.

Im Sinne der Forderung langfristiger Finanzierungen und eines nachhaltigen
Wachstums sollten langfristige Investitionsstrategien von Versicherungsunternehmen
gefordert werden, indem eine Uberarbeitung der Solvabilititsanforderungen beziiglich

der Finanzierung von Investitionsvorhaben, die von der EU-Garantie im Rahmen des

5

COM(2018)0097.
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Programms ,, InvestEU* abgesichert werden, erfolgt. Um die Anreize der
Versicherungsunternehmen im Hinblick auf die Ziele der Union fiir ein langfristiges
nachhaltiges Wachstum auszurichten und um Investitionshemmnisse im Rahmen des
Programms ,,InvestEU* zu beseitigen, sollte die Kommission diese Uberarbeitung als
Bestandteil der in Artikel 77f Absatz 3 der Richtlinie 2009/138/EG des Europiiischen

Parlaments und des Rates'® genannten Uberpriifung beriicksichtigen.

) Angesichts der Notwendigkeit, den Klimawandel im Einklang mit den Zusagen der Union,
das Ubereinkommen von Paris umzusetzen und auf die Ziele der Vereinten Nationen fiir
nachhaltige Entwicklung hinzuarbeiten, wird das Programm ,,InvestEU* zu einer
durchgédngigen Berticksichtigung des Klimaschutzes und zum Erreichen des iibergeordneten
Ziels beitragen, 25 % der Unionsausgaben wéihrend des MFR 2021-2027 zur
Verwirklichung von Klimazielen zu verwenden, aber auch dazu, schnellstméglich, jedoch
spétestens 2027 ein jihrliches Ziel von 30 % zu erreichen. Die MaBlnahmen im Rahmen
des Programms ,,InvestEU* sollen mindestens 40 % der Gesamtfinanzausstattung des
Programms ,,InvestEU* zur Verwirklichung der Klimaziele beitragen. Entsprechende
Mafnahmen werden bei der Vorbereitung und Durchfithrung des Programms ,,InvestEU*
ermittelt und im Zuge der entsprechenden Evaluierungen und Uberpriifungen erneut

bewertet.

(10)  Der Beitrag des Fonds ,,InvestEU* zur Erreichung der Klimavorgabe der EU und der
branchenbezogenen Ziele gemiify dem Rahmen fiir die Klima- und Energiepolitik bis 2030
soll im Rahmen eines von der Kommission in Zusammenarbeit mit den
Durchfithrungspartnern entwickelten EU-Klimaverfolgungssystems unter angemessener
Beriicksichtigung der [in der Verordnung iiber die Einrichtung eines Rahmens zur
Forderung nachhaltiger Investitionen®] festgelegten Kriterien zur Feststellung, ob eine
wirtschaftliche Téatigkeit 6kologisch nachhaltig ist, nachverfolgt werden. Das Programm
wInvestEU“ sollte auch zur Verwirklichung anderer Dimensionen der Ziele fiir

nachhaltige Entwicklung beitragen.

la Richtlinie 2009/138/EG des Europiiischen Parlaments und des Rates vom 25. November
2009 betreffend die Aufnahme und Ausiibung der Versicherungs- und der
Riickversicherungstiitigkeit (Solvabilitiit II) (ABI. L 335 vom 17.12.2009, S. 1).

6 COM(2018)0353.
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(1)

(12)

Laut dem vom Weltwirtschaftsforum herausgegebenen Global Risks Report 2018 héngt die
Hilfte der zehn groBten Risiken, die eine Bedrohung fiir die globale Wirtschaft darstellen,
mit der Umwelt zusammen. Zu diesen Risiken zdhlen die Verschmutzung der Luft, des
Bodens sowie der Binnengewdsser und der Meere, extreme Wetterereignisse, Verlust an
biologischer Vielfalt sowie mangelnder Klimaschutz und mangelnde Anpassung an den
Klimawandel. Okologische Grundsitze sind tief in den Vertrigen und in vielen
Politikfeldern der Union verankert. Daher sollte bei Malnahmen im Zusammenhang mit
dem Fonds ,,InvestEU* die durchgéngige Beriicksichtigung von Umweltzielen gefordert
werden. Der Umweltschutz und die damit zusammenhéngende Risikovorsorge mit dem
entsprechenden Risikomanagement sollten in die Vorbereitung und Durchfiihrung von
Investitionen einbezogen werden. Die EU sollte auch ihre mit der biologischen Vielfalt und
der Kontrolle der Luftverschmutzung zusammenhédngenden Ausgaben tiberwachen, um ihrer
Berichterstattungspflicht entsprechend dem Ubereinkommen iiber die biologische Vielfalt
und der Richtlinie (EU) 2016/2284 des Européischen Parlaments und des Rates’
nachzukommen. Investitionen, die Zielen der 6kologischen Nachhaltigkeit zugewiesen sind,
sollten daher unter Verwendung gemeinsamer Methoden, die mit den im Rahmen anderer
Unionsprogramme fiir Klimaschutz, biologischer Vielfalt und Luftverschmutzung
entwickelten Methoden zusammenstimmen, nachverfolgt werden, um die einzelnen und die
kombinierten Auswirkungen der Investitionen auf die wichtigsten Bestandteile des

Naturkapitals, einschlieBlich Luft, Wasser, Boden und biologische Vielfalt, zu beurteilen.

Investitionsprojekte, die erhebliche Unterstiitzung von der Union erhalten, insbesondere im
Bereich der Infrastruktur, sollten einer Nachhaltigkeitspriifung unterzogen werden, die
Leitlinien Rechnung trigt, die von der Kommission in enger Zusammenarbeit mit den
Durchfiihrungspartnern im Rahmen des Programms ,,InvestEU* nach der Durchfiihrung
offentlicher Konsultationen entwickelt wurden und die mit den fiir andere
Unionsprogramme entwickelten Leitlinien unter angemessener Beriicksichtigung der [in der
Verordnung iiber die Einrichtung eines Rahmens zur Férderung nachhaltiger Investitionen]
festgelegten Kriterien zur Feststellung, ob eine wirtschaftliche Tatigkeit 6kologisch
nachhaltig ist, zusammenstimmen. Entsprechend dem Grundsatz der Verhiiltnismdpfigkeit

sollten solche Leitlinienl angemessene Bestimmungen enthalten, um einen libermifligen

Richtlinie (EU) 2016/2284 des Européischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember
2016 iiber die Reduktion der nationalen Emissionen bestimmter Luftschadstoffe, zur
Anderung der Richtlinie 2003/35/EG und zur Aufhebung der Richtlinie 2001/81/EG (ABI.
L 344 vom 17.12.2016, S. 1).

5452/19 bba/AS/cat 9
ANLAGE GIP.2 DE



Verwaltungsaufwand zu vermeiden, und Projekte unterhalb einer bestimmten Grifie, die
in den Leitlinien festgelegt ist, sollten von der Nachhaltigkeitspriifung ausgenommen

werden.

(13)  Durch die geringen Infrastrukturinvestitionen, die wiahrend der Finanzkrise in der Union
verzeichnet wurden, wurde die Fahigkeit der Union, nachhaltiges Wachstum,
Wettbewerbsfahigkeit und Konvergenz zu fordern, beeintrachtigt. Zur Erreichung der Ziele
der Union im Bereich Nachhaltigkeit, einschlieBlich der Verpflichtungen der Union im
Hinblick auf die Ziele fiir nachhaltige Entwicklung und der Energie- und Klimaziele fiir
2030, sind umfangreiche Investitionen in die européische Infrastruktur, insbesondere in den
Bereichen Vernetzung und Energieeffizienz sowie zur Schaffung eines einheitlichen
europdischen Verkehrsraums, vonnoten. Daher sollte die Unterstiitzung aus dem Fonds
»InvestEU* auf Infrastrukturinvestitionen in den Bereichen Verkehr, Energie, darunter
Energieeffizienz und erneuerbare Energien, Umwelt-, Klima- und Meeresschutz sowie
Digitales ausgerichtet sein, beispielsweise indem intelligente Verkehrssysteme (IVS)
entwickelt und verbreitet werden. Bei InvestEU sollte den Bereichen Vorrang eingeriumt
werden, die ein Investitionsdefizit aufweisen und zusitzliche Investitionen bendtigen, etwa
nachhaltige Mobilitiit, Energieeffizienz sowie Mafinahmen, die zur Verwirklichung der
Klima- und Energieziele der Union fiir 2030 und der entsprechenden langfristigen Ziele
beitragen. Zur Maximierung von Wirkung und Mehrwert der Finanzierungsunterstiitzung
der Union ist es angezeigt, einen gestrafften Investitionsprozess zu fordern, der der
Projektpipeline Sichtbarkeit verleiht und die Synergien zwischen allen einschligigen
Unionsprogrammen in Bereichen wie etwa Verkehr, Energie und Digitalisierung
maximiert. Angesichts von Sicherheitsbedrohungen sollte bei Investitionsprojekten, die
Unterstiitzung von der Union erhalten, den Grundsétzen fiir den Schutz der Biirger im
offentlichen Raum Rechnung getragen werden. Dies sollte die Bemiihungen im Rahmen
anderer Unionsfonds, etwa des Europédischen Fonds fiir regionale Entwicklung, die
Sicherheitselemente von Investitionen in die Infrastruktur in den Bereichen 6ffentlicher

Raum, Verkehr und Energie und in andere kritische Infrastrukturen fordern, erginzen.

(13a) Durch das Programm ,, InvestEU“ sollten die Biirger und Gemeinschaften gestiirkt
werden, die in eine nachhaltigere, dekarbonisierte Gesellschaft einschliefilich
Energiewende investieren wollen. In der Erwéigung, dass in der [iiberarbeiteten Richtlinie
iiber erneuerbare Energiequellen] und der [iiberarbeiteten Elektrizitiitsrichtlinie]

ingwischen Erneuerbare-Energie- und Biirgerenergie-Gemeinschaften sowie
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(13b)

(13¢)

(13d)

(14)

Eigenversorger im Bereich erneuerbare Elektrizitiit als wesentliche Akteure in der
Energiewende der Union anerkannt werden und ihnen Unterstiitzung gewdhrt wird, sollte
das Programm ,,InvestEU* dazu beitragen, die Beteiligung dieser Akteure am Markt zu

erleichtern. [Aband. 3]

Durch das Programm ., InvestEU* sollte gegebenenfalls zu den Zielen der [iiberarbeiteten
Richtlinie iiber erneuerbare Energiequellen]| und der [Governance-Verordnung|
beigetragen sowie bei Investitionsentscheidungen die Energieeffizienz gefordert werden.
Es sollte auch zu der langfristigen Strategie fiir die Gebduderenovierung beitragen, die
die Mitgliedstaaten im Rahmen der [Gebiudeenergieeffizienzrichtlinie| aufstellen
miissen. Das Programm sollte den digitalen Binnenmarkt stirken und dazu beitragen, die
digitale Kluft zu verringern und gleichzeitig die Netzabdeckung und Konnektivitiit

unionsweit 7u verbessern.

Die Gewiihrleistung der Sicherheit der Strafienverkehrsteilnehmer stellt bei der
Entwicklung des Verkehrswesens eine gewaltige Herausforderung dar, und die
ergriffenen Mafinahmen und getitigten Investitionen tragen nur dazu bei, die Zahl der
Todesopfer oder Schwerverletzten im Strafienverkehr zu begrenzen. Das Programm
wInvestEU“ sollte dazu beitragen, die Mafinahmen zur Gestaltung und Anwendung von
Technologien zu fordern, mit denen die Sicherheit von Fahrzeugen und der

Strafieninfrastruktur verbessert werden.

Eine echte Multimodalitiit bietet eine Gelegenheit, ein effizientes und umweltfreundliches
Verkehrsnetz zu entwickeln, in dem das maximale Potenzial aller Verkehrstriger genutzt
wird und Synergieeffekte zwischen ihnen geschaffen werden. Das Programm ,,InvestEU*
konnte zu einem wichtigen Instrument zur Forderung von Investitionen in multimodale
Verkehrsknotenpunkte werden, die trotz ihres bedeutenden wirtschaftlichen Potenzials

und Geschdiftszwecks ein grofies Risiko fiir private Investoren bergen.

Die Investitionen in der Union nehmen zwar insgesamt zu, doch befinden sich die
Investitionen in risikoreichere Tétigkeiten wie Forschung und Innovation nach wie vor auf
einem unangemessenen Niveau. Die sich daraus ergebenden unzureichenden Investitionen
in Forschung und Innovation schaden der Wettbewerbsfahigkeit von Industrie und
Wirtschaft und schmélern die Lebensqualitit der Biirgerinnen und Biirger der Union, da

offentliche Investitionen in Forschungs- und Innovationstitigkeiten das
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(14a)

(15)

Produktivititswachstum steigern und wesentlich fiir die Forderung privater Forschungs-
und Innovationstitigkeiten sind. Der Fonds ,,InvestEU* sollte die passenden
Finanzprodukte bereitstellen, die die verschiedenen Phasen im Innovationszyklus und eine
grofle Bandbreite von Interessengruppen abdecken, um insbesondere den Ausbau und die
Umsetzung von Losungen in gewerbsméfBigem Umfang in der Union zu ermdglichen und so
diese Losungen wettbewerbsféhig fiir die Weltméarkte zu machen und eine herausragende
Rolle der Union im Bereich nachhaltiger Technologien auf weltweiter Ebene zu fordern.
Um der Notwendigkeit Rechnung zu tragen, Investitionen in stirker risikobehaftete
Titigkeiten wie Forschung und Innovation zu unterstiitzen, muss ,,Horizont Europa“ —
insbesondere der Europdische Innovationsrat (EIC) — in Synergie mit den
Finanzprodukten wirken, die im Rahmen des Programms ,,InvestEU* eingesetzt werden
sollen. Aufierdem haben innovative KMU und Start-up-Unternehmen — vor allem, wenn
sie schwerpunktmdifiig im Bereich der immateriellen Vermaogenswerte titig sind — mit
Problemen beim Zugang zu Finanzmitteln zu kiimpfen, weshalb die Tiitigkeit des EIC die
speziellen Finanzprodukte im Rahmen des Programms ,, InvestEU“ konsequent erginzen
muss, damit solche KMU auch weiterhin unterstiitzt werden. In diesem Zusammenhang
sollten die Erfahrungen mit Finanzinstrumenten im Rahmen von Horizont 2020 wie
InnovFin und der Darlehensgarantie fiir KMU im Rahmen von COSME als solide

Grundlage fiir die Leistung dieser gezielten Unterstiitzung herangezogen werden.

Der Tourismus ist eine wichtige Branche der Wirtschaft der Union, und das Programm
wInvestEU* sollte dazu beitragen, seine langfristige Wetthewerbsfihigkeit zu steigern,
indem Mafinahmen gefordert werden, die auf einen Wandel hin zu nachhaltigem,

innovativem und digitalem Tourismus ausgelegt sind.

Es sind dringend erhebliche Anstrengungen erforderlich, um in den digitalen Wandel zu
investieren und ihn zu fordern sowie die Vorteile dieses Wandels allen Biirgern und
Unternehmen der Union in stidtischen und lindlichen Gebieten zugutekommen zu lassen.
Der starke politische Rahmen der Strategie fiir einen digitalen Binnenmarkt sollte nun im
Einklang mit dem Programm ,,Digitales Europa“ durch dhnlich ehrgeizige Investitionen —
auch in kiinstliche Intelligenz — ergénzt werden, insbesondere im Hinblick auf die Themen
Ethik, maschinelles Lernen, Internet der Dinge, Biotechnologie und Finanztechnologien,
mit denen Effizienzgewinne bei der Mobilisierung von Kapital fiir Unternehmensprojekte

erreicht werden konnen.
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(16)

Mehr als 99 % der Unternehmen in der Union sind KMU, und ihr wirtschaftlicher Wert
ist hoch und von entscheidender Bedeutung. Aufgrund ihres vermeintlich hohen Risikos
und unzureichender Sicherheiten stof3en sie beim Zugang zu Finanzierungsmitteln jedoch
auf Herausforderungen. Weitere Herausforderungen rithren daher, dass KMU und
sozialwirtschaftliche Unternehmen wettbewerbsfahig bleiben und deshalb Digitalisierungs-
, Internationalisierungs-, auf eine Kreislaufwirtschaft hin orientierte Umwandlungs- und
Innovationsmafinahmen sowie Maflnahmen zur Weiterqualifizierung ihrer Beschéftigten
ergreifen miissen. Im Vergleich zu groB3eren Unternehmen haben sie zudem Zugang zu
einem begrenzteren Spektrum von Finanzierungsquellen: Sie begeben iiblicherweise keine
Anleihen und haben nur begrenzten Zugang zu Borsen und grofen institutionellen Anlegern.
Der mangelnde Zugang zu Kapital fiir KMU wird zudem durch die verhdltnismdfige
Schwiche der Kapitalbeteiligungs- und Risikokapitalbranche in der Union verstirkt. Fur
KMU, die schwerpunktméBig im Bereich der immateriellen Vermdgenswerte titig sind, ist
die Herausforderung beim Zugang zu Finanzierungsmitteln noch groBer. In der Union
ansédssige KMU greifen stark auf Banken sowie auf Fremdfinanzierung in Form von
Uberziehungskrediten, Bankdarlehen und Leasing zuriick. KMU, die vor diesen
Herausforderungen stehen, miissen durch die Erleichterung ihres Zugangs z7u
Finanzmitteln unterstiitzt werden, und es muss ein stirker diversifiziertes
Finanzierungsangebot bereitgestellt werden, um einerseits KMU besser in die Lage zu
versetzen, die Griindungs-, Wachstums- und Innovationsphase sowie die Phase der
nachhaltigen Entwicklung ihres Unternehmens zu finanzieren, ihre Wetthewerbsfihigkeit
sicherzustellen und Rezessionsphasen standzuhalten, und andererseits die Wirtschaft und
das Finanzsystem widerstandsfahiger gegen Rezessionsphasen und Schocks zu machen und
zur Schaffung von Arbeitsplitzen und sozialem Wohlbefinden zu befiihigen. Dies stellt
auch eine Erginzung zu den bereits im Rahmen der Kapitalmarktunion ergriffenen
Initiativen dar. Programme wie COSME waren insofern wichtig fiir KMU, als sie den
Zugang zu Finanzmitteln in allen Phasen des Lebenszyklus von KMU erleichterten, wozu
auch der EFSI beitrug, der von den KMU rasch angenommen wurde. Der Fonds
»InvestEU* sollte daher auf diesen Erfolgen aufbauen, Betriebskapital und Investitionen
wiihrend des gesamten Lebenszyklus eines Unternehmens bereitstellen, Finanzierung fiir
Leasinggeschiifte und die Moglichkeit bieten, spezifische, gezieltere Finanzprodukte in

Anspruch zu nehmen.
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(16a) Unternehmen, die Dienstleistungen von allgemeinem Interesse erbringen, spielen eine

(17)

wesentliche und strategische Rolle in Schliisselsektoren mit grofien netz;gebundenen
Wirtschaftszweigen (Energie, Wasser, Abfall, Umwelt, Postdienste, Verkehr und
Telekommunikation) sowie im Gesundheitswesen, in der Bildung und in sozialen
Diensten. Die Union sorgt durch die Unterstiitzung dieser Unternehmen fiir das
Wohlergehen ihrer Biirger und die demokratischen Wahlmaoglichkeiten, die sich unter

anderem auf die Dienstleistungsqualitit beziehen.

Wie im Reflexionspapier zur sozialen Dimension Europas® und der europiischen Siule
sozialer Rechte’ und im EU-Rahmen fiir das Ubereinkommen der Vereinten Nationen
itber die Rechte von Menschen mit Behinderungen dargelegt, ist die Schaffung einer
integrativeren und faireren Union eine zentrale Prioritdt der Union, um Ungleichheiten zu
bekdmpfen und Strategien zur sozialen Inklusion in Europa zu férdern. Chancenungleichheit
besteht insbesondere beim Zugang zu allgemeiner und beruflicher Bildung, zu Kultur und
Beschiiftigung sowie zur Gesundheitsversorgung und zu Sozialleistungen. Insbesondere
wenn sie auf Unionsebene koordiniert werden, konnen Investitionen in eine auf
Sozialkapital, Kompetenzen und Humankapital gestiitzte Wirtschaft sowie in die Integration
schutzbediirftiger Bevolkerungsgruppen in die Gesellschaft die wirtschaftlichen
Moglichkeiten verbessern. Der Fonds ,,InvestEU* sollte genutzt werden, um Investitionen in
die allgemeine und berufliche Bildung einschlieflich der Neuqualifizierung und
Weiterqualifizierung von Arbeitnehmern, unter anderem in Regionen, die von einer CO:-
intensiven Wirtschaft abhiingen und vom strukturellen Ubergang zu einer Wirtschaft mit
geringen CO:z-Emissionen betroffen sind, zu fordern, die Beschiftigung insbesondere von
nicht qualifizierten Arbeitnehmern und Langzeitarbeitslosen zu erhohen und die Lage in
puncto Gleichstellung der Geschlechter, Chancengleichheit, Solidaritdt zwischen den
Generationen, Gesundheitswesen und Sozialleistungen, sozialer Wohnungsbau,
Obdachlosigkeit, digitale Inklusivitiit, Gemeinwesenarbeit, Rolle und Platz junger
Menschen in der Gesellschaft und schutzbediirftige Personen, darunter
Drittstaatsangehorige, zu verbessern. Das Programm ,,InvestEU* sollte auch zur Férderung
der Kultur und Kreativitét in Europa beitragen. Um den tief greifenden Verdnderungen, die
die Gesellschaften in der Union und der Arbeitsmarkt in den kommenden zehn Jahren

durchlaufen werden, zu begegnen, muss in das Humankapital, die soziale Infrastruktur, ein

8
9

COM(2017)0206.
COM(2017)0250.

5452/19 bba/AS/cat 14
ANLAGE GIP.2 DE



nachhaltiges und soziales Finanzwesen, die Mikrofinanzierung, die Finanzierung von
Sozialunternehmen und in neue sozialwirtschaftliche Geschiftsmodelle, darunter die
Auftragsvergabe zugunsten wirkungs- und ergebnisorientierter Investitionen, investiert
werden. Das Programm ,,InvestEU* sollte das neu entstehende Sozialmarkt-Okosystem
stairken und das Angebot von und den Zugang zu Finanzierungen fiir Kleinstunternehmen
und Sozialunternehmen sowie karitative Einrichtungen verbessern, um der Nachfrage
derjenigen, die die Finanzierung am meisten bendtigen, nachzukommen. Der Bericht der
hochrangigen Taskforce ,,Investitionen in die soziale Infrastruktur in Europa“'® hat fiir den
Zeitraum zwischen 2018 und 2030 ein Gesamtdefizit in Hohe von mindestens

1,5 Billionen EUR bei den Investitionen in die soziale Infrastruktur und in soziale
Dienstleistungen, einschlieBlich fiir allgemeine und berufliche Bildung,
Gesundheitsversorgung und Wohnraum, festgestellt, die u. a. auch auf Unionsebene
Unterstiitzung erfahren miissen. Das kollektive Potenzial des Kapitals von Offentlichkeit,
Kommerz und Philanthropen sowie die Unterstiitzung von alternativen Formen von
Finanzanbietern wie ethischen, sozialen und nachhaltigen Akteuren und von Stiftungen
sollten ausgeschopft werden, um die Entwicklung der Wertschopfungskette des

Sozialmarktes zu unterstiitzen und die Widerstandsféhigkeit der Union zu steigern.

(18)  Der Fonds ,,InvestEU* sollte in vier Politikbereichen greifen, die die wichtigsten politischen
Priorititen der Union widerspiegeln: nachhaltige Infrastruktur, Forschung, Innovation und

Digitalisierung, KMU sowie soziale Investitionen und Kompetenzen.

(19)  Jeder Politikbereich sollte aus zwei Komponenten bestehen: einer EU-Komponente und
einer Mitgliedstaaten-Komponente. Die EU-Komponente sollte unionsweitem
Marktversagen oder einem Marktversagen in einzelnen Mitgliedstaaten oder suboptimalen
Investitionsbedingungen, auch im Zusammenhang mit unionspolitischen Zielen,
entgegenwirken. Die Mitgliedstaaten-Komponente sollte der Behebung von
Marktversagen oder suboptimalen Investitionsbedingungen in einem oder mehreren
Mitgliedstaaten dienen. Dariiber hinaus sollte es fiir die Mitgliedstaaten moglich sein,
Beitrige zur Mitgliedstaaten-Komponente in Form von Garantien oder Barmitteln zu
leisten. Die EU- und die Mitgliedstaaten-Komponente sollten gegebenenfalls
komplementiir zur Forderung von Finanzierungen oder Investitionen eingesetzt werden,

auch durch Kombination der Unterstiitzung aus beiden Komponenten. Die regionalen

10 Veroffentlicht im Januar 2018 als ,,European Economy Discussion Paper< Nr. 074,
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Gebietskorperschaften sollten in der Lage sein, iiber die Mitgliedstaaten einen Teil der
von ihnen verwalteten unter die geteilte Mittelverwaltung fallenden Fondsmittel an den
Fonds ,,InvestEU* zu iibertragen, die dann zweckgebunden fiir InvestE U-Projekte
innerhalb derselben Region eingesetzt wiirden. Die aus dem Fonds ,,InvestEU* durch die
EU-Komponente oder die Mitgliedstaaten-Komponente unterstiitzten MaB3nahmen sollten
private Finanzierungen nicht duplizieren oder verdrangen oder den Wettbewerb im

Binnenmarkt verfalschen.

(20)  Die Mitgliedstaaten-Komponente sollte gezielt so ausgestaltet werden, dass Fondsmittel, die
unter die geteilte Mittelverwaltung fallen, fiir die Dotierung einer von der Union
ausgestellten Garantie eingesetzt werden konnen. Diese Moglichkeit wiirde den Mehrwert
der von der Union geforderten Haushaltsgarantie erhohen, da sie einen breiteren Kreis
von Finanzhilfeempfingern und Projekten ermoglicht und zu einer Diversifizierung der
Mittel zur Verwirklichung der Ziele des Fonds im Rahmen der geteilten Mittelverwaltung
fiihren und gleichzeitig ein kohérentes Risikomanagement der Eventualverbindlichkeiten
dadurchl gewihrleisten wiirde, dass die von der Kommission ausgestellte Garantie im
Rahmen der indirekten Mittelverwaltung durchgefiihrt wird. Die Union sollte die Garantie
fiir die Finanzierungen und Investitionen, die in den zwischen der Kommission und den
Durchfiihrungspartnern geschlossenen Garantievereinbarungen im Rahmen der
Mitgliedstaaten-Komponente vorgesehen sind, iibernehmen; die unter die geteilte
Mittelverwaltung fallenden Fondsmittel sollten fiir die Dotierung der Garantie nach einer
von der Kommission im Einvernehmen mit dem Mitgliedstaat und auf der Grundlage der
Art der Finanzierungen und Investitionen und der zu erwartenden Verluste festgelegten
Dotierungsquote herangezogen werden; der Mitgliedstaat bzw. die Durchfiihrungspartner
oder die privaten Investoren wiirden ihrerseits durch die Ausstellung einer Riickgarantie
zugunsten der Union fiir die {iber die erwarteten Verluste hinausgehenden Verluste
aufkommen. Solche Vereinbarungen sollten mit jedem Mitgliedstaat, der sich freiwillig fiir
eine solche Option entscheidet, in einer einzigen Beitragsvereinbarung geschlossen werden.
Die Beitragsvereinbarung sollte eine oder mehrere spezifische Garantievereinbarungen
umfassen, die innerhalb des betreffenden Mitgliedstaats umzusetzen sind. Die Festlegung
der Dotierungsquote auf Einzelfallbasis erfordert eine Abweichung von [Artikel 211
Absatz 1] der Verordnung (EU, Euratom) Nr. XXXX!! (im Folgenden ,,Haushaltsordnung®).

Eine solche Aufstellung bietet auch ein einheitliches Regelwerk fiir Haushaltsgarantien, die

11
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1)

(22)

(23)

(23a)

durch zentral verwaltete Mittel oder durch unter die geteilte Mittelverwaltung fallende

Fondsmittel gestiitzt werden, was eine Kombination erleichtern wiirde.

Der Fonds ,,InvestEU* sollte Drittlaindern, die Mitglieder der Européischen
Freihandelsassoziation, beitretende Lander, Kandidatenldnder, potenzielle
Kandidatenlénder, unter die Europdische Nachbarschaftspolitik fallende Lander oder andere
Lénder sind, zwecks Einzahlungen offenstehen, wobei die zwischen der Union und diesen
Landern festgelegten Bedingungen einzuhalten sind. Dies sollte es ermdglichen, die
Zusammenarbeit mit den betreffenden Landern, falls angezeigt, insbesondere in den

Bereichen Forschung und Innovation sowie KMU fortzusetzen.

Mit der vorliegenden Verordnung wird fiir andere Mafinahmen des Programms ,,InvestEU*
als die Dotierung der EU-Garantie eine Finanzausstattung festgelegt, die fiir das
Europdische Parlament und den Rat im Rahmen des jdhrlichen Haushaltsverfahrens den
vorrangigen Bezugsrahmen im Sinne der [ Verweis je nach der neuen interinstitutionellen
Vereinbarung zu aktualisieren: Nummer 17 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom

2. Dezember 2013 zwischen dem Europdischen Parlament, dem Rat und der Kommission
iiber die Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die

wirtschaftliche Haushaltsfiihrung'?] bilden soll.

Die EU-Garantie in Hohe von 40 817 500 000 EUR (zu jeweiligen Preisen) auf
Unionsebene soll Investitionen in der gesamten Union in Hohe von tiber
698 194 079 000 EUR mobilisieren und sollte den jeweiligen Politikbereichen I

zugewiesen werden.

Die Mitgliedstaaten konnen in Form von Garantien oder Barmitteln zur Mitgliedstaaten-
Komponente beitragen. Unbeschadet der Vorrechte des Rates bei der Umsetzung des
Stabilitits- und Wachstumspakts sollten einmalige Beitriige von Mitgliedstaaten zur
Mitgliedstaaten-Komponente in Form von Garantien oder Barmitteln oder Beitrige eines
Mitgliedstaates oder einer nationalen Forderbank, die dem Sektor Staat zugeordnet ist

oder im Auftrag eines Mitgliedstaates handelt, an Investitionsplattformen grundsitzlich

12

Zu aktualisierender Verweis: ABL. C 373 vom 20.12.2013, S. 1. Die Vereinbarung ist abrufbar
unter: https://eur-lex.europa.eu/legal-content/ DE/TXT/?uri=CELEX:320130Q1220(01).
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(24)

(24a)

als einmalige Mafinahmen im Sinne von Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des
Rates'® und Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1467/97 des Rates'® gelten.

Die dem Fonds ,,InvestEU* zugrunde liegende EU-Garantie sollte indirekt von der
Kommission durchgefiihrt werden, die sich dabei auf die Durchfiihrungspartner mit Kontakt
zu den Finanzmittlern und gegebenenfalls zu den Endempfiingern stitzt. Die Auswahl der
Durchfiihrungspartner sollte transparent und frei von Interessenkonflikten erfolgen. Die
Kommission sollte mit jedem Durchfiihrungspartner eine Garantievereinbarung iiber eine
aus dem Fonds ,,InvestEU* zugewiesenen Garantiekapazitit abschlieBen, um die
Finanzierungen und Investitionen des Partners, die den Zielen und Forderfahigkeitskriterien
des Fonds entsprechen, zu unterstiitzen. Durch das Risikomanagement der Garantie sollte
nicht verhindert werden, dass die Durchfiihrungspartner die Garantie direkt in Anspruch
nehmen konnen. Sobald den Durchfiihrungspartnern die Garantie im Rahmen der EU-
Komponente gewdiihrt wurde, sollten sie fiir den gesamten Investitionsprozess und die
Sorgfaltspriifungen bei den Finanzierungen oder Investitionen verantwortlich sein. Mit
dem Fond , InvestEU* sollten Projekte unterstiitzt werden, die typischerweise mit einem
hoheren Risiko verbunden sind als die im Rahmen der iiblichen Finanzierungen und
Investitionen der Durchfiihrungspartner unterstiitzten Projekte und die von den
Durchfiihrungspartnern ohne die Unterstiitzung des Fonds in dem Zeitraum, in dem die
EU-Garantie in Anspruch genommen werden kann, nicht oder nicht in demselben

Umfang durchgefiihrt werden konnten.

Der Fonds ,,InvestEU* sollte eine geeignete Leitungsstruktur haben, deren Funktion sich
nach dem alleinigen Zweck richten sollte, die ordnungsgemdfie Verwendung der EU-
Garantie sicherzustellen, wobei die politische Unabhdingigkeit der
Investitionsentscheidungen gewahrt und gegebenenfalls dem marktorientierten Charakter
des Fonds ,,InvestEU“ Rechnung getragen wird. Diese Leitungsstruktur sollte aus einem
Lenkungsausschuss, einem Beratungsausschuss und einem giinzlich unabhdingigen
Investitionsausschuss bestehen. Die Kommission sollte die Vereinbarkeit der von den

Durchfiihrungspartnern eingereichten Finanzierungen uns Investitionen mit dem Recht

la

1b

Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 iiber den Ausbau der
haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der
Wirtschaftspolitiken (ABI. L 209 vom 2.8.1997, S. 1).

Verordnung (EG) Nr. 1467/97 des Rates vom 7. Juli 1997 iiber die Beschleunigung und
Klirung des Verfahrens bei einem iibermdfigen Defizit (ABl. L 209 vom 2.8.1997, S. 6).
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und der Politik der Union bewerten, wobei die endgiiltige Entscheidung iiber
Finanzierungen und Investitionen beim Durchfiihrungspartner liegen sollte. Bei der
Zusammensetzung der Leitungsstruktur sollte insgesamt auf ein ausgeglichenes

Geschlechterverhidiltnis geachtet werden.

(25) Es sollte ein Beratungsausschuss mit Vertretern der Kommission, der Europdischen
Investitionsbank-Gruppe (EIB-Gruppe), der Durchfiihrungspartner und der Mitgliedstaaten
sowie je einem vom Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss fiir jeden der vier
Politikbereiche benannten Sachverstindigen und einem vom Ausschuss der Regionen
benannten Sachverstindigen eingerichtet werden, um Informationen sowie Angaben iiber
die Inanspruchnahme der im Rahmen des Fonds ,,InvestEU* eingesetzten Finanzprodukte
auszutauschen und die sich dndernden Bediirfnisse und neue Produkte, darunter spezifische

territoriale Marktliicken, zu erértern.

(26)  Der Lenkungsausschuss sollte die strategischen Leitlinien fiir den Fonds ,,InvestEU* und
die fiir dessen Funktionsweise erforderlichen Vorschriften sowie Vorschriften fiir
Transaktionen mit Investitionsplattformen festlegen. Der Lenkungsausschuss sollte aus
folgenden sechs Mitgliedern bestehen: drei von der Kommission benannten Mitgliedern,
einem von der Europiiischen Investitionsbank benannten Mitglied, einem von dem
Beratungsausschuss aus den Reihen der Vertreter der Durchfiihrungspartner benannten
Mitglied, das kein Vertreter der EIB-Gruppe sein sollte, und einem vom Europdischen
Parlament benannten Sachverstindigen, der keine Weisungen von Organen,
Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, Regierungen der Mitgliedstaaten oder
anderen offentlichen oder privaten Einrichtungen anfordern oder annehmen und
vollkommen unabhdngig agieren sollte. Der Sachverstindige sollte seine Pflichten
neutral und im Interesse des Fonds ,,InvestEU“ wahrnehmen. Ausfiihrliche Protokolle
der Sitzungen des Lenkungsausschusses sollten veriffentlicht werden, sobald der
Lenkungsausschuss sie genehmigt hat, und das Europiiische Parlament sollte umgehend

iiber die Veroffentlichung unterrichtet werden.

(27)  Vor der Einreichung eines Projekts beim Investitionsausschuss sollte ein von der
Kommission geleitetes Sekretariat, das dem Vorsitzenden des Investitionsausschusses
verantwortlich ist, die Vollstindigkeit der von den Durchfiihrungspartnern eingereichten

Unterlagen priifen und die Kommission dabei unterstiitzen, zu bewerten, ob die
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(28)

(29)

Investitionen und Finanzierungen mit dem Unionsrecht und der Unionspolitik vereinbar

sind. Das Sekretariat sollte auch den Lenkungsausschuss unterstiitzen.

Ob Finanzierungen und Investitionen, die die Forderfahigkeitskriterien erfiillen, mit der EU-
Garantie unterstiitzt werden, sollte ein Investitionsausschuss aus unabhéngigen
Sachverstidndigen endgiiltig entscheiden, der somit externen Sachverstand in die
Investitionsbewertungen von Projekten einbringen wiirde. Der Investitionsausschuss sollte
in unterschiedlichen Zusammensetzungen zusammentreten, um den einzelnen

Politikbereichen und Branchen bestmoglich Rechnung zu tragen.

Bei der Auswahl der Durchfiihrungspartner fiir die Umsetzung des Fonds ,,InvestEU* sollte
die Kommission beriicksichtigen, inwieweit die Gegenpartei in der Lage ist, die Ziele des
Fonds ,,InvestEU* zu erfiillen und dazu beizutragen, um eine angemessene geografische
Abdeckung und Diversifizierung sicherzustellen, private Investoren zu mobilisieren, eine
ausreichende Risikostreuung zu gewéhrleisten, neue Losungen zur Behebung von
Marktversagen und suboptimalen Investitionsbedingungen zu bieten und fiir
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt zu sorgen. In Anbetracht der
ihr von den Vertrdgen zugewiesenen Rolle, ihrer Fahigkeit, in allen Mitgliedstaaten zu
agieren, und ihrer im Rahmen der derzeitigen Finanzierungsinstrumente und des EFSI
gewonnenen Erfahrungen sollte die EIB-Gruppe im Rahmen der EU-Komponente des
Fonds ,,InvestEU* ein bevorzugter Durchfiihrungspartner bleiben. Neben der EIB-Gruppe
sollten auch nationale Férderbanken oder -institute in der Lage sein, eine ergdnzende
Finanzproduktpalette anzubieten, da sich ihre Erfahrungen und Kompetenzen auf regionaler
Ebene positiv auf die Maximierung der Wirkung 6ffentlicher Mittel im gesamten Gebiet der
Union auswirken konnten und damit eine faire geografische Verteilung der Projekte
sichergestellt und somit zum Abbau regionaler Ungleichheiten beigetragen wird. Bei den
Vorschriften fiir die Beteiligung nationaler Forderbanken und -institute am Programm
wInvestEU“ sollte auch der Grundsatz der Verhiiltnismdfigkeit im Hinblick auf die
Komplexitiit, die Grofie und das Risikoprofil der betreffenden Durchfiihrungspartner
beriicksichtigt werden, damit fiir kleinere und jiingere Forderbanken oder -institute
gleiche Wettbewerbsbedingungen herrschen. AuBBerdem sollten andere internationale
Finanzierungsinstitutionen als Durchfiihrungspartner agieren konnen, insbesondere wenn sie
aufgrund besonderer Fachkenntnisse und Erfahrungen in bestimmten Mitgliedstaaten einen
komparativen Vorteil aufweisen. Auch andere Stellen, die die in der Haushaltsordnung

festgelegten Kriterien erfiillen, sollten als Durchfithrungspartner agieren kdnnen.
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(29a) Investitionsplattformen sollten gegebenenfalls dazu dienen, Ko-Investoren, éffentliche
Stellen, Sachverstiindige, Bildungs-, Ausbildungs- und Forschungseinrichtungen, die
betroffenen Sozialpartner, Vertreter der Zivilgesellschaft und weitere relevante Akteure

auf Unions-, nationaler und regionaler Ebene zusammenzubringen.

(30) Um zu gewibhrleisten, dass die MaBBnahmen im Rahmen der EU-Komponente des Fonds
»InvestEU* auf Marktversagen und suboptimale Investitionsbedingungen auf Unionsebene
ausgerichtet sind, gleichzeitig aber auch dem Ziel der bestmoglichen geografischen
Reichweite gerecht werden, sollte die EU-Garantie Durchfiihrungspartnern zugewiesen
werden, die allein oder zusammen mit anderen Durchfiihrungspartnern einen oder mehrere
Mitgliedstaaten abdecken konnen. Im letzteren Fall beschrinkt sich die vertragliche
Haftung der Durchfiihrungspartner auf ihre jeweiligen nationalen Mandate. Um eine
bessere geografische Diversifizierung zu fordern, konnen eigens regionale
Investitionsplattformen mit Schwerpunkt auf Gruppen interessierter Mitgliedstaaten
eingerichtet werden, um die Kapazititen und Kompetenzen von Finanzinstituten, die einer
Sdiulenbewertung unterzogen wurden, mit nationalen Forderbanken zusammenzufiihren,
die mit dem Einsatz von Finanzierungsinstrumenten weniger Erfahrung haben. Derartige
Strukturen sollten gefordert werden, beispielsweise mit Unterstiitzung der InvestEU-
Beratungsplattform. Mindestens 75 % der unter die EU-Komponente fallenden EU-
Garantie sollten der EIB-Gruppe zugewiesen werden. Uber diese 75 % hinaus kénnten
der EIB-Gruppe weitere Betriige bereitgestellt werden, falls die nationalen Forderbanken
oder -institute den verbleibenden Teil der Garantie nicht vollstindig in Anspruch nehmen
konnen. Ebenso kénnten anderen Durchfiihrungspartnern Betriige iiber 25 % der EU-
Garantie hinaus bereitgestellt werden, sollte die EIB-Gruppe ihren Teil der Garantie
nicht vollstindig in Anspruch nehmen kénnen. Nationale Forderbanken oder -institute
konnten die EU-Garantie auch dann vollstindig in Anspruch nehmen, wenn sie iiber die

EIB-Gruppe oder den Europdischen Investitionsfonds darauf zugreifen.

(31) Die unter die Mitgliedstaaten-Komponente fallende EU-Garantie sollte
Durchfiihrungspartnern zugewiesen werden, die gemaf3 [Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe c]
der [Haushaltsordnung] forderfahig sind; dazu zihlen nationale oder regionale Forderbanken
oder -institute, die EIB, der Européische Investitionsfonds und andere multilaterale
Entwicklungsbanken. Bei der Auswahl der Durchfiihrungspartner fiir die Mitgliedstaaten-
Komponente sollte die Kommission den Vorschldgen eines jeden Mitgliedstaates Rechnung

tragen. Nach [Artikel 154] der [Haushaltsordnung] muss die Kommission eine Bewertung
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(32)

(33)

(34)

(35)

der Vorschriften und Verfahren der Durchfiihrungspartner durchfiihren, um sich zu
vergewissern, dass diese einen Schutz der finanziellen Interessen der Union gewihrleisten,

der dem der Kommission gleichwertig ist.

Die Finanzierungen und Investitionen sollten letztlich von einem Durchfithrungspartner in
eigenem Namen beschlossen, nach dessen internen Vorschriften und Verfahren durchgefiihrt
und in dessen Jahresabschluss ausgewiesen werden. Die Kommission sollte daher
ausschlieBlich etwaige finanzielle Verbindlichkeiten, die sich aus der EU-Garantie ergeben,
ausweisen und den Hochstbetrag der Garantie einschlieBlich aller einschldgigen Angaben zu

der bereitgestellten Garantie offenlegen.

Falls angezeigt, sollte der Fonds ,,InvestEU* in Situationen, in denen dies zur bestmdglichen
Stiitzung von Investitionen zur Behebung bestimmter Marktversagen oder suboptimaler
Investitionsbedingungen erforderlich ist, eine reibungslose und effiziente Kombination von
Finanzhilfen bzw. Finanzierungsinstrumenten, die aus dem Unionshaushalt oder aus
anderen Fonds wie dem Innovationsfonds des EU-Emissionshandelssystems (EHS)

finanziert werden, mit dieser Garantie ermdglichen.

Projekte, die von den Durchfiihrungspartnern zwecks Forderung im Rahmen des Programms
»InvestEU* eingereicht werden und eine Mischfinanzierung mit einer Unterstiitzung aus
anderen Unionsprogrammen umfassen, sollten insgesamt den in den Vorschriften der
betreffenden Unionsprogramme dargelegten Zielen und Kriterien fiir die Forderfahigkeit
entsprechen. Der Einsatz der EU-Garantie sollte im Einklang mit den Vorschriften des

Programms ,,InvestEU* beschlossen werden.

Die InvestEU-Beratungsplattform sollte die Entwicklung einer stabilen Pipeline mit
Investitionsprojekten fiir jeden Politikbereich fordern, indem sie fiir eine wirksame
Umsetzung der geografischen Diversifizierung sorgt und damit einen Beitrag zur
Verwirklichung des Ziels der Union im Hinblick auf wirtschaftlichen, sozialen und
territorialen Zusammenhalt und zur Verringerung regionaler Ungleichgewichte leistet.
Die Beratungsplattform sollte der Notwendigkeit der Zusammenfiihrung kleiner Projekte
und ihrer Biindelung zu grofieren Portfolios besondere Aufmerksamkeit schenken. Um
die EIB-Gruppe und andere Durchfiihrungspartner als Partner fiir die
Beratungsplattform zu benennen, sollte die Kommission entsprechende Vereinbarungen

mit ihnen unterzeichnen. Die Kommission, die EIB-Gruppe und die anderen
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(36)

(36a)

(37)

Durchfiihrungspartner sollten eng zusammenarbeiten, um Effizienz, Synergien und eine
angemessene geografische Reichweite der Unterstiitzung in der gesamten Union zu
gewiihrleisten, wobei die Kompetenzen und lokalen Kapazitiiten der
Durchfiihrungspartner vor Ort sowie bestehende Strukturen wie die europdische
Plattform fiir Investitionsberatung beriicksichtigt werden sollten. Dariiber hinaus sollte im
Rahmen des Programms ,,InvestEU* ein sektoriibergreifendes Element vorgesehen werden,
um eine einzige Anlaufstelle und eine sektoriibergreifende Projektentwicklungshilfe fiir

zentral verwaltete Unionsprogramme zu gewdihrleisten. [Abéind. 5]

Um eine groBBe geografische Reichweite der Beratungsdienste in der gesamten Union
sicherzustellen und das lokale Wissen tiber den Fonds ,,InvestEU* erfolgreich zu nutzen,
sollte bei Bedarf und in Erginzung bestehender Fordersysteme und der Priisenz lokaler
Partner fiir eine lokale Prasenz der InvestEU-Beratungsplattform vor Ort gesorgt werden,
damit konkrete, proaktive und maB3geschneiderte Unterstiitzungsleistungen vor Ort
bereitgestellt werden. Um die Unterstiitzung durch Beratungsdienste auf lokaler Ebene zu
fordern und fiir Effizienz, Synergien und eine angemessene geografische Reichweite der
Unterstiitzung in der gesamten Union zu sorgen, sollte die InvestEU-Beratungsplattform
mit nationalen Forderbanken oder -instituten und den Verwaltungsbehorden der
europiischen Struktur- und Investitionsfonds zusammenarbeiten und deren
Fachkompetenz nutzen. In Mitgliedstaaten, die iiber keine nationalen Forderbanken
oder -institute verfiigen, sollte die InvestE U-Beratungsplattform bei Bedarf und auf
Ersuchen des betroffenen Mitgliedstaats bei der Einrichtung derartiger Banken oder

Institute proaktiv Unterstiitzung in Form von Beratungsleistungen anbieten.

Die InvestEU-Beratungsplattform sollte Kleinprojekte und Projekte fiir Start-up-
Unternehmen vor allem dann durch Beratung unterstiitzen, wenn diese ihre Investitionen
in Forschung und Innovation durch den Erwerb von Rechtstiteln fiir das geistige

Eigentum, etwa durch Patente, schiitzen wollen.

Im Rahmen des Fonds ,,InvestEU* ist es erforderlich, Projektentwicklungshilfe und
Kapazititsautbauhilfe anzubieten, um die fiir die Entstehung hochwertiger Projekte
notwendigen organisatorischen Kapazititen und Market-Making-Téatigkeiten aufzubauen.
Dartiber hinaus geht es darum, die Voraussetzungen zu schaffen, um die potenzielle Zahl der
forderfahigen Empfanger in neu entstehenden und lokalen Marktsegmenten zu erhohen,

insbesondere in Fillen, in denen die geringe GroBe der einzelnen Projekte zu erheblich
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(38)

(39)

(40)

(41)

hoheren Transaktionskosten auf Projektebene fiihrt, etwa fiir das Social-Finance-Okosystem.
Die Kapazititsaufbauhilfe sollte daher zusitzlich zu den im Rahmen anderer
Unionsprogramme fiir ein bestimmtes Politikfeld ergriffenen MaBBnahmen bestehen und
diese erginzen. Auflerdem sollten Anstrengungen unternommen werden, um den
Kaparzititsaufbau potenzieller Projektforderer, vor allem lokaler

Diensteanbieterorganisationen und Behdérden, zu unterstiitzen.

Das InvestEU-Portal sollte eingerichtet werden, um eine leicht zugingliche und
benutzerfreundliche Projektdatenbank zu schaffen, die die Sichtbarkeit von
Investitionsprojekten auf der Suche nach Finanzierungsmoglichkeiten fordert und besonders
darauf ausgerichtet ist, den Durchfiihrungspartnern eine mogliche Pipeline mit
Investitionsprojekten bereitzustellen, die mit dem Recht und der Politik der Union vereinbar

sind.

Gemall den Nummern 22 und 23 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April
2016" {iber bessere Rechtsetzung muss das Programm ,,InvestEU* auf der Grundlage von
Informationen evaluiert werden, die mittels besonderer Anforderungen an die Uberwachung
erfasst werden, wobei Uberregulierung und Verwaltungsaufwand insbesondere fiir die
Mitgliedstaaten zu vermeiden sind. Diese Anforderungen kdnnen bei Bedarf messbare
Indikatoren als Grundlage fiir die Evaluierung der Auswirkungen des Programms

,.InvestEU“ vor Ort umfassen.

Es sollte ein solider, auf Output-, Ergebnis- und Wirkungsindikatoren gestiitzter
Uberwachungsrahmen umgesetzt werden, der den Fortschritt in Richtung auf die Ziele der
Union iiberwacht. Um die Rechenschaftslegung gegeniiber den européischen Biirgerinnen
und Biirgern zu gewéhrleisten, sollten die Kommission und der Lenkungsrat dem
Européischen Parlament und dem Rat jéhrlich iiber die Fortschritte, Auswirkungen und

Tatigkeiten des Programms ,,InvestEU* berichten.

Auf diese Verordnung finden die vom Européischen Parlament und dem Rat gemal3
Artikel 322 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union erlassenen

horizontalen Haushaltsvorschriften Anwendung. Diese Vorschriften sind in der

13

Interinstitutionelle Vereinbarung zwischen dem Européischen Parlament, dem Rat der
Européischen Union und der Europédischen Kommission vom 13. April 2016 iiber bessere
Rechtsetzung (ABI. L 123 vom 12.5.2016, S. 1).
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(42)

(43)

Haushaltsordnung festgelegt und regeln insbesondere das Verfahren fiir die Aufstellung und
den Vollzug des Haushaltsplans durch Finanzhilfen, Auftragsvergabe, Preisgelder,
indirekten Haushaltsvollzug sowie die Kontrolle der Verantwortung der Finanzakteure. Die
auf der Grundlage von Artikel 322 AEUV erlassenen Vorschriften betreffen auch den
Schutz der finanziellen Interessen der Union gegen generelle Méngel in Bezug auf das
Rechtsstaatsprinzip in den Mitgliedstaaten, da die Achtung der Rechtsstaatlichkeit eine
unverzichtbare Voraussetzung fiir die Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfiihrung und eine

wirksame EU-Finanzierung ist.

Die Verordnung (EU, Euratom) Nr. [neue HO] findet auf das Programm ,,InvestEU*
Anwendung. Sie regelt den Vollzug des Unionshaushalts und enthélt unter anderem

Bestimmungen zu Haushaltsgarantien.

Gemal der Haushaltsordnung, der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des
Europiischen Parlaments und des Rates'®, der Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2988/95 des
Rates'”, der Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates! und der Verordnung (EU)
2017/1939 des Rates'” sollen die finanziellen Interessen der Union geschiitzt werden, indem
verhdltnisméaBige Mallnahmen unter anderem zur Pravention, Aufdeckung, Behebung und
Untersuchung von UnregelmiBigkeiten und Betrug, zur Einziehung entgangener,
rechtsgrundlos gezahlter oder nicht widmungsgemal3 verwendeter Mittel und gegebenenfalls
verwaltungsrechtliche Sanktionen ergriffen werden. Insbesondere kann das Europdische
Amt fiir Betrugsbekdmpfung (OLAF) gemiB der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013
sowie der Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 administrative Untersuchungen

einschlieBlich Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort durchfiihren, um festzustellen, ob ein

14

15

16

17

Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates vom
11. September 2013 iiber die Untersuchungen des Europdischen Amtes fiir
Betrugsbekdmpfung (OLAF) und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des
Europiischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des
Rates (ABI. L 248 vom 18.9.2013, S. 1).

Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 iiber den Schutz
der finanziellen Interessen der Europdischen Gemeinschaften (ABI. L 312 vom 23.12.1995,
S. 1).

Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996 betreffend die
Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort durch die Kommission zum Schutz der finanziellen
Interessen der Europdischen Gemeinschaften vor Betrug und anderen UnregelméBigkeiten
(ABI. L 292 vom 15.11.1996, S. 2).

Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates vom 12. Oktober 2017 zur Durchfiihrung einer
Verstiarkten Zusammenarbeit zur Errichtung der Européischen Staatsanwaltschaft (EUStA)
(ABI. L 283 vom 31.10.2017, S. 1).
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(44)

(45)

(46)

Betrugs- oder Korruptionsdelikt oder eine sonstige rechtswidrige Handlung zum Nachteil
der finanziellen Interessen der Union vorliegt. Wie in der Richtlinie (EU) 2017/1371 des
Europiischen Parlaments und des Rates'® vorgesehen ist, kann die Europdische
Staatsanwaltschaft (im Folgenden ,,EUStA*) gemil der Verordnung (EU) 2017/1939
Betrugsfille und sonstige gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtete Straftaten
untersuchen und ahnden. Nach der Haushaltsordnung ist jede Person oder Stelle, die
Unionsmittel erhilt, verpflichtet, uneingeschrankt am Schutz der finanziellen Interessen der
Union mitzuwirken, der Kommission, dem OLAF, der EUStA und dem Europédischen
Rechnungshof die erforderlichen Rechte und den Zugang zu gewéhren und sicherzustellen,

dass an der Ausfithrung von Unionsmitteln beteiligte Dritte gleichwertige Rechte gewidhren.

Drittlander, die dem Europdischen Wirtschaftsraum (EWR) angehoren, diirfen an
Programmen der Union im Rahmen der im EWR-Abkommen eingerichteten
Zusammenarbeit teilnehmen; darin ist geregelt, dass die Durchfiihrung der Programme
durch einen EWR-Beschluss auf der Grundlage des Abkommens erfolgt. Drittlinder diirfen
auch auf der Grundlage anderer Rechtsinstrumente teilnehmen. Es sollte eine spezifische
Bestimmung in diese Verordnung aufgenommen werden, um Auslandsgesellschaften und
Unternehmen mit Sitz in nicht kooperativen Liindern auszuschlieffen und um dem
zustidndigen Anweisungsbefugten, dem Européischen Amt fiir Betrugsbekampfung (OLAF)
und dem Européischen Rechnungshof die erforderlichen Rechte und den Zugang zu
gewihren, die sie zur Ausilibung ihrer jeweiligen Befugnisse und zur Gewdhrleistung des
Rechts der Union bendtigen, eine Finanzverwaltung und den Schutz ihrer finanziellen

Interessen sicherzustellen.

GeméB [Verweis ggf- entsprechend dem neuem Beschluss iiber ULG aktualisieren:

Artikel 88 des Beschlusses 2013/755/EU des Rates] konnen natiirliche Personen und Stellen
eines iiberseeischen Landes oder Gebiets vorbehaltlich der Bestimmungen und Ziele des
Programms ,,InvestEU* und der moglichen Regelungen, die fiir den mit dem Land oder

Gebiet verbundenen Mitgliedstaat gelten, finanziell unterstiitzt werden.

Um bestimmte nicht wesentliche Vorschriften dieser Verordnung durch

Investitionsleitlinien, die von der Kommission in enger Zusammenarbeit mit den

18

Richtlinie (EU) 2017/1371 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2017 {iber
die strafrechtliche Bekdmpfung von gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtetem
Betrug (ABL. L 198 vom 28.7.2017, S. 29).
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(47)

Durchfiihrungspartnern nach Konsultationen ausgearbeitet werden sollten und die die
Finanzierungen und Investitionen einhalten miissen, zu ergdnzen, eine rasche und flexible
Anpassung der Leistungsindikatoren zu erleichtern und die Dotierungsquote anzupassen,
sollte der Kommission die Befugnis iibertragen werden, gemal3 Artikel 290 AEUV
Rechtsakte zu erlassen, um die Investitionsleitlinien fiir die Finanzierungen und
Investitionen im Rahmen der einzelnen Politikbereiche zu erstellen, den Anhang III durch
Uberarbeitung oder Ergéinzung der Indikatoren abzuéindern und die Dotierungsquote
anzupassen. Im Einklang mit dem Grundsatz der Verhiltnismdfigkeit sollten derartige
Investitionsleitlinien angemessene Bestimmungen zur Verhinderung von unnétigem
Verwaltungsaufwand enthalten. Die Kommission sollte im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit
unbedingt — auch auf der Ebene von Sachverstidndigen — angemessene Konsultationen
durchfiihren, die mit den Grundsétzen der Interinstitutionellen Vereinbarung iiber bessere
Rechtsetzung vom 13. April 2016 in Einklang stehen. Insbesondere sollten das Europdische
Parlament und der Rat — im Interesse einer gleichberechtigten Beteiligung an der
Ausarbeitung delegierter Rechtsakte — sémtliche Dokumente zur selben Zeit erhalten wie die
Sachverstindigen der Mitgliedstaaten; zudem haben ihre Sachverstindigen systematisch
Zugang zu den Sitzungen der Sachverstindigengruppen der Kommission, die mit der

Ausarbeitung der delegierten Rechtsakte befasst sind.

Das Programm ,,InvestEU* sollte Marktversagen in der Union beziehungsweise in
einzelnen Mitgliedstaaten und suboptimalen Investitionsbedingungen entgegenwirken und
unionsweite Markttests innovativer Finanzprodukte fiir neue oder komplexe Félle von
Marktversagen sowie Systeme zur Verbreitung dieser Produkte ermdglichen. Daher ist ein

Tatigwerden auf Unionsebene gerechtfertigt —
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HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Gegenstand

Mit der vorliegenden Verordnung wird der Fonds ,,InvestEU* aufgestellt, der eine EU-Garantie fiir
von den Durchfiihrungspartnern zur Férderung der internen Politikbereiche der Union

durchgefiihrte Finanzierungen und Investitionen bereitstellt.

Sie richtet aulerdem einen Mechanismus fiir beratende Unterstiitzung ein, der die Entwicklung
investitionswiirdiger und nachhaltiger Projekte und den Zugang zu Finanzierungen fordert und
einen entsprechenden Kapazitdtsaufbau bereitstellt (,,InvestEU-Beratungsplattform*). Ferner richtet
sie eine Datenbank ein, die den Projekten, fiir die die Projekttriger Finanzierungsmoglichkeiten
suchen, Sichtbarkeit verleiht und Investoren Informationen tiber Investitionsmdglichkeiten liefert

(,,InvestEU-Portal*).

Sie regelt die Ziele des Programms ,,InvestEU*, die Mittelausstattung und die Hohe der EU-
Garantie fiir den Zeitraum 2021 bis 2027 sowie die Formen der Unionsfinanzierung und sie enthélt

die Finanzierungsbestimmungen.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen:

(-1) ,Zusdtzlichkeit“ Zusdtzlichkeit im Sinne des Artikels 7a dieser Verordnung und gemdf}
Artikel 209 Absatz 2 Buchstabe b der Haushaltsordnung;

(-la) ,,Partner der Beratungsplattform* die forderfihige Gegenpartei, mit der die Kommission
eine Vereinbarung zur Durchfiihrung einer von der InvestEU-Beratungsplattform

erbrachten Dienstleistung unterzeichnet;
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(1

(1a)

(1b)

)

(2a)

3)

4)

)

,MischfinanzierungsmafBBnahmen* aus dem Unionshaushalt unterstiitzte MaBBnahmen, die
nicht riickzahlbare Formen der Unterstiitzung und/oder riickzahlbare Formen der
Unterstiitzung aus dem EU-Haushalt mit riickzahlbaren Formen der Unterstiitzung von
Entwicklungsfinanzierungs- oder anderen 6ffentlichen Finanzierungsinstitutionen sowie
von kommerziellen Finanzinstituten und Investoren kombinieren; fiir die Zwecke dieser
Begriffsbestimmung kdnnen Unionsprogramme, die aus anderen Quellen als dem
Unionshaushalt finanziert werden, etwa der Innovationsfonds des EU-
Emissionshandelssystem (EHS), den aus dem Unionshaushalt finanzierten

Unionsprogrammen gleichgesetzt werden;

»Beitragsvereinbarung“ das Rechtsinstrument, mit dem die Kommission und die
Mitgliedstaaten die Bedingungen der unter die Mitgliedstaaten-Komponente fallenden
EU-Garantie nach Artikel 9 festlegen;

wEIB-Gruppe* die Europiiische Investitionsbank und ihre Tochtergesellschaften;

,EU-Garantie eine iiber den Unionshaushalt bereitgestellte Gesamtgarantie, in deren
Rahmen die Haushaltsgarantien gemdl3 [ Artikel 219 Absatz 1 der [Haushaltsordnung]]
durch die Unterzeichnung einzelner Garantievereinbarungen mit den

Durchfiihrungspartnern wirksam werden;

wfinanzieller Beitrag“ den Beitrag eines Durchfiihrungspartners in Form von eigenen
Kapatzitiiten fiir die Ubernahme von Risiken und/oder finanzieller Unterstiitzung fiir ein

unter diese Verordnung fallendes Vorhaben;

,Finanzprodukt® ein(e) zwischen der Kommission und dem Durchfiihrungspartner
vereinbarte(r) Finanzmechanismus bzw. Finanzvereinbarung, entsprechend dem bzw. der
der Durchfithrungspartner den Endempféangern entweder direkt oder iiber Mittler eine

Finanzierung in einer der in Artikel 13 genannten Formen bereitstellt;

,Finanzierungen und/oder Investitionen* Maflnahmen, um Endempféngern direkte oder
indirekte Finanzierung in Form von Finanzprodukten bereitzustellen, die von einem
Durchfiihrungspartner in eigenem Namen durchgefiihrt, im Einklang mit dessen internen

Vorschriften erbracht und in dessen Jahresabschluss verbucht werden;

,Fonds mit geteilter Mittelverwaltung Fondsmittel, von denen ein Teil fiir die Dotierung

einer Haushaltsgarantie im Rahmen der Mitgliedstaaten-Komponente des Fonds
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»InvestEU* vorgesehen werden kann, namentlich der Européische Fonds fiir regionale
Entwicklung (EFRE), der Européische Sozialfonds+ (ESF+), der Kohisionsfonds, der
Europiische Meeres- und Fischereifonds (EMFF) und der Europdische
Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des ldndlichen Raums (ELER);

(6) ,(Garantievereinbarung* das Rechtsinstrument, mit dem die Kommission und ein
Durchfiihrungspartner die Bedingungen festlegen, nach denen Finanzierungen oder
Investitionen fiir eine Deckung durch die EU-Garantie vorgeschlagen werden, eine
Haushaltsgarantie fiir diese Finanzierungen oder Investitionen bereitgestellt wird und diese
Finanzierungen oder Investitionen im Einklang mit den Bestimmungen der vorliegenden

Verordnung umgesetzt werden;

(7) ,Durchfiihrungspartner die forderfahige Gegenpartei, etwa eine Finanzierungsinstitution
oder ein anderer Mittler, mit der die Kommission eine Garantievereinbarung

I unterzeichnet;
(8) ,InvestEU-Beratungsplattform* die in Artikel 20 definierte technische Hilfe;
9) »InvestEU-Portal* die in Artikel 21 definierte Datenbank;

(10) ,Programm ,InvestEU“““ der Fonds ,,InvestEU*, die InvestEU-Beratungsplattform, das

InvestEU-Portal und Mischfinanzierungsmaflnahmen zusammengenommen;

(10a) , Investitionsleitlinien“ eine Reihe von Kriterien auf der Grundlage der durch diese
Verordnung festgelegten Grundsiitze in Bezug auf die allgemeinen Ziele,
Forderkriterien und forderfihigen Instrumente, anhand derer der Investitionsausschuss
auf transparente und unabhingige Weise iiber den Einsatz der EU-Garantie

entscheidet;

(10b) , Investitionsplattformen“ Zweckgesellschaften, verwaltete Konten, vertragliche
Kofinanzierungsmechanismen oder Risikoteilungsvereinbarungen oder
Vereinbarungen, die auf andere Weise geschaffen wurden und iiber die Einrichtungen
einen finanziellen Beitrag zur Finanzierung einer Reihe von Investitionsvorhaben leiten

und die Folgendes umfassen konnen:
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(1)

(12)

(13)

(14)

(15)

(16)

(16a)

a)  nationale oder subnationale Plattformen, in denen verschiedene
Investitionsvorhaben im Hoheitsgebiet eines bestimmten Mitgliedstaats

zusammengefasst sind,

b)  mehrere Linder einbeziehende oder regionale Plattformen, in denen Partner aus
verschiedenen Mitgliedstaaten oder Drittlindern gruppiert sind, die an Vorhaben

in einem bestimmten geografischen Gebiet interessiert sind,

c¢)  thematische Plattformen, die Investitionsvorhaben in einem bestimmten

Wirtschaftszweig zusammenfassen;
,Mikrofinanzierung* Mikrofinanzierung im Sinne der Verordnung [[ESF+] Nummer];

,Unternechmen mit mittelgroBer Marktkapitalisierung™ Unternehmen, die bis zu
3000 Mitarbeiter beschiftigen und keine KMU oder kleinen Unternehmen mit mittelgroBer
Marktkapitalisierung sind;

,hationale Forderbanken oder -institute* (,, NPBI“) juristische Personen, die im Rahmen
ihrer gewerblichen Tétigkeit Finanzierungstétigkeiten ausiiben und denen von einem
Mitgliedstaat oder einer Einrichtung eines Mitgliedstaats — auf zentraler, regionaler oder
lokaler Ebene — ein Auftrag zur Durchfiihrung von Entwicklungs- oder Fordertétigkeiten

erteilt wurde;

,kleine und mittlere Unternehmen (KMU)* Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere

Unternehmen im Sinne des Anhangs der Empfehlung 2003/361/EG der Kommission'?;

,kleine Unternehmen mit mittelgroBer Marktkapitalisierung* Unternehmen, die bis zu

499 Mitarbeiter beschiftigen und keine KMU sind;
»Sozialunternehmen® ein Sozialunternehmen im Sinne der Verordnung [[ESF+] Nummer];

whachhaltiges Finanzwesen“ die Beriicksichtigung umweltbezogener und sozialer
Erwdgungen bei Investitionsentscheidungen, was zu mehr Investitionen in lingerfristige

und nachhaltige Aktivititen fiihrt;

19

Empfehlung 2003/361/EG der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der
Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen (ABI. L 124 vom
20.5.2003, S. 36).
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(17) ,Drittland* ein Land, das kein Mitgliedstaat der Union ist.

Artikel 3

Ziele des Programms ,,InvestEU*

1. Das allgemeine Ziel des Programms ,,InvestEU* besteht darin, die politischen Ziele der

Union durch Finanzierungen und Investitionen zu unterstiitzen und dadurch Folgendes zu

fordern:

a)

aa)

die Wettbewerbsfahigkeit der Union, einschlieBlich der Bereiche Forschung,

Innovation und Digitalisierung;

eine Erhohung der Beschiiftigungsquote und die Schaffung hochwertiger

Arbeitspliitze in der Union;

b)  das Wirtschaftswachstum in der Union und seine Nachhaltigkeit, das die Union in
die Lage versetzt, die Ziele fiir nachhaltige Entwicklung und die Ziele des
Ubereinkommens von Paris zu erreichen;

c) die soziale Innovations-, Widerstands- und Inklusionsfihigkeit der Union;

ca) die Unterstiitzung des wissenschaftlichen und technologischen Fortschritts, der
Kultur sowie der allgemeinen und beruflichen Bildung;

cb) den wirtschaftlichen, territorialen und sozialen Zusammenhalt;

d) die Integration der Kapitalmérkte der Union und die Stiarkung des Binnenmarkts,
darunter Losungen zur Verringerung der Fragmentierung der Kapitalmarkte der
Union, zur Diversifizierung der Finanzierungsquellen fiir Unternehmen in der Union
und zur Forderung nachhaltiger Finanzierungen.

2. Die einzelnen Ziele des Programms ,,InvestEU* sind:

a)  die Unterstiitzung von Finanzierungen und Investitionen in nachhaltige Infrastruktur
in den in Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a genannten Bereichen;

b)  die Unterstlitzung von Finanzierungen und Investitionen in Forschung, Innovation
und Digitalisierung in allen Politikbereichen, einschlieflich der Unterstiitzung fiir
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den Ausbau innovativer Unternehmen und der Markteinfithrung von

Technologien,

c¢) die Verbesserung und Vereinfachung des Zugangs zu und der Verfiigbarkeit von
Finanzierungen flir innovative Start-up-Unternehmen, KMU einschlieflich
Kleinstunternehmen und in hinreichend begriindeten Féllen fiir kleine Unternehmen
mit mittelgroer Marktkapitalisierung sowie die Verbesserung ihrer allgemeinen

Wettbewerbsfihigkeit,

d) die Verbesserung des Zugangs zu und der Verfiigbarkeit von Mikrofinanzierungen
und Finanzierungen fiir KMU, Sozialunternehmen, die Kultur- und
Kreativwirtschaft und das Bildungswesen, die Unterstiitzung von Finanzierungen
und Investitionen im Zusammenhang mit sozialen Investitionen, Féihigkeiten und
Kompetenzen sowie die Entwicklung und Konsolidierung der Mérkte fiir soziale

Investitionen in den in Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe d genannten Bereichen.

Artikel 4
Mittelausstattung und Betrag der EU-Garantie

1. Die EU-Garantie fiir die EU-Komponente nach Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe a betrigt
40 817 500 000 EUR zu jeweiligen Preisen. Sie wird mit einer Quote von 40 % dotiert.

Fiir die Mitgliedstaaten-Komponente nach Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe b kann die EU-
Garantie mit einem weiteren Betrag ausgestattet werden, sofern die Mitgliedstaaten die
entsprechenden Betrdge nach MaB3igabe des [Artikels 10 Absatz 1] der Verordnung
[Nummer der Dachverordnung]?® und des Artikels [75 Absatz 1] der Verordnung

[Nummer der Verordnung iiber die GAP-Strategiepline]*! zuweisen.

Zusdtzlich zu dem in Unterabsat; 2 genannten Beitrag konnen die Mitgliedstaaten
Beitrige zur Mitgliedstaaten-Komponente in Form von Garantien oder Barmitteln

leisten.

20
21
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Durch Beitridge von Drittlindern nach Artikel 5 kann sich der in Unterabsatz 1 genannte
Betrag der EU-Garantie weiter erhohen, wobei die Geldleistung in voller Hohe im

Einklang mit [Artikel 218 Absatz 2] der [Haushaltsordnung] erbracht wird.

Diel Aufteilung des in Absatz 1 Unterabsatz 1 dieses Artikels genannten Betrags ist in
Anhang [ I festgelegt. Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemdf; Artikel 26
delegierte Rechtsakte zur Ergiinzung dieser Verordnung durch Anderung der in
Anhang [ festgelegten Betrdge bei Bedarf fiir jeden Politikbereich um bis zu 15 % zu

erlassen.

Die Finanzausstattung fiir die Durchfithrung der in den Kapiteln V und VI vorgesehenen

MaBnahmen betragt 525 000 000 EUR zu jeweiligen Preisen.

Der in Absatz 3 genannte Betrag darf auch fiir technische und administrative Hilfe bei der
Durchfiihrung des Programms ,,InvestEU* eingesetzt werden, darunter fiir die
Vorbereitung, Uberwachung, Kontrolle, Priifung und Evaluierung, einschlieBlich fiir

betriebliche Informationssysteme.

Artikel 5

Mit dem Fonds ,,InvestEU* assoziierte Drittlander

Die folgenden Drittlander konnen fiir die EU-Komponente nach Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe a des

Fonds ,,InvestEU* und fiir jeden der Politikbereiche nach Artikel 7 Absatz 1 Beitrdge erbringen, um

sich gemél [Artikel 218 Absatz 2] der [Haushaltsordnung] an bestimmten Finanzprodukten zu

beteiligen:

a)

b)

Mitglieder der Europdischen Freihandelsassoziation (EFTA), die dem Europdischen

Wirtschaftsraum (EWR) angehoren, nach MalBgabe des EWR-Abkommens;

beitretende Lander, Kandidatenlédnder und potenzielle Kandidaten, nach Mafgabe der in
den jeweiligen Rahmenabkommen und Beschliissen des Assoziationsrats oder in dhnlichen
Ubereinkiinften festgelegten allgemeinen Grundsitze und Bedingungen fiir ihre Teilnahme
an Programmen der Union und nach Mal3gabe der spezifischen Bedingungen aus den

Abkommen zwischen ihnen und der Union,

unter die europdische Nachbarschaftspolitik fallende Lénder, nach MaBigabe der in den

jeweiligen Rahmenabkommen und Beschliissen des Assoziationsrats oder in &hnlichen
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Ubereinkiinften festgelegten allgemeinen Grundsitze und Bedingungen fiir die Teilnahme
dieser Lander an Programmen der Union und nach Mafigabe der spezifischen Bedingungen

aus den Abkommen zwischen der Union und diesen Liandern;

d) Drittlinder nach Mal3gabe des Abkommens iiber die Teilnahme des jeweiligen Drittlands

an einem Unionsprogramm, sofern das Abkommen

i)  ein ausgewogenes Gleichgewicht zwischen den Beitragen und dem Nutzen der

Teilnahme des Drittlandes an den Unionsprogrammen gewahrleistet;

i1)  die Bedingungen fiir die Teilnahme an den Programmen regelt, einschlieflich der
Berechnung der finanziellen Beitrdge zu einzelnen Programmen und zu deren
Verwaltungskosten. Diese Betrige gelten als zweckgebundene Einnahmen geméaf

[Artikel 21 Absatz 5] der [Haushaltsordnung],
iii)  dem Drittland keine Entscheidungsbefugnis in Bezug auf das Programm einrdumt;

iv)  die Rechte der Union wahrt, eine wirtschaftliche Haushaltsfiihrung sicherzustellen

und ihre finanziellen Interessen zu schiitzen.

Artikel 6

Durchfiihrung und Formen der Unionsfinanzierung

1. Die EU-Garantie wird im Wege der indirekten Mittelverwaltung mit Einrichtungen nach
[Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe ¢ Ziffern ii bis vii] der [Haushaltsordnung] durchgefiihrt.
Sonstige EU-Finanzierungen im Rahmen der vorliegenden Verordnung werden im
Einklang mit der [Haushaltsordnung] im Wege der direkten oder der indirekten
Mittelverwaltung durchgefiihrt, wobei fiir Finanzhilfen [Titel VIII] der [Haushaltsordnung]
mafgebend ist.

2. Durch die EU-Garantie gedeckte Finanzierungen und Investitionen, die Teil einer
MischfinanzierungsmafBnahme sind, bei der eine Unterstiitzung im Rahmen der
vorliegenden Verordnung mit Unterstiitzung im Rahmen eines oder mehrerer

Unionsprogramme oder aus dem EU-EHS-Innovationsfonds kombiniert wird,

a)  entsprechen den im Rechtsakt des Unionsprogramms, in dessen Rahmen die

Unterstiitzung gewahrt wird, festgelegten politischen Zielen und Forderkriterien;
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b)  stehen mit den Bestimmungen der vorliegenden Verordnung im Einklang.

2a. Mischfinanzierungsmafinahmen, bei denen verschiedene Forderungen im Rahmen der
vorliegenden Verordnung kombiniert werden, sollten so unterbrechungsfrei wie moglich

bereitgestellt werden.

3. MischfinanzierungsmafBnahmen, die Finanzierungsinstrumente umfassen, die ohne
Riickgriff auf die EU-Garantie im Rahmen der vorliegenden Verordnung vollstindig aus
anderen Unionsprogrammen oder aus dem EU-EHS-Innovationsfonds finanziert werden,
entsprechen den im Rechtsakt des Unionsprogramms, in dessen Rahmen die Unterstiitzung

gewihrt wird, festgelegten politischen Zielen und Forderkriterien.

4. Im Einklang mit Absatz 2 werden die nicht riickzahlbaren Formen der Unterstiitzung
und/oder Finanzierungsinstrumente aus dem Unionshaushalt, die Teil einer
Mischfinanzierungsmafinahme im Sinne der Abséitze 2 oder 3 sind, nach Ma3gabe der im
Rechtsakt des jeweiligen Unionsprogramms festgelegten Vorschriften beschlossen und im
Rahmen der Mischfinanzierungsmaf3inahme im Einklang mit der vorliegenden Verordnung

und mit [Titel X] der [Haushaltsordnung] umgesetzt.

Die Berichterstattung erstreckt sich ferner auf die Ubereinstimmung mit den im Rechtsakt
des Unionsprogrammes, in dessen Rahmen die Unterstiitzung beschlossen wird,
festgelegten politischen Zielen und Forderkriterien und auf die Einhaltung der

Bestimmungen der vorliegenden Verordnung.

KAPITEL 11

Fonds ,,InvestEU*

Artikel 7
Politikbereiche

1. Der Fonds ,,InvestEU* ist fiir die folgenden vier Politikbereiche einsetzbar, wobei es
darum geht, in jedem spezifischen Bereich Marktversagen und/oder suboptimalen

Investitionsbedingungen entgegenzuwirken:

a)  Der Politikbereich ,,Nachhaltige Infrastruktur* umfasst nachhaltige Investitionen in

den Bereichen Verkehr einschlieflich multimodaler Verkehr, Strafiensicherheit,
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b)

d)

Renovierung und Instandhaltung der Schienen- und Strafieninfrastruktur,
Tourismus, Energie — insbesondere stirkere Verbreitung von erneuerbaren
Energietrigern —, Energieeffizienz im Sinne des Rahmens fiir die Energiepolitik
bis 2030 bzw. 2050, Projekte fiir die Renovierung von Gebduden mit dem
Schwerpunkt auf Energieeinsparungen und Einbindung von Gebdiuden in ein
vernetites Energie-, Speicherungs-, Digital- und Transportsystem, Verbesserung
der Vernetzung, digitale Vernetzung und digitaler Zugang auch im lindlichen
Raum, Rohstoffgewinnung und -verarbeitung, Weltraum, Meere, Binnengewidsser,
Abfallvermeidung und Kreislaufwirtschaft, Natur und Umwelt, Ausriistung,
rollendes Material sowie Verbreitung innovativer Technologien, die die
okologischen und/oder sozialen Nachhaltigkeitsziele der Union befordern und die

okologischen oder sozialen Nachhaltigkeitsstandards der Union erfiillen.

Der Politikbereich ,,Forschung, Innovation und Digitalisierung* umfasst Tatigkeiten
in den Bereichen Forschung, Produktentwicklung und Innovation, Weitergabe von
Technologien und Forschungsergebnissen an den Markt, Unterstiitzung der
Marktvoraussetzungen und der Zusammenarbeit zwischen Unternehmen,
Demonstration und Verbreitung von innovativen Losungen, Unterstiitzung der
Expansion innovativer Unternehmen einschliefilich Start-up-Unternehmen und
KMU I und Digitalisierung der Industrie in der Union, und zwar auf der Grundlage

der insbesondere im Rahmen von InnovFin gewonnenen Erfahrungen.

Im Politikbereich ,,KMU* werden der vereinfachte Zugang zu und die Verfligbarkeit
von Finanzierungen flir Start-up-Unternehmen, KMU, einschlieflich innovativer
KMU, und in begriindeten Féllen fiir kleine Unternehmen mit mittelgrof3er
Marktkapitalisierung gefordert, insbesondere um die allgemeine
Wettbewerbsfiihigkeit zu verbessern und Innovationen, Digitalisierung und

Nachhaltigkeit zu fordern.

Der Politikbereich ,,Soziale Investitionen und Kompetenzen* umfasst ethische und
nachhaltige Finanzierungen, Mikrofinanzierungen, Ubernahmen durch
Arbeitnehmer, Finanzierung von Sozialunternehmen und Sozialwirtschaft und
Mapfinahmen zur Forderung der Gleichstellung der Geschlechter und der aktiven
Teilhabe von Frauen und schutzbediirftigen Gruppen, Qualifikationen, allgemeine

und berufliche Bildung sowie damit zusammenhingende Dienste, soziale
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Infrastruktur (einschlieBlich Sozial- und Studentenwohnungen), soziale Innovation,
Gesundheit und Langzeitpflege, Inklusion und Barrierefreiheit, kulturelle Aktivitdten
mit sozialer Zielsetzung, die Kultur- und Kreativwirtschaft, die mitunter Ziele im
Zusammenhang mit interkulturellem Dialog und sozialem Zusammenhalt verfolgt,

und Integration schutzbediirftiger Personen, einschlielich Drittstaatsangehdriger.

Lisst sich eine dem Investitionsausschuss nach Artikel 19 vorgeschlagene Finanzierung
oder Investition mehreren Politikbereichen zuordnen, so bestimmt sich der Politikbereich,
dem sie zuzuordnen ist, nach ihrem Hauptziel oder dem Hauptziel der Mehrheit ihrer

Teilprojekte, sofern in den Investitionsleitlinien nichts anderes festgelegt ist.

Finanzierungen und Investitionen, die allen Politikbereichen nach Absatz 1 || zuzuordnen
sind, werden gegebenenfalls auf ihre klimabezogene, 6kologische und soziale
Nachhaltigkeit gepriift, um moglichst geringe negative und moglichst grof3e positive
Auswirkungen auf Klima, Umwelt und Soziales zu gewéhrleisten. Die Projekttrager, die
Finanzierungen beantragen, legen zu diesem Zweck geeignete Informationen vor, wobei
sie sich an den von der Kommission zu erstellenden Leitlinien orientieren, die im Wege
eines delegierten Rechtsakts eingefiihrt wurden und bei denen den in der [Verordnung
(EU) Nr. .../.. iiber die Einrichtung eines Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger
Investitionen COM(2018)0353] festgelegten Kriterien, anhand derer festgestellt wird, ob
eine Wirtschaftstitigkeit als ékologisch nachhaltig erachtet werden kann, Rechnung
getragen wird. Gegebenenfalls konnen Projekte, deren Grifie unter einer bestimmten in

den Leitlinien festgelegten Grofe liegt, von dieser Prifung ausgenommen werden.
Anhand der Leitlinien der Kommission ist es mdglich,

a)  mittels einer Bewertung der Klimaanfilligkeit und der Klimarisiken die erforderliche
Resilienz gegen die nachteiligen Auswirkungen des Klimawandels — gegebenenfalls
unter Vornahme entsprechender Anpassungsmaf3inahmen — zu gewihrleisten und die
Kosten der Treibhausgasemissionen sowie die positiven Auswirkungen von
KlimaschutzmaBnahmen in die wirtschaftliche Bewertung des Projekts
einzubeziehen und die Einhaltung der Umweltziele und -standards der Union

sicherzustellen,
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4a.

b) die Gesamtauswirkungen des Projekts im Hinblick auf die wichtigsten
Naturkapitalbestandteile wie Luft, Wasser, Land, Boden und biologische Vielfalt zu

beriicksichtigen,

ba) die Auswirkungen auf die Schaffung von Beschdiftigung und hochwertigen

Arbeitsplitzen abzuschitzen,

c) die Auswirkungen auf die soziale Inklusion bestimmter Regionen oder

Bevolkerungsgruppen zu bewerten.

Die Durchfiihrungspartner legen die Informationen vor, die erforderlich sind, um
Investitionen zu ermitteln, die zur Verwirklichung der Unionsziele in den Bereichen
Umwelt- und Klimaschutz beitragen, wobei sie sich auf die von der Kommission zu
erstellenden Leitlinien stiitzen und gegebenenfalls bewerten, ob bei den Vorhaben die
Verordnung (EU) Nr. .../.. iiber die Einrichtung [eines Rahmens zur Erleichterung

nachhaltiger Investitionen] eingehalten werden.

Im Rahmen des Politikbereichs ,, KMU* wird auch Begiinstigten, die durch die
verschiedenen EU-Biirgschafts- und Garantiefazilititen, die unter InvestEU
zusammengefiihrt wurden, unterstiitzt werden, Unterstiitzung angeboten, insbesondere
im Rahmen der Biirgschaftsfazilitit fiir den Kultur- und Kreativsektor aus dem

Programm Kreatives Europa.
Die Durchfithrungspartner streben das Ziel an, dass

a) mindestens 65 % der Investitionen im Rahmen des Politikbereichs ,,Nachhaltige
Infrastruktur® mafgeblich zur Verwirklichung der Umwelt- und Klimaschutzziele

der Union im Sinne des Ubereinkommens von Paris beitragen;

b)  im Verkehrswesen wenigstens 10 % der Investitionen im Politikbereich
wNachhaltige Infrastruktur dazu beitragen, dass das EU-Ziel der Senkung der
Zahl der Todesfiille und schweren Verletzungen im Strafienverkehr auf Null
bis 2050 erreicht wird und dass Eisenbahn- und Strafienverkehrsbriicken und

Tunnel zum Zwecke ihrer Sicherheit renoviert werden;
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6a.

¢)  mindestens 35 % der Investitionen im Rahmen des Politikbereichs ,, Forschung,
Innovation und Digitalisierung“ zur Verwirklichung der Ziele von Horizont

Europa beitragen;

d)  mit einem erheblichen Anteil der Garantie, die KMU und Unternehmen mit
mittelgrofier Marktkapitalisierung im Rahmen des Politikbereichs ,, KMU*“

angeboten wird, innovative KMU unterstiitgt werden;

Die Kommission strebt gemeinsam mit den Durchfiihrungspartnern an, dass der fiir den
Politikbereich der nachhaltigen Investitionen bestimmte Anteil der Haushaltsgarantie
im Hinblick auf ein Gleichgewicht zwischen den Mafinahmen in den unterschiedlichen

Bereichen verteilt wird.

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemal Artikel 26 delegierte Rechtsakte

zur Festlegung der Investitionsleitlinien fiir die einzelnen Politikbereiche zu erlassen.

Legt die Kommission Informationen zur Auslegung der Investitionsleitlinien vor, so
stellt sie diese Informationen den Durchfiihrungspartnern, dem Investitionsausschuss

und der InvestEU-Beratungsplattform bereit.

Artikel 7a
Zusatzlichkeit

Fiir die Zwecke dieser Verordnung bedeutet ,,Zusiitzlichkeit“ die Forderung von Vorhaben

durch den Fonds ,,InvestEU, sofern mit diesen Vorhaben EU-weites und/oder Marktversagen in

einzelnen Mitgliedstaaten oder suboptimale Investitionsbedingungen ausgeglichen werden sollen

und sie in dem Zeitraum, in dem die EU-Garantie eingesetzt werden kann, durch die

Durchfiihrungspartner ohne eine ,,InvestEU“-Forderung nicht oder nicht im gleichen Ausmaf

hiitten durchgefiihrt werden konnen.

Artikel 8

Komponenten

Die Politikbereiche im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 untergliedern sich jeweils in zwei
Komponenten, deren Ziel es ist, I Marktversagen oder suboptimalen

Investitionsbedingungen entgegenzuwirken:
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a)  Die EU-Komponente soll in folgenden Féllen Abhilfe schaffen:

1) bei Marktversagen oder suboptimalen Investitionsbedingungen, die politische

Prioritdten der Union betreffen I ,

11) bei EU-weiten Marktversagen und/oder Marktversagen in einzelnen

Mitgliedstaaten oder suboptimalen Investitionsbedingungen oder

iii)  bei neuen oder komplexen Marktversagen oder suboptimalen
Investitionsbedingungen, fiir die neue finanzielle Losungen bzw.

Marktstrukturen entwickelt werden miissen.

b)  Die Mitgliedstaaten-Komponente dient der Behebung spezifischer Marktversagen
oder suboptimaler Investitionsbedingungen in einem oder mehreren Mitgliedstaaten,
um sicherzustellen, dass die Ziele der unter die geteilte Mittelverwaltung fallenden

angeschlossenen Fonds erreicht werden.

2. Die Komponenten im Sinne des Absatzes 1 werden gegebenenfalls komplementir zur
Forderung von Finanzierungen oder Investitionen eingesetztl , beispielsweise durch

Kombination der Unterstiitzung aus beiden Komponenten.

Artikel 9

Besondere Bestimmungen in Bezug auf die Mitgliedstaaten-Komponente

1. Betrige, die ein Mitgliedstaat gemél Artikel [10 Absatz 1] der Verordnung [Nummer der
Dachverordnung] oder Artikel [75 Absatz 1] der Verordnung [Nummer der Verordnung
iiber die GAP-Strategiepldne] zuweist, werden fiir die Dotierung des Teils der EU-Garantie
in der Mitgliedstaaten-Komponente verwendet, aus dem Finanzierungen und Investitionen

in dem betreffenden Mitgliedstaat gefordert werden.

1a. Die Mitgliedstaaten kénnen auch Beitriige zur Mitgliedstaaten-Komponente in Form
von Garantien oder Barmitteln leisten. Diese Beitrige konnen erst dann fiir Zahlungen
im Fall der Inanspruchnahme der Garantie verwendet werden, wenn die Finanzmittel

im Rahmen von Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 genutzt wurden.
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2. Die Einrichtung dieses Teils der EU-Garantie in der Mitgliedstaaten-Komponente setzt
voraus, dass eine Beitragsvereinbarung zwischen dem Mitgliedstaat und der Kommission
geschlossen wurde.

Der Abschluss gemeinsamer Beitragsvereinbarungen zwischen zwei oder mehr

Mitgliedstaaten und der Kommission ist mdglich.

Abweichend von Artikel [211 Absatz 1] der [Haushaltsordnung] wird die Dotierungsquote

der EU-Garantie in der Mitgliedstaaten-Komponente auf 40 % festgesetzt, wobei diese

Quote in jeder Beitragsvereinbarung je nach den mit den zu verwendenden

Finanzprodukten verbundenen Risiken nach unten oder oben angepasst werden kann.

3. Die Beitragsvereinbarung enthélt mindestens
a)  den Gesamtbetrag des Teils der EU-Garantie in der Mitgliedstaaten-Komponente,

der dem Mitgliedstaat zuzuordnen ist, die Dotierungsquote, den Beitrag aus Fonds,
die der geteilten Mittelverwaltung unterliegen, den Zeitraum der Bildung der
Dotierung gemif einem jdhrlichen Finanzplan und den Betrag der entsprechenden
Eventualverbindlichkeit, der durch eine von dem betreffenden Mitgliedstaat
und/oder den Durchfiihrungspartnern oder den privaten Investoren bereitgestellte
Riickgarantie zu decken ist,

b)  die Strategie hinsichtlich der Finanzprodukte und ihrer Mindesthebelwirkung, die
geografische Abdeckung, den Investitionszeitraum und, soweit zutreffend, die
Kategorien der Endempfanger und forderfdhigen Finanzmittler,

c¢) den oder die Durchfiihrungspartner, der bzw. die im Einvernehmen mit dem
Mitgliedstaatl ausgewahlt wurde(n),

d)  den moglichen Beitrag von Fonds, die der geteilten Mittelverwaltung unterliegen, zu
Investitionsplattformen und zur InvestEU-Beratungsplattform,

e) die jahrlichen Berichterstattungspflichten gegeniiber dem Mitgliedstaat,
einschlieBlich der Berichterstattung anhand der in der Beitragsvereinbarung
genannten Indikatoren,
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f)  die Bestimmungen iiber die Entgelte des Teils der EU-Garantie in der

Mitgliedstaaten-Komponente,

g) die Moglichkeit der Kombination mit Mitteln der EU-Komponente, darunter im
Einklang mit Artikel 8 Absatz 2 in einer mehrschichtigen Struktur, um eine bessere

Risikoabdeckung zu erreichen.

Beitriige aus Fonds, die der geteilten Mittelverwaltung unterliegen, konnen nach
Ermessen der Mitgliedstaaten und im Einvernehmen mit den Durchfiihrungspartnern

verwendet werden, um jede Tranche strukturierter Finanzinstrumente zu garantieren.

4. Die Beitragsvereinbarungen werden von der Kommission mittels Garantievereinbarungen
umgesetzt, die nach MaB3gabe des Artikels 14 mit den Durchfiihrungspartnern geschlossen

werden.

Wurde binnen neun Monaten ab Unterzeichnung der Beitragsvereinbarung keine
Garantievereinbarung geschlossen oder wurde der in einer Beitragsvereinbarung
festgelegte Betrag in diesem Zeitraum nicht vollstindig mittels einer oder mehrerer
Garantievereinbarungen gebunden, so wird die Beitragsvereinbarung im ersten Fall
gekiindigt und im zweiten Fall entsprechend geéndert, und der ungenutzte
Dotierungsbetrag wird gemal [Artikel 10 Absatz 5] der Verordnung [Nummer der
Dachverordnung] und Artikel [75 Absatz 5] der Verordnung [Nummer der Verordnung

iiber die GAP-Strategieplidne] wiederverwendet.

Wurde die Garantievereinbarung nicht innerhalb des in [Artikel 10 Absatz 6] der
Verordnung [Nummer der Dachverordnung] oder Artikel [75 Absatz 6] der Verordnung
[Nummer der Verordnung liber die GAP-Strategieplédne] festgelegten Zeitraums umgesetzt,
so wird die Beitragsvereinbarung geidndert und der ungenutzte Dotierungsbetrag wird
gemal [Artikel 10 Absatz 6] der Verordnung [Nummer der Dachverordnung] oder

Artikel [75 Absatz 6] der Verordnung [Nummer der Verordnung {iber die GAP-

Strategieplidne] wiederverwendet.

5. Fiir die Dotierung des Teils der EU-Garantie in der Mitgliedstaaten-Komponente, fiir den

eine Beitragsvereinbarung geschlossen wurde, gelten die folgenden Bestimmungen:

a) Nach Ablauf des in Absatz 3 Buchstabe a genannten Zeitraums der Bildung der

Dotierung werden am Ende des Jahres verbleibende Dotierungsiiberschiisse, die
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durch Vergleich des nach der Dotierungsquote erforderlichen Betrags mit der
tatsdchlichen Dotierung ermittelt werden, nach Mafigabe von [Artikel 10 Absatz 6]
der Verordnung [Nummer der Dachverordnung] und Artikel [75 Absatz 6] der
Verordnung [Nummer der Verordnung iiber die GAP-Strategiepléne]

wiederverwendet.

b) Abweichend von [Artikel 213 Absatz 4] der [Haushaltsordnung] wird die Dotierung

nach Ablauf des in Absatz 3 Buchstabe a genannten Zeitraums der Bildung der
Dotierung wihrend des Verfiigbarkeitszeitraums dieses Teils der EU-Garantie in der

Mitgliedstaaten-Komponente nicht jahrlich aufgefiillt.

C) Fallt die Dotierung dieses Teils der EU-Garantie in der Mitgliedstaaten-Komponente

infolge der Inanspruchnahme dieses Teils der EU-Garantie unter 20 % der
urspriinglichen Dotierung, setzt die Kommission den Mitgliedstaat unverziiglich

davon in Kenntnis.

KAPITEL III
EU-Garantie

Artikel 10
EU-Garantie

Die EU-Garantie im Rahmen des Fonds ,, InvestEU“ wird den Durchfiihrungspartnern
nach Malgabe des [Artikels 219 Absatz 1] der [Haushaltsordnung] gewéhrt und nach
Malgabe des [Titels X] der [Haushaltsordnung] verwaltet. Die EU-Garantie ist
unwiderruflich und nicht an Auflagen gebunden und wird forderfihigen Gegenparteien
auf erste Anforderung fiir unter diese Verordnung fallende Finanzierungen und
Investitionen zur Verfiigung gestellt. Die Entgeltgestaltung der Garantie wird
ausschlieflich an die Merkmale und das Risikoprofil der zugrundeliegenden Geschiifte
gekniipft, wobei die Art der zugrundeliegenden Geschiifte und die Verwirklichung der
angestrebten politischen Ziele gebiihrend beriicksichtigt werden. Dies umfasst auch die
maogliche Gewdihrung spezifischer Vorzugsbedingungen und Anreize, sofern dies

notwendig und hinreichend begriindet ist, und twar insbesondere in Fiillen:
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b)

in denen die Verwirklichung eines durchfiihrbaren Vorhabens durch angespannte

Rahmenbedingungen auf den Finanzmdrkten verhindert wiirde,

in denen es notwendig ist, die Einrichtung von Investitionsplattformen oder die
Finanzierung von Vorhaben in Branchen oder Bereichen mit eklatantem

Marktversagen und/oder suboptimaler Investitionssituation zu erleichtern,

Dariiber hinaus umfasst die EU-Garantie folgende Elemente:

a) einen zuverlissigen Mechanismus, der ihre rasche Inanspruchnahme ermaoglicht;

b)  eine Laufzeit, die der Endfilligkeit der let;ten Forderung des Endbegiinstigten
entspricht;

c) eine angemessene Uberwachung des Risiko- und Garantieportfolios;

d)  einen zuverlissigen Mechanismus fiir die Ermittlung der erwarteten
Zahlungsstrome im Falle ihrer Inanspruchnahme;

e) eine angemessene Dokumentation beziiglich Risikomanagemententscheidungen;

) angemessene Flexibilitiit beziiglich der Art der Verwendung der Garantie, die es
den Durchfiihrungspartnern insbesondere dann, wenn kein zusdtzliches
Garantiesystem besteht, erlaubt, die Garantie bei Bedarf unmittelbar in Anspruch
zu nehmen;

g)  die Erfiillung aller zusdtzlichen Anforderungen der zustindigen Aufsichtsbehorde,
die moglicherweise gelten konnten, um als wirksame, vollstindige
Risikominderung zu gelten.

1a. Die unter die EU-Komponente fallende EU-Garantie wird den Durchfiihrungspartnern

zugewiesen. Mindestens 75 % der unter die EU-Komponente fallenden EU-Garantie

werden der EIB-Gruppe zugewiesen. Der EIB-Gruppe konnen Betriige bereitgestellt

werden, die 75 % der EU-Garantie iiberschreiten, falls nationale Forderbanken oder -

institute den verbleibenden Teil der Garantie nicht vollstindig nutzen kénnen. Genauso

konnen Durchfiihrungspartnern Betriige bereitgestellt werden, die 25 % der EU-

Garantie iiberschreiten, falls die EIB-Gruppe den verbleibenden Teil der Garantie nicht

vollstiindig nutzen kann. Nationale Forderbanken oder -institute kénnen auch dann
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vollstiindig in den Genuss der EU-Garantie kommen, wenn sie beschliefien, iiber die

EIB oder den Europdischen Investitionsfonds auf sie zuzugreifen.

2. Die Forderung mittels der EU-Garantie kann fiir unter die vorliegende Verordnung
fallende Finanzierungen und Investitionen filir Investitionszeitrdume gewéhrt werden, die
am 31. Dezember 2027 enden. Vertrdge im Sinne des Artikels 13 Absatz 1 Buchstabe a
zwischen dem Durchfiihrungspartner und dem Endempfanger oder dem Finanzmittler oder

einer anderen Einrichtung werden spétestens am 31. Dezember 2028 unterzeichnet.

Artikel 11

Forderfahige Finanzierungen- und Investitionen

1. Mit dem Fonds ,,InvestEU* werden lediglich éffentliche und private Finanzierungen und

Investitionen gefordert, die

a)  den in [Artikel 209 Absatz 2 Buchstaben a bis e] der [Haushaltsordnung]
festgelegten Anforderungen und der inl Artikel 7a der vorliegenden Verordnung
festgelegten Zusitzlichkeitsanforderung und gegebenenfalls der in [Artikel 209
Absatz 2 Buchstabe d] der [Haushaltsordnung] festgelegten Anforderung der

Maximierung von Privatinvestitionen entsprechen,

b)  zu den politischen Zielen der Union beitragen, sie ergéinzen und mit ihnen im
Einklang stehen und einem der Bereiche zuzuordnen sind, die im Rahmen des
entsprechenden Politikbereichs gemdll Anhang II der vorliegenden Verordnung

mittels Finanzierungen und Investitionen gefordert werden konnen, und
c¢)  mit den Investitionsleitlinien im Einklang stehen.

2. Neben Projekten in der Union konnen aus dem Fonds ,,InvestEU* auch die folgenden

Projekte und Vorhaben mittels Finanzierungen und Investitionen gefordert werden:

a) I Projekte zwischen Stellen, die in einem oder mehreren Mitgliedstaaten eine
Niederlassung oder ihren Sitz haben, und die sich auf ein oder mehrere Drittldnder
erstrecken — einschlieflich beitretender Linder, Kandidatenldndern und potenzieller
Kandidaten, Landern, die in den Geltungsbereich der Europdischen
Nachbarschaftspolitik fallen, Lindern des Europdischen Wirtschaftsraums oder der

Européischen Freihandelsassoziation — oder auf iiberseeische Lédnder und Gebiete im

5452/19 bba/AS/cat 46
ANLAGE GIP.2 DE



Sinne des Anhangs II des AEUV oder auf assoziierte Drittlénder, unabhingig davon,
ob es in diesen Drittlandern oder iiberseeischen Landern oder Gebieten einen Partner

gibt oder nicht;

b)  Finanzierungen und Investitionen in Ladndern nach Artikel 5, die sich an einem

bestimmten Finanzprodukt beteiligen.

Der Fonds ,,InvestEU* kann zur Unterstlitzung von Finanzierungen und Investitionen
eingesetzt werden, die dazu dienen, Finanzmittel fiir Rechtstréger bereitzustellen, die in

einem der folgenden Lander niedergelassen sind:

a) einem Mitgliedstaat oder einem mit ihm verbundenen tiberseeischen Land oder

Gebiet,

b)  einem mit dem Programm ,,InvestEU* assoziierten Drittland oder Gebiet gemal

Artikel 5,
¢) einem Drittland gemil3 Absatz 2 Buchstabe a, falls zutreffend,

d) einem anderen Land, sofern dies erforderlich ist, um ein Projekt in einem Land oder

Gebiet im Sinne der Buchstaben a bis ¢ zu finanzieren.

Artikel 12
Auswahl der Durchfiihrungspartner

Die Kommission wéhlt im Einklang mit [ Artikel 154] der [Haushaltsordnung] aus dem
Kreis der forderfahigen Gegenparteien die Durchfiihrungspartner oder eine Gruppe von

Durchfiihrungspartnern im Sinne von Unterabsatz 2.

Fiir eine Forderung aus der EU-Komponente miissen die forderfahigen Gegenparteien ihr
Interesse bekundet haben und in der Lage sein, Finanzierungen und Investitionen in einem
oder mehr Mitgliedstaaten oder in einer oder mehr Regionen abzudecken. Die
Durchfiihrungspartner konnen sich auch zu einer Gruppe zusammenschlie3en, um
Finanzierungen und Investitionen in einem oder mehr Mitgliedstaaten oder in einer oder
mehr Regionen abzudecken. Die Durchfithrungspartner, deren vertragliche

Verantwortung durch ihr jeweiliges nationales Mandat begrenzt ist, konnen
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Marktversagen oder suboptimalen Investitionsbedingungen auch mit entsprechenden

lokal angepassten und vergleichbaren Instrumenten entgegenwirken.

Auf der Grundlage des Reifegrads des Projekts kann die Gruppe der
Durchfiihrungspartner zu jedem Zeitpunkt und in verschiedenen Zusammensetzungen
gebildet werden, damit den Erfordernissen des Marktes wirksam entsprochen werden

kann.

Fiir eine Forderung aus der Mitgliedstaaten-Komponente kann der betreffende
Mitgliedstaat nach Mallgabe des Artikels 9 Absatz 3 Buchstabe ¢ aus dem Kreis der
Gegenparteien, die ihr Interesse bekundet haben, eine oder mehrere forderfahige

Gegenparteien als Durchfiihrungspartner vorschlagen.

Schlagt der betreffende Mitgliedstaat keinen Durchfiihrungspartner vor, wihlt die
Kommission gemdfl Unterabsatz 2 Durchfiihrungspartner, die die Finanzierungen und

Investitionen in den betreffenden geografischen Gebieten abdecken konnen.

2. Bei der Auswahl der Durchfiihrungspartner stellt die Kommission sicher, dass das

Finanzproduktportfolio des Fonds ,,InvestEU*
a)  optimal auf die in Artikel 3 genannten Ziele ausgerichtet ist,

b)  die Wirkung der EU-Garantie durch die vom Durchfiihrungspartner gebundenen

Eigenmittel optimiert,
c)  gegebenenfalls Privatinvestitionen maximiert,
d)  geografisch diversifiziert ist und die Finanzierung kleinerer Projekte erméglicht,
e) eine ausreichende Risikostreuung aufweist,

f)  innovative Finanzierungslosungen und Risikoanséitze unterstiitzt, um Marktversagen

oder suboptimalen Investitionsbedingungen entgegenzuwirken;
fa) die Zusiitzlichkeit erreicht.
3. Bei der Auswahl der Durchfiihrungspartner beriicksichtigt die Kommission ferner

a) etwaige Aufwendungen und Ertrdge flir den Haushalt der Union,
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b)  die Fahigkeit des Durchfithrungspartners, die Anforderungen des [Artikels 155
Absatz 2 und Absatz 3] der [Haushaltsordnung] in Bezug auf Steuervermeidung,
Steuerbetrug, Steuerhinterziechung, Geldwische, Terrorismusfinanzierung und nicht

kooperative Lander und Gebiete konsequent umzusetzen,

ba) die Fihigkeit des Durchfiihrungspartners, Finanzierungen und Investitionen
anhand von international anerkannten sozialen Bewertungsnormen unter
besonderer Beriicksichtigung der sozialen und ékologischen Auswirkungen zu

evaluieren,

bb) die Fihigkeit des Durchfiihrungspartners, fiir Transparenz und den offentlichen
Zugang zu Informationen im Zusammenhang mit allen Finanzierungen und

Investitionen zu sorgen und offentliche Nachweise dariiber zu erbringen,

bc) gegebenenfalls die Fiihigkeit des Durchfiihrungspartners,
Finanzierungsinstrumente unter Beriicksichtigung friiherer Erfahrungen mit
Finanzierungsinstrumenten und Verwaltungsbehdérden gemdif} der Verordnung
(EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates zu

verwalten!®,

4. Nationale Forderbanken oder -institute konnen als Durchfiihrungspartner gewéhlt werden,
sofern sie die im vorliegenden Artikel und in Artikel 14 Absatz 1 Unterabsatz 2

festgelegten Anforderungen erfiillen.
Artikel 13
Forderfahige Finanzierungsarten

1. Die EU-Garantie kann bei folgenden Arten von Finanzierungen der Durchfiihrungspartner

fiir die Absicherung der Risiken eingesetzt werden:

la Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
18. Juli 2018 iiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Union, zur
Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU)
Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU)
Nr. 22372014, (EU) Nr. 283/2014 und des Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur
Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (ABI. L 193 vom 30.7.2018, S. 1).
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a)  Darlehen, Biirgschaften, Riickbiirgschaften, Kapitalmarktinstrumente, andere
Finanzierungsformen oder Instrumente zur Verbesserung der Kreditqualitét,
einschlieBlich nachrangiger Fremdkapitalfinanzierungen oder Kapital- oder Quasi-
Kapitalbeteiligungen, die direkt oder indirekt iiber Finanzmittler, Fonds,
Investitionsplattformen oder sonstige Instrumente erbracht werden und an die

Endempfanger weitergeleitet werden sollen;

b)  Finanzierungen oder Biirgschaften, die ein Durchfiihrungspartner fiir ein anderes
Finanzinstitut leistet, um es diesem zu ermdglichen, die in Buchstabe a genannten

Finanzierungstitigkeiten durchzufiihren.

Um von der EU-Garantie gedeckt werden zu kdnnen, miissen die in Unterabsatz 1
Buchstaben a und b genannten Finanzierungsarten fiir Finanzierungen oder Investitionen
nach Artikel 11 Absatz 1 gewéhrt, erworben oder begeben werden, wobei die Finanzierung
durch den Durchfiihrungspartner im Einklang mit einer Finanzierungsvereinbarung oder
einer Transaktion erfolgt sein muss, die der Durchfiihrungspartner nach der
Unterzeichnung der Garantievereinbarung zwischen der Kommission und dem
Durchfiihrungspartner, die nicht abgelaufen ist oder gekiindigt wurde, unterzeichnet oder

geschlossen hat.

2. Bei Finanzierungen und Investitionen, die iiber Fonds oder sonstige Zwischenstrukturen
finanziert werden, erfolgt die Deckung durch die EU-Garantie nach Bestimmungen, die in
den Investitionsleitlinien festzulegen sind, selbst wenn lediglich eine Minderheit der von
der betreffenden Struktur investierten Betrdge auflerhalb der Union und in Léndern nach

Artikel 11 Absatz 2 oder in Vermogenswerten angelegt ist, die nach dieser Verordnung

nicht forderfahig sind.
Artikel 14
Garantievereinbarungen
1. Die Kommission schlie3t nach Maf3gabe dieser Verordnung mit jedem

Durchfiihrungspartner eine Garantievereinbarung iiber die Gewéhrung der EU-Garantie

und legt darin deren Hochstbetrag fest.

Falls die Durchfiihrungspartner nach Artikel 12 Absatz 1 Unterabsatz 2 eine Gruppe

bilden, wird die Garantievereinbarung entweder zwischen der Kommission und allen
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Durchfiihrungspartnern oder zwischen der Kommission und einem Durchfiihrungspartner,

der die gesamte Gruppe vertritt, geschlossen.
2. Die Garantievereinbarungen enthalten insbesondere Bestimmungen tiber

a)  die Hohe und die Bedingungen des vom Durchfiihrungspartner zu leistenden

finanziellen Beitrags,

b)  die Bedingungen der Finanzierung oder der Biirgschaften, die der
Durchfiihrungspartner fiir einen anderen an der Durchfiihrung beteiligten

Rechtstrager zu leisten hat, falls dies zutrifft,

c) detaillierte Regeln fiir die Bereitstellung der EU-Garantie geméal Artikel 16,
einschlieBlich der Deckung der Portfolios bestimmter Instrumentenarten und der

moglichen Ausldser fiir den Abruf von Garantiebetrigen,

d) die fiir die Risikoiibernahme erhobenen Entgelte, die der Union und den
Durchfiihrungspartnern ihrem jeweiligen Risikotlibernahmeanteil entsprechend

zuzuweisen sind,
e) die Zahlungsbedingungen,

f)  die Verpflichtung des Durchfiihrungspartners, Entscheidungen der Kommission und
des Investitionsausschusses in Bezug auf den Einsatz der EU-Garantie fiir eine
vorgeschlagene Finanzierung oder Investition zu akzeptieren, wobei die
Beschlussfassung des Durchfiihrungspartners in Bezug auf die vorgeschlagene

Finanzierung oder Investition ohne EU-Garantie unbertiihrt bleibt;

g)  die Vorschriften und Verfahren fiir die Einziehung von Forderungen, die dem

Durchfiihrungspartner zu libertragen ist,

h) die fiir Finanzierungen und Investitionen im Rahmen der EU-Garantie anwendbare

finanzielle und operative Berichterstattung und Uberwachung,

1) die zentralen Leistungsindikatoren, insbesondere in Bezug auf den Einsatz der EU-
Garantie, die Verwirklichung bzw. Erfiillung der in den Artikeln 3, 7 und 11

festgelegten Ziele und Kriterien und die Mobilisierung von privatem Kapital,
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1) gegebenenfalls die fiir Mischfinanzierungen geltenden Vorschriften und Verfahren,

k)  die sonstigen Vorschriften gemél den Anforderungen des [Titels X] der
[Haushaltsordnung].

3. In der Garantievereinbarung wird aullerdem festgelegt, dass die der Union zustehenden
Entgelte aus unter diese Verordnung fallenden Finanzierungen und Investitionen nach
Abzug der durch Inanspruchnahmen der EU-Garantie bedingten Zahlungen bereitzustellen

sind.

4. Ferner wird in der Garantievereinbarung festgelegt, dass Betrdge, die dem
Durchfiihrungspartner im Zusammenhang mit der EU-Garantie zustehen, vom
Gesamtbetrag der Entgelte, Einnahmen und Riickzahlungen in Abzug gebracht werden, die
der Durchfithrungspartner der Union fiir Finanzierungen und Investitionen im Rahmen
dieser Verordnung schuldet. Reicht dieser Gesamtbetrag nicht aus, um den Betrag
abzudecken, der dem Durchfiihrungspartner nach Mal3gabe des Artikels 15 Absatz 3
zusteht, so wird fiir den fehlenden Restbetrag die Mittelausstattung der EU-Garantie in

Anspruch genommen.

5. Wird die Garantievereinbarung im Rahmen der Mitgliedstaaten-Komponente geschlossen,
so kann sie vorsehen, dass Vertreter des betreffenden Mitgliedstaats oder der betreffenden

Region in die Uberwachung der Umsetzung der Garantievereinbarung eingebunden

werden.
Artikel 15
Voraussetzungen fiir den Einsatz der EU-Garantie
1. Die Gewidhrung der EU-Garantie erfolgt vorbehaltlich des Inkrafttretens der

Garantievereinbarung mit dem betreffenden Durchfithrungspartner.

2. Finanzierungen und Investitionen werden nur von der EU-Garantie gedeckt, wenn sie die
in der vorliegenden Verordnung und in den betreffenden Investitionsleitlinien festgelegten
Kriterien erfiillen und wenn der Investitionsausschuss feststellt, dass sie die Anforderungen
fiir eine Unterstlitzung durch die EU-Garantie erfiillen. Die Durchfiihrungspartner sind
dafiir verantwortlich, dass bei den Finanzierungen und Investitionen die Bestimmungen

dieser Verordnung und der betreffenden Investitionsleitlinien eingehalten werden.
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3. Fiir die Durchfiihrung der Finanzierungen und Investitionen im Rahmen der EU-Garantie
kann der Durchfiihrungspartner bei der Kommission keine Verwaltungskosten oder
Gebiihren geltend machen, es sei denn, der Durchfiihrungspartner kann nachweisen, dass
in Anbetracht der Art der politischen Ziele, die mit dem betreffenden Finanzprodukt
verfolgt werden, eine Ausnahmeregelung erforderlich ist. Die Deckung dieser Kosten wird
in der Garantievereinbarung festgelegt und muss mit [Artikel 209 Absatz 2 Buchstabe g]

der [Haushaltsordnung] im Einklang stehen.

4. Dartiber hinaus kann der Durchfiihrungspartner die EU-Garantie im Einklang mit
Artikel 14 Absatz 4 einsetzen, um den entsprechenden Anteil von Einziehungskosten

abzudecken, sofern er nicht von den eingezogenen Summen abgezogen wird.

Artikel 16
Deckung und Bedingungen der EU-Garantie

1. Die fiir die Risikotlibernahme erhobenen Entgelte werden der Union und dem
Durchfiihrungspartner entsprechend dem Risikotlibernahmeanteil zugewiesen, den sie in
Bezug auf ein Portfolio von Finanzierungen und Investitionen oder gegebenenfalls in
Bezug auf einzelne Finanzierungen oder Investitionen iibernehmen, und beziehen sich
ausschlieflich auf die Merkmale und das Risikoprofil der zugrundeliegenden
Finanzierungen und Investitionen. Der Durchfiihrungspartner iibernimmt selbst einen
angemessenen Teil der mit den Finanzierungen und Investitionen, die mit der EU-Garantie
unterstlitzt werden, verbundenen Risiken, es sei denn die mit dem Finanzprodukt
verfolgten politischen Ziele sind in Ausnahmefillen dergestalt, dass der
Durchfiihrungspartner nach verniinftiger Einschédtzung nicht mit seiner eigenen

Risikoiibernahmekapazitit beitragen kann.
2. Die EU-Garantie deckt Folgendes ab:
a)  im Fall der in Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe a genannten Schuldtitel

1) den Kapitalbetrag und die dem Durchfiihrungspartner geschuldeten, bei ihm
jedoch nicht eingegangenen Zinsen und Betridge gemil den Bedingungen der
Finanzierungen bis zum Zeitpunkt des Ausfalls; im Falle nachrangiger
Fremdkapitalfinanzierungen gilt ein Zahlungsaufschub, eine Kiirzung oder ein

erforderlicher Ausstieg als Ausfall,
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i1)  Verluste aus Umschuldungen,

iii)  Verluste aufgrund von Schwankungen bei anderen Wéhrungen als dem Euro in
Mirkten, in denen die Moglichkeiten fiir eine langfristige Absicherung

begrenzt sind,

b)  im Fall der in Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe a genannten Eigenkapitalbeteiligungen
oder Quasi-Eigenkapitalbeteiligungen den investierten Betrag und die damit
verbundenen Finanzierungskosten sowie Verluste aufgrund von Schwankungen bei

anderen Wiahrungen als dem Euro;

c¢) im Fall von Finanzierungen oder Biirgschaften im Sinne des Artikels 13 Absatz 1
Buchstabe b, die der Durchfiihrungspartner zugunsten eines anderen Rechtstriger
geleistet hat, den verwendeten Betrag und die damit verbundenen

Finanzierungskosten.

3. Leistet die Union bei einer Inanspruchnahme der EU-Garantie eine Zahlung an den
Durchfiihrungspartner, tritt sie in die entsprechenden Rechte des Durchfiihrungspartners im
Zusammenhang mit simtlichen von der EU-Garantie gedeckten Finanzierungen oder

Investitionen ein, sofern diese Rechte fortdauern.

Der Durchfiihrungspartner zieht im Namen der Union die Forderungen in Hohe der

Betrige, die auf die Union iibergegangen sind, ein und erstattet ihr die eingezogenen

Summen.
KAPITEL IV
LEITUNGSSTRUKTUR
Artikel 16a
Lenkungsausschuss
1. Der Fonds ,, InvestEU*“ wird von einem Lenkungsausschuss gesteuert, der fiir die

Zwecke des Einsatzes der EU-Garantie im Einklang mit den in Artikel 3 festgelegten

allgemeinen Zielen Folgendes bestimmt:
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a) die strategische Ausrichtung des Fonds ,,InvestEU*,

b)  die operationellen Strategien und Verfahren, die fiir die Arbeit des Fonds
wInvestEU“ erforderlich sind,

¢)  die Vorschriften, die fiir die Geschiifte mit den Investitionsplattformen gelten.
2. Der Lenkungsausschuss
a)  setzt sich aus folgenden sechs Mitgliedern zusammen:
i) drei Mitgliedern, die von der Kommission ernannt werden;
ii)  einem von der EIB-Gruppe ernannten Mitglied;

iii) ein Mitglied, das vom Beratungsausschuss aus den Reihen der Vertreter
der Durchfiihrungspartner ernannt wird; dieses Mitglied ist kein Vertreter

der EIB-Gruppe;

iv)  ein Sachverstindiger, der vom Europiiischen Parlament ernannt wird;
Weisungen von Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union,
Regierungen der Mitgliedstaaten oder anderen offentlichen oder privaten
Einrichtungen werden von diesem Sachverstindigen weder angefordert noch
angenommen; er handelt in volliger Unabhdingigkeit. Der Sachverstindige
nimmt seine Pflichten unbefangen und im Interesse des Fonds ,, InvestEU*

wahr.

b)  wiihlt aus den drei von der Kommission ernannten Mitgliedern einen Vorsitg fiir

eine feste Amtszeit von drei Jahren, wobei eine einmalige Wiederwahl zuliissig ist;

¢)  erortert und beriicksichtigt moglichst weitgehend die Standpunkte aller Mitglieder.
Gelingt es den Mitgliedern nicht, ihre Standpunkte anzundhern, so fasst der
Lenkungsausschuss seine Beschliisse mit der Mehrheit seiner Mitglieder. Das
Sitzungsprotokoll des Lenkungsausschusses enthiilt eine ausfiihrliche Darstellung

der Standpunkte aller Mitglieder.

3. Der Lenkungsausschuss schligt der Kommission Anderungen der Aufteilung der in

Anhang I genannten Betriige vor.
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4. Der Lenkungsausschuss hort regelmdfig einschligige Interessentriger — insbesondere
Ko-Investoren, offentliche Stellen, Sachverstindige, Bildungs-, Ausbildungs- und
Forschungseinrichtungen, Organisationen der Wohlfahrtspflege, einschligige
Sozialpartner und Vertreter der Zivilgesellschaft — zu der Ausrichtung und Umsetzung

der verfolgten Anlagepolitik nach dieser Verordnung an.

5. Die detaillierten Sitzungsprotokolle des Lenkungsrats werden so schnell wie méglich

veroffentlicht, nachdem sie vom Lenkungsrat genehmigt wurden.

Artikel 17
Beratungsausschuss
1. Die Kommission und der Lenkungsausschuss werden von einem Beratungsausschuss
beratenl .
1a. Der Beratungsausschuss bemiiht sich darum, fiir ein ausgeglichenes

Geschlechterverhiiltnis zu sorgen, und besteht aus
a) einem Vertreter jedes Durchfiihrungspartners;
b)  einem Vertreter jedes Mitgliedstaats;

¢)  einem Vertreter der EIB-Gruppe;

d) einem Vertreter der Kommission;

e)  einem vom Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss ernannten

Sachverstiindigen fiir jeden Politikbereich;

f)  einem vom Ausschuss der Regionen ernannten Sachverstindigen.

2.

3. |

4. Bei Sitzungen I im Beratungsausschuss fiihrt ein Vertreter der Kommission I den Vorsitz.
Den stellvertretenden Vorsitz fihrt der Vertreter der EIB-Gruppe.

5452/19 bba/AS/cat 56

ANLAGE GIP.2 DE



Der Beratungsausschuss tritt regelmifBig und mindestens zweimal jahrlich auf Initiative des

Vorsitzenden zusammen. I

Die detaillierten Sitzungsprotokolle des Beratungsausschusses werden so schnell wie

maoglich veréffentlicht, nachdem sie vom Beratungsausschuss genehmigt wurden.

Die Kommission legt die Vorschriften und Verfahren fiir die Tatigkeit des

Beratungsausschusses fest und nimmt die Sekretariatsgeschéfte wahr.

5. Der Beratungsausschuss iibernimmt folgende Aufgaben:

)

b)

d)

Er beréitl bei der Gestaltung von Finanzprodukten, die auf der Grundlage der

vorliegenden Verordnung umgesetzt werden sollen.

Erl berit die Kommission und den Lenkungsausschuss zu Marktversagen und

suboptimalen Investitionsbedingungen sowie Marktbedingungen.

Er informiertl die Mitgliedstaaten tiber die Durchfiihrung des Fonds ,,InvestEU* in
jedem Politikbereich.

Er steht I im Austausch mit den Mitgliedstaaten tiber Marktentwicklungen und

bewihrte Verfahren.

Artikel 17a
Methodik der Risikobewertung

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemdf Artikel 26 delegierte Rechtsakte zur

Erginzung dieser Verordnung durch Festlegung einer Methodik der Risikobewertung zu

erlassen. Diese Methodik der Risikobewertung wird in enger Zusammenarbeit mit der EIB-

Gruppe und den anderen Durchfiihrungspartnern entwickelt und beinhaltet unter anderem:

a) eine Klassifizierung der Risikoeinstufung, damit alle Finanzierungen und Investitionen

unabhdngig vom zwischengeschalteten Institut einheitlich und standardmdifiig behandelt

werden,
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b)

eine Methodik zur Bewertung des Risikopotenzials und der Ausfallwahrscheinlichkeit
auf der Grundlage klarer statistischer Methoden, einschlieflich ékologischer, sozialer

und die Unternehmensfiihrung betreffender Kriterien,

eine Methode zur Bewertung der Forderungshohe bei Ausfall und der Verlustquote bei
Ausfall unter Beriicksichtigung des Wertes der Finanzierung, des Projektrisikos, der

Riickzahlungsbedingungen, der Sicherheiten und anderer relevanter Indikatoren.

Artikel 17b

Bewertungsmatrix

Jeder Durchfiihrungspartner bewertet anhand einer Bewertungsmatrix die Qualitiit und
Soliditiit der Investitionen, die potenziell durch die EU-Garantie unterstiitzt werden.
Mithilfe der Bewertungsmatrix wird eine unabhdngige, transparente und harmonisierte

Bewertung des potenziellen und tatsichlichen Einsatzes der EU-Garantie sichergestellt.

Jeder Durchfiihrungspartner fiillt die Bewertungsmatrix fiir seine vorgeschlagenen
Finanzierungen und Investitionen aus. Wird die Investition von mehreren
Durchfiihrungspartnern vorgeschlagen, fiillen die beteiligten Durchfiihrungspartner die

Bewertungsmatrix gemeinsam aus.
Anhand der Matrix werden insbesondere folgende Aspekte bewertet:

a)  das Risikoprofil der vorgeschlagenen Finanzierungen und Investitionen, das sich

aus der Anwendung der Methodik der Risikobewertung gemdpf} Artikel 17a ergibt,
b)  der Nutzen fiir die Endempfiinger,

¢)  die Einhaltung der Verpflichtungen der Union im Rahmen der Ziele der Vereinten
Nationen fiir nachhaltige Entwicklung, des Pariser Klimaschutziibereinkomments,

der europdischen Siule sozialer Rechte und der Charta der Grundrechte,
d) die Erfiillung der Forderkriterien,

e)  die Qualitiit der Investition und ihr Beitrag zu nachhaltigem Wachstum und

nachhaltiger Beschiiftigung,
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f)  der Beitrag der Investition zur Verwirklichung der Ziele des Programms

wInvestEU*,
g)  der technische und finanzielle Beitrag des Projekts,

h) die Frage, ob mit der vorgeschlagenen Finanzierung oder Investition etwas gegen
das identifizierte Marktversagen und die identifizierten suboptimalen

Investitionsbedingungen unternommen wird.

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemdify Artikel 26 delegierte Rechtsakte
zur Ergiinzung dieser Verordnung durch Festlegung detaillierter Vorschriften fiir die

von den Durchfiithrungspartnern zu verwendende Bewertungsmatrix zu erlassen.

Falls erforderlich, kann die Kommission die Durchfiihrungspartner bei der Anwendung
der Methodik der Risikobewertung und der Zusammenstellung der Bewertungsmatrix
unterstiitzen. Die Kommission stellt sicher, dass die Bewertungsmethodik
ordnungsgemdf} angewendet wird und die dem Investitionsausschuss vorgelegten

Matrizen von hoher Qualitiit sind.

Artikel 18

Artikel 19

Investitionsausschuss

Es wird ein véllig unabhdngiger Investitionsausschuss eingerichtet. Der

Investitionsausschuss

a)  priift die von den Durchfiihrungspartnern fiir eine Deckung durch die EU-Garantie
vorgeschlagenen Finanzierungen und Investitionen, die eine von der Kommission
durchgefiihrte Uberpriifung der Ubereinstimmung mit dem Recht und der Politik

der Union bestanden haben,

b) berpriift die Einhaltung der vorliegenden Verordnung und der einschldgigen
Investitionsleitlinien unter besonderer Beriicksichtigung des

Zusatzlichkeitskriteriums geméB Artikel 7a der vorliegenden Verordnung und
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gegebenenfalls der Gewinnung mdoglichst vieler privater Investitionen gemif

[Artikel 209 Absatz 2 Buchstabe d] der [Haushaltsordnung] und

c)  Uberpriift, ob die Finanzierungen und Investitionen, die eine Unterstiitzung durch die

EU-Garantie erhalten sollen, alle relevanten Anforderungen erfiillen.

2. Der Investitionsausschuss tritt in fiinf verschiedenen Formationen zusammen, die den in

Artikel 7 Absatz 1 genannten Politikbereichen entsprechen.

Jede Formation des Investitionsausschusses umfasst sechs vergiitete externe
Sachverstiandige. Die Sachverstindigen werden im Einklang mit [Artikel 237] der
[Haushaltsordnung] ausgewahlt und von der Kommission fiir einen befristeten Zeitraum
von bis zu vier Jahren bestellt. Ihre Amtszeit kann verldngert werden, darf aber einen
Gesamtzeitraum von sieben Jahren nicht iiberschreiten. Der Lenkungsausschuss kann
beschlieBen, die Amtszeit eines amtierenden Mitglieds des Investitionsausschusses zu

verldngern, ohne das in diesem Absatz dargelegte Verfahren anzuwenden.

Die Sachverstdandigen verfligen iiber umfangreiche einschlagige Markterfahrung mit der
Strukturierung und Finanzierung von Projekten oder der Finanzierung von KMU oder

grofleren Unternehmen.

Bei der Zusammensetzung des Investitionsausschusses ist sicherzustellen, dass er iiber eine
umfassende Kenntnis der Sektoren der in Artikel 7 Absatz 1 genannten Politikbereiche und
der geografischen Mérkte in der Union verfiigt und Frauen und Ménner insgesamt

ausgewogen vertreten sind.

Vier Mitglieder sind staindige Mitglieder aller vier Formationen des
Investitionsausschusses. Zudem verfiigen in allen vier Formationen jeweils zwei
Sachverstindige iiber Erfahrung mit Investitionen in Sektoren des betreffenden
Politikbereichs. Mindestens eines der stindigen Mitglieder verfiigt liber Fachkenntnisse in
Bezug auf nachhaltige Investitionen. Der Lenkungsausschuss weist die Mitglieder des
Investitionsausschusses der oder den geeigneten Formation(en) zu. Der
Investitionsausschuss wihlt aus den Reihen seiner stindigen Mitglieder einen

Vorsitzenden.

Die Kommission legt die Geschéftsordnung fest und stellt das Sekretariat fir den

Investitionsausschuss. Das Sekretariat unterstiitzt auch den Lenkungsausschuss.
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Die Mitglieder des Investitionsausschusses nehmen ihre Ausschusstitigkeiten unparteiisch
und im alleinigen Interesse des Fonds ,,InvestEU* wahr. Sie diirfen keine Weisungen der
Durchfiihrungspartner, der Institutionen der Union, der Mitgliedstaaten oder anderer

offentlicher oder privater Einrichtungen einholen oder entgegennehmen.

Die Lebensldufe und Interessenerklarungen jedes Mitglieds des Investitionsausschusses
werden verdffentlicht und kontinuierlich aktualisiert. Jedes Mitglied des
Investitionsausschusses iibermittelt der Kommission und dem Lenkungsausschuss
unverziiglich alle Informationen, die erforderlich sind, um laufend zu priifen, dass keine

Interessenkonflikte vorliegen.

Bei Nichterfiillung der in diesem Absatz festgelegten Anforderungen oder in anderen
ordnungsgemal begriindeten Féllen kann der Lenkungsausschuss ein Ausschussmitglied

von seinen Aufgaben entbinden.

Im Rahmen seiner Tétigkeiten nach diesem Artikel stiitzt sich der Investitionsausschuss
auf das von der Kommission gestellte und dem Vorsitzenden des Investitionsausschusses
verantwortliche Sekretariat. Das Sekretariat priift die von den Durchfithrungspartnern
vorgelegten Unterlagen, bestehend aus einem standardisierten Antragsformular, der
Bewertungsmatrix und sonstigen Dokumenten, dic der Investitionsausschuss fir
sachdienlich erachtet, auf Vollstindigkeit. Der Investitionsausschuss kann den
Durchfiihrungspartner wihrend seiner Sitzungen um Klarstellung ersuchen oder
zusdtzliche Informationen anfordern, die bei einer Folgesitzung vorgelegt werden
miissen. Eine von einem Durchfiihrungspartner vorgenommene Projektbewertung ist fiir
den Investitionsausschuss in Bezug auf durch die EU-Garantie gedeckte Finanzierungen

oder Investitionen nicht bindend.

Der Investitionsausschuss verwendet fiir die Bewertung und Uberpriifung der Vorschlige

eine Bewertungsmatrix im Sinne des Artikels 17b.

Die Schlussfolgerungen des Investitionsausschusses werden mit einfacher Mehrheit aller
Mitglieder angenommen, sofern dieser einfachen Mehrheit mindestens einer der
Sachverstindigen angehort. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden des

Investitionsausschusses den Ausschlag.
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Schlussfolgerungen des Investitionsausschusses, mit denen die Unterstiitzung einer
Finanzierung oder Investition durch die EU-Garantie genehmigt wird, miissen 6ffentlich
zugénglich gemacht werden und eine Begriindung enthalten. In ihnen wird auch auf die
Gesamtbewertung verwiesen, die auf der Bewertungsmatrix beruht. Gegebenenfalls
nimmt der Investitionsausschuss in die Liste der Schlussfolgerungen zur Genehmigung
der Unterstiitzung durch die EU-Garantie Informationen iiber die Finanzierungen oder
Investitionen auf, insbesondere ihre Beschreibung, die ldentitiit der Triiger oder der
Finanzintermediire und die Ziele des Projekts. Die Veroffentlichung darf keine
sensiblen Geschiiftsinformationen enthalten. Bei Beschliissen im Zusammenhang mit
vertraulichen Geschiiftsdaten verdéffentlicht der Investitionsausschuss diese Beschliisse
und Informationen iiber die Triiger bzw. Finanzintermedidire am Stichtag der
entsprechenden Finanzierung oder friiher, wenn die Geschdftsdaten nicht mehr als

vertraulich gelten.

Die Bewertungsmatrix muss ver Unterzeichnung einer Vereinbarung iiber eine
Finanzierung, eine Investition oder ein Teilprojekt 6ffentlich zuginglich gemacht werden.
Die Veroffentlichung darf keine sensiblen Geschéftsinformationen oder personenbezogene
Daten enthalten, die gemél den Datenschutzbestimmungen der Union nicht offengelegt

werden durfen.

Zweimal jéhrlich iibermittelt der Investitionsausschuss dem Europédischen Parlament und
dem Rat eine Liste aller Schlussfolgerungen I sowie die Bewertungsmatrizen, die sich
auf all diese Beschliisse beziehen. Fiir diese Ubermittlung gelten strenge

Vertraulichkeitsanforderungen.

Die Schlussfolgerungen des Investitionsausschusses, mit denen der Einsatz der EU-
Garantie abgelehnt wird, werden dem betreffenden Durchfiihrungspartner zeitnah zur

Verfiigung gestellt.

6. Wenn der Investitionsausschuss um die Genehmigung des Einsatzes der EU-Garantie fiir
eine Finanzierung oder Investition in Form einer Fazilitdt, eines Programms oder einer
Struktur mit zugrunde liegenden Teilprojekten ersucht wird, bezieht sich die Genehmigung
auch auf die Teilprojekte, sofern der Investitionsausschuss sich nicht das Recht vorbehilt,

diese in hinreichend begriindeten Fiillen separat zu genehmigen.
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6a.

Der Investitionsausschuss kann der Kommission, wenn er es fiir erforderlich hiilt,

Vorschlige zur Anderung der Anlagerichtlinien unterbreiten.

KAPITEL V
InvestEU-Beratungsplattform

Artikel 20
InvestEU-Beratungsplattform

Mit der InvestEU-Beratungsplattform wird die Ermittlung, Vorbereitung, Entwicklung,
Gestaltung, Ausschreibung und Umsetzung von Investitionsprojekten durch Beratung
unterstiitzt und die Fahigkeit von Projekttragern und Finanzintermediédren gestarkt,
Finanzierungen und Investitionen durchzufiihren. Diese Unterstiitzung kann in jeder Phase
des Lebenszyklus eines Projekts beziehungsweise der Finanzierung einer geforderten

Stelle erfolgen.

Die Kommission unterzeichnet Vereinbarungen mit der EIB-Gruppe und anderen
Durchfiihrungspartnern, um sie als Partner der Beratungsplattform zu benennen und sie
mit der in Unterabsatz 1 genannten beratenden Unterstiitzung und den in Absatz 2
genannten Dienstleistungen zu beauftragen. Die Kommission richtet einen einzigen
Zugangspunkt zur InvestEU-Beratungsplattform ein und teilt die Antriige auf
Beratungsunterstiitzung dem entsprechenden Partner der Beratungsplattform zu. Die
Kommission, die EIB-Gruppe und die anderen Durchfiihrungspartner arbeiten eng
zusammen, um Effizienz, Synergien und eine wirksame geografische Abdeckung der
Unterstiitzung in der gesamten Union zu gewdhrleisten, wobei die bestehenden

Strukturen und Arbeiten gebiihrend beriicksichtigt werden.

Die InvestEU-Beratungsplattform steht als Komponente aller in Artikel 7 Absatz 1
genannten Politikbereiche fiir alle Sektoren des betreffenden Politikbereichs zur Verfiigung.
Dartiber hinaus stehen sektortibergreifende und kapazititsaufbauende Beratungsdienste zur

Verfligung.

Durch die InvestEU-Beratungsplattform werden insbesondere die folgenden Dienste

erbracht:
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aa)

b)

ba)

d)

Bereitstellung einer einzigen Anlaufstelle fiir Behorden und Projekttrager, um

Projektentwicklungshilfe fiir zentral verwaltete Unionsprogramme zu erhalten,

Verbreitung aller verfiigbaren zusditzlichen Informationen beziiglich der

Investitionsleitlinien und deren Auslegung bei Behorden und Projekttréigern,

gegebenenfalls Unterstlitzung von Projekttrigern bei der Entwicklung ihrer Projekte,
damit diese die in den Artikeln 3, 7 und 11 festgelegten Ziele und Forderkriterien
erfiillen, und Forderung der Entwicklung von Aggregatoren fiir kleine Projekte; diese
Unterstiitzung greift aber den Schlussfolgerungen des Investitionsausschusses

beziiglich der Deckung solcher Projekte durch die EU-Garantie nicht vor,

Nutzung des Potenzials zur Gewinnung und Finanzierung kleinerer Projekte,

auch im Rahmen von Investitionsplattformen,

Unterstiitzung von Mallnahmen und Nutzbarmachung lokalen Wissens, um die
Nutzung der Férderung im Rahmen des Fonds ,,InvestEU* in der gesamten Union zu
erleichtern, sowie aktive Unterstiitzung des Ziels der sektoralen und geografischen
Diversifizierung des Fonds ,,InvestEU* durch Hilfestellung fiir die
Durchfiihrungspartner bei der Initiierung und Ausarbeitung moglicher

Finanzierungen und Investitionen,

Erleichterung der Einrichtung kollaborativer Plattformen fiir den Peer-to-Peer-
Austausch und die Weitergabe von Daten, Know-how und bewéhrten Verfahren zur
Unterstiitzung des Aufbaus der Projektpipeline und der Entwicklung der Sektoren,
einschlieflich der Unterstiitzung bei der Forderung der Zusammenarbeit zwischen
gemeinniitzigen Organisationen einerseits und anderen potenziellen Investoren
und Projekttriigern andererseits, insbesondere im Zusammenhang mit dem

Politikbereich ,,soziale Investitionen und Kompetenzen“,

proaktive beratende Unterstiitzung bei der Einrichtung von Investitionsplattformen,
gegebenenfalls durch eine Priisenz vor Ort, insbesondere von
grenziiberschreitenden und makroregionalen Investitionsplattformen sowie
Investitionsplattformen, die kleine und mittelgrofie Projekte in einem oder

mehreren Mitgliedstaaten nach Thema oder Region biindeln,
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ea)  Erleichterung und Unterstiitzung der Kombination mit Finanzhilfen oder
Finanzierungsinstrumenten, die aus dem Unionshaushalt oder aus anderen
Quellen finanziert werden, um Synergien und Komplementaritiit zwischen EU-
Instrumenten zu verstiirken und eine moglichst grofie Hebelwirkung des

Programms ,, InvestEU* zu erzielen,

f) UnterstiitzungsmaBnahmen fiir den Kapazitdtsauftbau, um Fahigkeiten, Fertigkeiten
und Verfahren im Bereich Organisation zu entwickeln und die
Investitionsbereitschaft von Einrichtungen zu beschleunigen, damit Projekttrager und
Behdrden Pipelines mit Investitionsprojekten aufbauen, Finanzierungsinstrumente
und Investitionsplattformen entwickeln und Projekte verwalten konnen
beziehungsweise Finanzintermedidre Finanzierungen und Investitionen zugunsten
von Unternehmen tdtigen konnen, die Schwierigkeiten beim Zugang zu
Finanzierungen haben; darunter féllt auch die Unterstiitzung des Aufbaus von
Risikobewertungskapazititen oder sektorspezifischen Kenntnissen unter besonderer

Beriicksichtigung der Kultur- und Kreativbranche,

fa) aktive Unterstiitzung fiir Start-ups durch Beratung vor allem dann, wenn diese
ihre Investitionen in Forschung und Innovation durch den Erwerb von

Rechtstiteln fiir das geistige Eigentum, etwa durch Patente, schiitzen wollen.

3. Die InvestEU-Beratungsplattform steht 6ffentlichen und privaten Projekttriagern,
einschlieflich nationalen Forderbanken, Investitionsplattformen, KMU und Start-ups,

offentlichen Stellen sowie Finanzintermedidren und anderen Mittlern zur Verfiigung.

4. Fiir die in Absatz 2 genannten Dienstleistungen konnen Entgelte berechnet werden, um
einen Teil der Kosten fiir die Erbringung dieser Dienste zu decken; ausgenommen hiervon
sind Dienstleistungen fiir offentliche Projekttriiger und Organisationen ohne
Erwerbszweck, die kostenlos sind. Die den KMU fiir die in Absat; 2 genannten
Dienstleistungen berechneten Entgelte sind auf ein Drittel der Kosten fiir die

Erbringung dieser Dienstleistungen begrenzt.

5. Um das in Absatz 1 genannte Ziel zu erreichen und die Erbringung von Beratungsdiensten
zu erleichtern, baut die InvestEU-Beratungsplattform auf der Sachkenntnis der

Kommission, der EIB-Gruppe und der anderen Durchfiihrungspartner auf.

5452/19 bba/AS/cat 65
ANLAGE GIP.2 DE



6. Die InvestEU-Beratungsplattform ist bei Bedarf vor Ort priasent. Diese Priasenz wird
insbesondere in den Mitgliedstaaten oder Regionen eingerichtet, in denen bei der
Ausarbeitung von Projekten im Rahmen des Fonds ,,InvestEU* Schwierigkeiten bestehen.
Die InvestEU-Beratungsplattform leistet beim Wissenstransfer auf die regionale und lokale
Ebene Unterstiitzung, damit auf regionaler und lokaler Ebene die in Absatz 1 genannten
Kapazititen und Kompetenzen entstehen und kleine Projekte umgesetzt werden kénnen

und deren Anforderungen Rechnung getragen wird.

6a. Um die in Absatz 1 genannte Unterstiitzung durch Beratungsdienste zu leisten und die
Bereitstellung dieser Unterstiitzung auf lokaler Ebene zu erleichtern, arbeitet die
InvestEU-Beratungsplattform mit nationalen Forderbanken oder Forderinstituten
zusammen und greift auf deren Fachkompetenz zuriick. Die Zusammenarbeit zwischen
der InvestEU-Beratungsplattform einerseits und nationalen Forderbanken oder
Forderinstituten andererseits kann in Form einer vertraglichen Partnerschaft erfolgen.
Die InvestEU-Beratungsplattform verfolgt das Ziel, in jedem Mitgliedstaat mindestens
ein Kooperationsabkommen mit einer nationalen Forderbank oder einem nationalen
Forderinstitut zu schliefien. In Mitgliedstaaten, in denen es keine nationalen
Forderbanken oder Forderinstitute gibt, leistet die InvestE U-Beratungsplattform
gegebenenfalls und auf Ersuchen des betroffenen Mitgliedstaats proaktiv beratende

Unterstiitzung zur Einrichtung derartiger Banken oder Institute.

7. Die Durchfiihrungspartner empfehlen (insbesondere bei kleineren Projekten)
Projekttrdgern, die einen Finanzierungsantrag stellen, fiir ihre Projekte eine Unterstiitzung
durch die InvestEU-Beratungsplattform zu beantragen, damit ihre Projekte besser
vorbereitet werden konnen und/oder gepriift werden kann, ob Vorhaben gebiindelt werden

konnen.

Die Durchfithrungspartner unterrichten Projekttrager gegebenenfalls auch iiber die
Moglichkeit, ihre Projekte bei dem in Artikel 21 genannten InvestEU-Portal zu

registrieren.
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KAPITEL VI

Artikel 21
InvestEU-Portal

1. Die Kommission richtet das InvestEU-Portal ein. Dabei handelt es sich um eine leicht
zugingliche, benutzerfreundliche Projektdatenbank, die relevante Informationen iiber die

einzelnen Projekte liefert.

2. Das InvestEU-Portal bietet Projekttragern die Moglichkeit, ihre Projekte, fiir die sie eine
Finanzierung benétigen, sichtbar zu machen und Anleger iiber sie zu informieren. Die
Aufnahme der Projekte in das InvestEU-Portal hat keinen Einfluss auf die Beschliisse iber
die endgiiltige Auswahl der Projekte fiir eine Forderung im Rahmen der vorliegenden
Verordnung, im Rahmen eines anderen Unionsinstruments oder fiir eine 6ffentliche

Forderung.

3. Nur Projekte, die mit dem Recht und der Politik der Union vereinbar sind, werden auf dem

Portal registriert.

4. Projekte, die die Voraussetzungen des Absatzes 3 erfiillen, iibermittelt die Kommission

den einschldgigen Durchfiihrungspartnern bzw. der InvestEU-Beratungsplattform.

5. Die Durchfithrungspartner priifen Projekte, die nach geografischen und inhaltlichen

Gesichtspunkten in ihren Tétigkeitsbereich fallen.

KAPITEL VII

RECHENSCHAFTSPFLICHT, UBERWACHUNG UND BERICHTERSTATTUNG,
EVALUIERUNG UND KONTROLLE

Artikel 21a
Rechenschaftspflicht

1. Der Vorsitz des Lenkungsausschusses erstattet auf Verlangen des Europiiischen

Parlaments oder des Rates dem ersuchenden Organ Bericht iiber die Leistung des Fonds
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wInvestEU, auch durch Teilnahme an einer Anhorung vor dem Europdischen

Parlament.

2. Der Vorsitz des Lenkungsausschusses beantwortet Fragen, die dem Fonds ,,InvestEU*
vom Europdischen Parlament oder vom Rat gestellt werden, miindlich oder schriftlich

spiitestens innerhalb von fiinf Wochen nach deren Eingang.

3. Die Kommission legt dem Europiiischen Parlament oder dem Rat auf Verlangen einen

Bericht iiber die Anwendung dieser Verordnung vor.

Artikel 22
Uberwachung und Berichterstattung

1. In Anhang III der vorliegenden Verordnung sind Indikatoren fiir die Berichterstattung tiber
den Fortschritt bei der Durchfiihrung des Programms ,,InvestEU* im Hinblick auf die in

Artikel 3 genannten allgemeinen und spezifischen Ziele aufgefiihrt.

2. Um die Fortschritte bei der Erreichung der Ziele des Programms ,,InvestEU* wirksam
bewerten zu kdnnen, ist die Kommission befugt, im Einklang mit Artikel 26 delegierte
Rechtsakte zur Anderung des Anhangs III der vorliegenden Verordnung zu erlassen, um
die Indikatoren zu {iberarbeiten oder zu ergénzen, wenn dies fiir notig befunden wird, und
diese Verordnung durch Bestimmungen iiber die Einrichtung eines Rahmens fiir

Uberwachung und Evaluierung zu ergéinzen.

3. Durch ein System der Leistungsberichterstattung wird sichergestellt, dass die Daten zur
Uberwachung der Programmdurchfiihrung und Ergebnisse effizient, wirksam und
rechtzeitig erfasst werden. Zu diesem Zweck werden verhéltnisméfBige
Berichterstattungsanforderungen festgelegt, die die Durchfiihrungspartner und

gegebenenfalls andere Empfanger von Unionsmitteln zu erfiillen haben.

4. Die Kommission erstattet iiber die Durchfithrung des Programms ,,InvestEU* gemél3 [den
Artikeln 241 und 250] der [Haushaltsordnung] Bericht. Zu diesem Zweck iibermitteln die
EIB-Gruppe und die Durchfiihrungspartner jéhrlich die Informationen, die erforderlich
sind, damit die Kommission ihren Berichtspflichten nachkommen kann, einschlieflich der

Informationen iiber das Funktionieren der Garantie.
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Zudem iibermittelt jeder Durchfiihrungspartner dem Europiiischen Parlament und der
Kommission alle sechs Monate einen Bericht iiber die unter diese Verordnung fallenden
Finanzierungen und Investitionen, die nach der EU-Komponente und innerhalb der
Mitgliedstaaten-Komponente nach Mitgliedstaaten aufgeschliisselt sind. In dem Bericht
wird auch bewertet, inwieweit die Voraussetzungen fiir die Inanspruchnahme der EU-
Garantie und die zentralen Leistungsindikatoren im Sinne des Anhangs III der
vorliegenden Verordnung eingehalten wurden. Ferner enthilt der Bericht so viele operative
und statistische Daten sowie Finanz- und Rechnungslegungsdaten zu allen Finanzierungen
und Investitionen auf Ebene der Komponenten, der Politikbereiche und des Fonds
»InvestBEU*, wie unter Wahrung der Vertraulichkeit von schiitzenswerten Angaben
privaten Charakters bzw. Geschiiftsinformationen irgend maoglich ist. Einer dieser
Berichte enthélt die Informationen, die die Durchfithrungspartner im Einklang mit

[Artikel 155 Absatz 1 Buchstabe a] der [Haushaltsordnung] vorlegen. Die Kommission
sammelt und bewertet die Berichte der Durchfiihrungspartner und legt eine
Zusammenfassung in Form offentlicher Jahresberichte vor, die Informationen zum
Umfang der Umsetzung des Programms gegeniiber seinen Zielen und
Leistungsindikatoren enthalten, einschliefilich Risiken und Moglichkeiten fiir durch das

Programm ,, InvestEU*“ geforderte Finanzierungen und Investitionen.

Artikel 23

Evaluierung

Evaluierungen werden rechtzeitig durchgefiihrt, damit die Ergebnisse in den

Entscheidungsprozess einflieen konnen.

Bis zum 30. September 2024 nimmt die Kommission eine Zwischenevaluierung des

Programms ,,InvestEU* vor, die insbesondere den Einsatz der EU-Garantie betrifft.

Am Ende der Durchfiihrung des Programms ,,InvestEU*, spétestens aber zwei Jahre nach
dem Ablauf des in Artikel 1 genannten Zeitraums, nimmt die Kommission eine
abschliefende Evaluierung des Programms ,,InvestEU* vor, die insbesondere den Einsatz

der EU-Garantie betrifft.
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4. Die Kommission {ibermittelt dem Europidischen Parlament, dem Rat, dem Europdischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss und dem Ausschuss der Regionen die

Schlussfolgerungen dieser Evaluierungen zusammen mit ihren Anmerkungen.

5. Die Durchfiihrungspartner leisten einen Beitrag zu den in den Absétzen 1 und 2 genannten

Evaluierungen und iibermitteln der Kommission die dafiir benétigten Informationen.

6. Im Einklang mit [Artikel 211 Absatz 1] der [Haushaltsordnung] enthilt der jahrliche
Bericht der Kommission gemal [Artikel 250] der [Haushaltsordnung] alle drei Jahre eine
Uberpriifung, in der festgestellt wird, ob die in Artikel 4 Absatz 1 der vorliegenden
Verordnung genannte Dotierungsquote dem tatséchlichen Risikoprofil der durch die EU-
Garantie gedeckten Finanzierungen und Investitionen angemessen Rechnung trigt. Die
Kommission ist befugt, im Einklang mit Artikel 26 delegierte Rechtsakte anzunehmen, um
auf der Grundlage dieser Uberpriifung die in Artikel 4 Absatz 1 der vorliegenden

Verordnung festgelegte Dotierungsquote um bis zu 15 % anzupassen.

Artikel 24
Priifungen

Die Ergebnisse der Priifungen der Verwendung von Unionsmitteln, die vom Europdiischen
Rechnungshof durchgefiihrt werden, zusammen mit denjenigen, die von Personen oder Stellen —
was auch solche einschlief3t, die nicht im Auftrag von Organen oder Einrichtungen der Union tétig
sind — durchgefiihrt werden, bilden die Grundlage fiir die Feststellung der allgemeinen

Zuverlassigkeit geméal [Artikel 127] der [Haushaltsordnung].

Artikel 25

Schutz der finanziellen Interessen der Union

Nimmt ein Drittland aufgrund eines Beschlusses im Rahmen einer internationalen Ubereinkunft
oder aufgrund eines anderen Rechtsinstruments am Programm ,,InvestEU* teil, so gewédhrt das
Drittland dem zustdndigen Anweisungsbefugten, dem Europdischen Amt fiir Betrugsbekdmpfung
(OLAF) und dem Européischen Rechnungshof die erforderlichen Rechte und den Zugang, die sie
zur Ausilibung ihrer jeweiligen Befugnisse bendtigen. Im Falle von OLAF gehort dazu auch das

Recht, Untersuchungen einschlieBlich Vor-Ort-Kontrollen und Inspektionen gemif3 der Verordnung

5452/19 bba/AS/cat 70
ANLAGE GIP.2 DE



(EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Européischen Parlaments und des Rates iiber die Untersuchungen
des Europidischen Amtes fiir Betrugsbekdmpfung (OLAF) durchzufiihren.

Artikel 26
Ausiibung der Befugnisiibertragung

1. Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem
Artikel festgelegten Bedingungen iibertragen. Delegierte Rechtsakte betreffend
Tiitigkeiten, die von den Durchfiihrungspartnern oder unter deren Einbeziehung
durchgefiihrt wurden, werden im engen Dialog mit diesen Durchfiihrungspartnern

erarbeitet.

2. Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemil3 Artikel 4 Absatz 2, Artikel 7
Absiitze 3 und 6, Artikel 17a, Artikel 17b, Artikel 22 Absatz 2 und Artikel 23 Absatz 6
wird der Kommission fiir einen Zeitraum von fiinf Jahren ab [Inkrafttreten der
vorliegenden Verordnung] libertragen. Die Kommission erstellt spdtestens neun Monate
vor Ablauf dieses Zeitraums von fiinf Jahren einen Bericht {iber die Befugnisiibertragung.
Die Befugnisiibertragung verlingert sich stillschweigend um Zeitrdume gleicher Lénge, es
sei denn, das Europdische Parlament oder der Rat widerspricht einer solchen Verldngerung

spétestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

3. Die Befugnisiibertragung gemal} Artikel 4 Absatz 2, Artikel 7 Absdtze 3 und 6,
Artikel 17a, Artikel 17b, Artikel 22 Absatz 2 und Artikel 23 Absatz 6 kann vom
Européischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Ein Beschluss zum
Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird
am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union oder zu einem
im Beschluss angegebenen spéteren Zeitpunkt wirksam. Er bertihrt nicht die Giiltigkeit von

bereits in Kraft getretenen delegierten Rechtsakten.

4. Vor Erlass eines delegierten Rechtsakts hort die Kommission im Einklang mit den
Grundsétzen der Interinstitutionellen Vereinbarung liber bessere Rechtsetzung vom

13. April 2016 die von den einzelnen Mitgliedstaaten benannten Sachverstindigen an.

5. Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, tibermittelt sie ihn gleichzeitig

dem Europiischen Parlament und dem Rat.
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Ein delegierter Rechtsakt, der gemal Artikel 4 Absatz 2, Artikel 7 Absdtze 3 und 6,

Artikel 17a, Artikel 17b, Artikel 22 Absatz 2 und Artikel 23 Absatz 6 erlassen wurde, tritt

nur in Kraft, wenn weder das Europdische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist

von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an das Europiische Parlament und

den Rat Einwénde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europiische
Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwénde
erheben werden. Auf Initiative des Europdischen Parlaments oder des Rates wird diese

Frist um zwei Monate verlédngert.

KAPITEL VIII
TRANSPARENZ UND SICHTBARKEIT

Artikel 27

Information, Kommunikation und Offentlichkeitsarbeit

Die Durchfithrungspartner machen die Herkunft von Unionsmitteln durch kohédrente,
wirksame und gezielte Information verschiedener Zielgruppen, darunter die Medien und
die Offentlichkeit, bekannt und stellen insbesondere mittels Informationskampagnen zu

den Mallnahmen und deren Ergebnissen — vor allem auch im Hinblick aufihre sozialen

und okologischen Auswirkungen — sicher, dass die Unionsforderung Sichtbarkeit erhélt.

Die Kommission fihrt MaBnahmen zur Information und Kommunikation iiber das

Programm ,,InvestEU*, die Programmmafnahmen und die Ergebnisse durch. Mit den dem

Programm ,,InvestEU* zugewiesenen Mitteln wird auch die institutionelle Kommunikation

iiber die politischen Priorititen der Union gefordert, insofern sie die in Artikel 3 genannten

Ziele betreffen.
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KAPITEL IX
UBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 28

Ubergangsbestimmungen

1. Einnahmen, Riickzahlungen und Einziehungen im Rahmen von
Finanzierungsinstrumenten, die durch Programme im Sinne des Anhangs IV der
vorliegenden Verordnung geschaffen wurden, kdnnen fiir die Dotierung der EU-Garantie

gemél der vorliegenden Verordnung verwendet werden.

2. Einnahmen, Riickzahlungen und Einziehungen im Rahmen der mit der Verordnung (EU)
2015/1017 eingefiihrten EU-Garantie konnen fiir die Dotierung der EU-Garantie gemal3
der vorliegenden Verordnung eingesetzt werden, sofern sie nicht fiir die in den Artikeln 4,

9 und 12 der Verordnung (EU) 2015/1017 genannten Zwecke verwendet werden.
Artikel 29
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der

Européischen Union in Kraft.
Sie gilt ab dem 1. Januar 2021.
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu Briissel am [...]

Im Namen des Europdischen Parlaments  Im Namen des Rates

Der Prdsident Der Prdsident
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Anhang 1

Betrige fiir die einzelnen Ziele

Fiir Finanzierungen und Investitionen gilt nach Artikel 4 Absatz 2 die folgende I Aufteilung:

a) I 11 500 000 000 EUR fiir die in Artikel 3, Absatz 2, Buchstabe a genannten Ziele;
b) I 11 250 000 000 EUR fiir die in Artikel 3, Absatz 2, Buchstabe b genannten Ziele;
c) I 12 500 000 000 EUR fiir die in Artikel 3, Absatz 2, Buchstabe ¢ genannten Ziele;
d) I 5567 500 000 EUR fiir die in Artikel 3, Absatz 2, Buchstabe d genannten Ziele.
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Anhang I1

Forderfiahige Bereiche

Die Finanzierungen und Investitionen konnen einen oder mehrere der folgenden Bereiche betreffen:

1. Entwicklung des Energiesektors im Einklang mit den Prioritdten der Energieunion,

einschlieBlich der Sicherheit der Energieversorgung, und den im Rahmen der Agenda 2030

und des Ubereinkommens von Paris eingegangenen Verpflichtungen, insbesondere durch:

a)

b)

d)

Ausbau der Herbeifiihrung, Beschleunigung der Verbreitung, Bereitstellung oder

Anwendung sauberer und nachhaltiger erneuerbarer Energielosungen;

Energieeffizienz, Energiewende und Energieeinsparung (mit Schwerpunkt auf der
Reduzierung der Nachfrage durch Nachfragesteuerung und Sanierung von

Gebéuden);

Entwicklung, Verbesserung und Modernisierung nachhaltiger Energieinfrastruktur
(Ubertragungs- und Verteilungsebene, Speichertechnologien, intelligente Netze);

Steigerung des Vernetzungsgrades der Stromnetze zwischen den Mitgliedstaaten;

Produktion und Bereitstellung nachhaltiger synthetischer Kraftstoffe aus
erneuerbaren/COz-neutralen Quellen und alternativer Kraftstofte, unter Einschluss

aller Verkehrstriiger, im Einklang mit den Bestimmungen der [Richtlinie iiber

erneuerbare Energiequellen 2009/28/EG],

Infrastruktur fiir die Kohlenstoffabscheidung und die CO;-Speicherung bei
Industrieprozessen, Bioenergiepflanzen und Herstellungsstiitten im

Zusammenhang mit der Energiewende.

2. Entwicklung nachhaltiger und sicherer Verkehrsinfrastrukturen und Mobilititslosungen,

Ausriistungen und innovativer Technologien im Einklang mit den Verkehrspriorititen der

Union und den im Rahmen des Ubereinkommens von Paris eingegangenen

Verpflichtungen, insbesondere durch:
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aa)

b)

d)

ea)

Projekte zur Unterstiitzung der Entwicklung der TEN-V-Infrastruktur, einschlielich
der stiddtischen Knotenpunkte, See- und Binnenhéfen, Flughdfen, multimodalen
Umschlaganlagen und ihrer Anbindung an die Hauptnetze, und der

Telematikanwendungen im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 1315/2013;

TEN-V-Infrastrukturprojekte, in denen die Nutzung von mindestens ;wei
unterschiedlichen Verkehrstriigern beriicksichtigt wird, insbesondere multimodale

Giiterumschlaganlagen und Personenverkehrsknotenpunkte;

intelligente und nachhaltige stddtische Mobilititsprojekte, darunter
Binnenwasserstraffen und Luftverkehr, (mit Zielsetzungen in Bezug auf
emissionsarme stadtische Verkehrstriager, diskriminierungsfieie Zuginglichkeit,
Luftverschmutzung und Lirm, Energieverbrauch und verbesserte Sicherheit auch

fiir Fahrradfahrer und Fufiginger);

Unterstiitzung der Erneuerung und Nachriistung des rollenden Materials mit dem
Ziel, emissionsarme Mobilitit zu ermoglichen, auch durch Verwendung
alternativer und synthetischer Kraftstoffe aus erneuerbaren bzw. COz-neutralen

Quellen in Fahrzeugen aller Verkehrstriiger;

Eisenbahninfrastruktur, andere Bahnprojekte, Binnenwasserstrafien-Infrastruktur

und Seehifen und Meeresautobahnen;

Infrastruktur flir alternative Kraftstoffe fiir alle Verkehrstriger, einschlieBlich

Ladeinfrastruktur;

intelligente und nachhaltige Mobilititsprojekte, bei denen Folgendes im
Mittelpunkt steht:

i)  Straflenverkehrssicherheit (u. a. mehr Sicherheit fiir Fahrer und Mitfahrer

und Verringerung der Zahl der todlichen Unfiille und Schwerverletzten);
i)  Zugdnglichkeit (u. a. im lindlichen Raum);

iii) Emissionsminderung;
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iv) Entwicklung und Einsatz neuer Verkehrstechnologien und - dienste,
insbesondere durch KMU und im Zusammenhang mit vernetzten und

autonomen Verkehrstrigern und integrierten Fahrscheinsystemen;

eb) Vorhaben zur Erhaltung oder Verbesserung der bestehenden
Verkehrsinfrastruktur, einschliefilich Autobahnen im TEN-V — falls erforderlich —
, um die Strafienverkehrssicherheit zu steigern, zu erhalten oder zu verbessern,
ITS-Dienste zu entwickeln oder die Unversehrtheit und Standards der
Infrastruktur zu gewihrleisten, insbesondere sichere Rast- und Parkpliitze,
Tankstellen fiir alternative Kraftstoffe und Ladesysteme;

ec) Strafleninfrastruktur fiir den Verkehr in Kohdsionslindern, weniger entwickelten
Regionen oder bei grengiiberschreitenden Verkehrsvorhaben.

3. Umwelt und Ressourcen, insbesondere durch:

a)  Wasser, einschlieBlich Wasserversorgung und Abwasserentsorgung, sowie
Kiisteninfrastruktur und andere 6kologische Wasser-Infrastruktur;

b)  Infrastruktur fiir die Abfallbewirtschaftung;

c)  Projekte und Unternehmen in den Bereichen Bewirtschaftung der Umweltressourcen
und nachhaltige Technologien;

d)  Verbesserung und Wiederherstellung von Okosystemen und deren Dienstleistungen;

e) nachhaltige Stadt-, Land- und Kiistenentwicklung und -erneuerung;

f)  MabBnahmen im Bereich Klimawandel, einschlieflich der Verringerung des Risikos
von Naturkatastrophen, Anpassung an den Klimawandel und Eindimmung des
Klimawandels;

g)  Projekte und Unternehmen, die die Kreislaufwirtschaft umsetzen, insbesondere durch
Berticksichtigung von Aspekten der Ressourceneffizienz in der Produktion und im
Produktlebenszyklus, einschlielich der nachhaltigen Versorgung mit Primér- und
Sekundirrohstoffen;
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h)

ha)

Dekarbonisierung und erhebliche Verringerung der Emissionen energieintensiver
Branchen, einschlieflich grof3 angelegter Demonstration innovativer emissionsarmer

Technologien und deren Verbreitung;

Projekte zur Forderung eines nachhaltigen Kulturerbes, insbesondere Strategien
und Instrumente zum Schutg des materiellen und immateriellen europdischen

Kulturerbes.

4. Entwicklung der digitalen Vernetzungsinfrastruktur, insbesondere durch Projekte zur

Unterstiitzung des Aufbaus digitaler Netze mit sehr hoher Kapazitét, 5G-Netzanbindung

und Verbesserung der digitalen Anbindung und des digitalen Zugangs, insbesondere in

lindlichen Gebieten und Randgebieten.

5. Forschung, Entwicklung und Innovation, insbesondere durch:

a)

Unterstiitzung von Forschungsinfrastruktur und Forschungs- und
Innovationsprojekten in allen thematischen Bereichen, die in den Zielen von

[Horizont Europa] festgelegt sind und zu deren Verwirklichung beitragen;

b)  Unternehmensprojekte, einschlieflich Ausbildung und Férderung der Bildung von
Clustern und Unternehmensnetzen;

c)  Demonstrationsprojekte und -programme sowie die Verbreitung entsprechender
Infrastrukturen, Technologien und Verfahren;

d)  Projekte der kooperativen Forschung und Innovation zwischen Wissenschafts-,
Forschungs- und Technologieorganisationen sowie der Industrie; éffentlich-
private Partnerschaften und Organisationen der Zivilgesellschaft;

e)  Wissens- und Technologietransfer;

f)  neue wirksame und zugdngliche Gesundheitsprodukte, einschlielich Arzneimittel,
medizinischer Gerite, Diagnostika und Arzneimittel fiir neuartige Therapien, neuer
antimikrobieller Wirkstoffe und innovativer Entwicklungsverfahren, bei denen
Tierversuche vermieden werden.

6. Entwicklung, Verbreitung und Ausbau digitaler Technologien und Dienste, insbesondere
durch:
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a)  kiinstliche Intelligenz im Einklang mit dem Programm ,,Digitales Europa*,

insbesondere im Hinblick auf Ethik;
aa) Quantentechnologie;
b) Infrastruktur fiir die Cybersicherheit und den Netzwerkschutz;
c) Internet der Dinge;
d)  Blockchain und andere Distributed-Ledger-Technologien;
e) fortgeschrittene digitale Kompetenzen;

f)  sonstige fortschrittliche digitale Technologien und Dienste, die zur Digitalisierung
der Wirtschaft der Union und zur Eingliederung digitaler Technologien, Dienste

und Kompetenzen in das Verkehrswesen der Union beitragen,;
fa) Robotik und Automatisation.

7. Finanzielle Unterstiitzung fiir Unternehmen mit bis zu 3 000 Beschiftigten. Der
Schwerpunkt des Politikbereichs ,, KMU*“ liegt auf KMU und kleinen Unternechmen mit
mittelgroBer Marktkapitalisierung:

a)  Bereitstellung von Betriebskapital und Investitionen, insbesondere im
Zusammenhang mit Mafinahmen, die eine Unternehmerkultur und ein
unternehmerisches Umfeld sowie die Schaffung und das Wachstum von

Kleinstunternehmen und kleinen und mittleren Unternehmen fordern;

b)  Bereitstellung von Risikofinanzierungen von der Griindungs- bis zur
Expansionsphase zur Sicherung der technologischen Fiihrungsposition in innovativen
und nachhaltigen Sektoren, indem beispielsweise ihre Digitalisierungs- und
Innovationsfihigkeit verbessert wird, und zur Sicherung ihrer globalen

Wettbewerbsfiihigkeit.

8. Kultur- und Kreativbranche; Medien, audiovisueller Sektor und Journalismus,

insbesondere, aber nicht ausschlieflich durch:

a) neue Technologien wie etwa unterstiitzende Technologien fiir Giiter und

Dienstleistungen des Kultur- und Kreativbereichs;
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b)

Nutzung digitaler Technologien fiir den Erhalt bzw. die Wiederherstellung des

materiellen und immateriellen europiischen Kulturerbes;

¢)  Kultur- und Kreativwirtschaft und -branche (z. B. erweiterte/virtuelle Realitit,
immersive Umgebungen, Mensch-Maschine-Schnittstellen, Internetprotokolle und
Cloud-Infrastrukturen, 5G-Netze, neue Medien);
d)  Verwaltung der Rechte des geistigen Eigentums mithilfe von Technologien.
0. Tourismusbranche.
10. Nachhaltige Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Fischerei, Aquakultur sowie weitere

Elemente der nachhaltigen Biodkonomie.

11. Soziale Investitionen, einschlieBlich Investitionen zur Forderung der Umsetzung der

europdischen Séule sozialer Rechte, insbesondere durch:

a)  ethische und nachhaltige Finanzierung, Mikrofinanzierung, Finanzierung von
Sozialunternehmen und Sozialwirtschaft;
b)  Nachfrage und Angebot von Qualifikationen;
c) allgemeine und berufliche Bildung und verbundene Dienstleistungen;
d) soziale Infrastruktur, insbesondere
1) allgemeine und berufliche Bildung, inklusive friihkindlicher Erziehung und
Betreuung, schulischer Einrichtungen, Studentenwohnungen und digitaler
Einrichtungen;
i1) sozialer Wohnungsbau;
ii1)Gesundheit und Langzeitpflege, einschlieBlich Kliniken, Krankenhauser,
Grundversorgung, hdusliche Pflege, sowie Betreuung in der lokalen Gemeinschatft;
e) soziale Innovation, einschlieBlich innovativer sozialer Losungen zur Férderung der
sozialen Auswirkungen und Ergebnisse in den in diesem Punkt erwéhnten Bereichen,;
f)  kulturelle Aktivititen mit sozialer Zielsetzung;
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fa)

Mafinahmen zur Forderung der Chancengleichheit und der aktiven Teilhabe von

Frauen;
g) Integration schutzbediirftiger Personen, einschlieBlich Drittstaatenangehoriger;
h)  innovative Losungen in der medizinischen Versorgung, einschlieBlich elektronischer
Gesundheitsdienste, Gesundheitsdienstleistungen und neuer Pflegemodelle;
1)  Barrierefreiheit und Inklusion von Menschen mit Behinderungen.
12. Entwicklung der Verteidigungsindustrie und dadurch Starkung der strategischen

Autonomie der Union, insbesondere durch Unterstiitzung

a)  der Lieferkette der Verteidigungsindustrie der Union, insbesondere durch die
finanzielle Forderung von KMU und kleinen Unternehmen mit mittelgroBer
Marktkapitalisierung;

b)  von Unternehmen, die an disruptiven Innovationen im Verteidigungssektor sowie
damit zusammenhéingenden Technologien mit doppeltem Verwendungszweck
arbeiten;

c) der Lieferkette des Verteidigungssektors bei gemeinschaftlichen Forschungs- und
Entwicklungsprojekten im Verteidigungsbereich, einschlielich Projekten, die durch
den Europiischen Verteidigungsfonds gefordert werden;

d) der Infrastruktur fiir Forschung und Ausbildung im Bereich Verteidigung.

13. Weltraum, insbesondere durch die Entwicklung des Raumfahrtsektors in Uberstimmung

mit den Zielsetzungen der Weltraumstrategie, um

a)  den Nutzen fiir die Gesellschaft und Wirtschaft der Union zu maximieren;
b) die Wettbewerbsfdhigkeit der Raumfahrtsysteme und -Technologien auszubauen,
insbesondere hinsichtlich der Unabhdingigkeit der Lieferketten;
c) das Unternehmertum im Raumfahrtbereich, auch in der der nachgelagerten
Entwicklung, zu unterstiitzen;
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d)

die Autonomie der Union im Hinblick auf einen sicheren und geschiitzten Zugang

zum Weltraum auszubauen, einschlieSlich Aspekten der doppelten Verwendbarkeit.

13a. Meere und Ozeane durch die Entwicklung einer nachhaltigen blauen Wirtschaft im

Einklang mit den Zielen der integrierten Meerespolitik, insbesondere durch

a) maritimes Unternehmertum,
b)  eine innovative und wettbewerbsfiihige maritime Industrie,
c) Wissen iiber die Meere und Berufslaufbahnen im maritimen Bereich,
d) die Verwirklichung der Ziele fiir nachhaltige Entwicklung, insbesondere des
Ziels 14 (Leben unter Wasser),
e)  Meeresenergie aus erneuerbaren Quellen und Kreislaufwirtschaft. |Abind. 2 und
16/rev]
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Anhang II1

Zentrale Leistungsindikatoren

1. Umfang der Finanzierungen im Rahmen von InvestEU (nach den Punkten und
Unterpunkten der fiir Finanzierungen und Investitionen in Frage kommenden Bereiche nach

Anhang II)
1.1 Umfang der unterzeichneten Finanzierungen und Investitionen
1.2 Mobilisierte Investitionen
1.3 Umfang der mobilisierten privaten Finanzierungen
1.4 Erreichte Hebel- und Multiplikatoreffekte
1.4a Synergien mit anderen Programmen der Union

2. Geographische Abdeckung der Finanzierungen im Rahmen von InvestEU (nach den
Punkten und Unterpunkten der fiir Finanzierungen und Investitionen in Frage kommenden

Bereiche nach Anhang II)

2.1 Anzahl der Liander mit InvestEU-Projekten

2.1a Anzahl der Regionen mit InvestEU-Projekten

2.1b Anzahl und Umfang der Finanzierungen und Investitionen je Mitgliedstaat und Region
3. Auswirkung der Finanzierungen im Rahmen von InvestEU

3.1 Anzahl der geschaffenen oder geforderten Arbeitsplitze

3.2 Investitionen zur Forderung von Energie- und Klimazielen, gegebenenfalls aufgeschliisselt

nach Politikbereich und Kategorie, sowie entsprechender klimarelevanter Anteil
3.3 Investitionen zur Férderung der Digitalisierung

3.3a Investitionen zur Unterstiitzung sozialer Ziele
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4. Nachhaltige Infrastruktur

4.1 Energie: zusitzlich geschaffene Kapazitdt zur Erzeugung erneuerbarer Energien (MW) nach

Quelle

4.2 Energie: Anzahl der Haushalte und éffentlicher und gewerblicher Gebdude mit niedrigerem
Energieverbrauch, einschliefilich des Grades der Verbesserung in der Klassifizierung bzw.
gleichwertiger Zahlen, oder Anzahl der Haushalte, die auf den Standard fiir

Niedrigstenergiegebdude und den Passivhausstandard renoviert wurden

4.3 Digitalisierung: zusétzliche Haushalte sowie gewerbliche und/oder éffentliche Gebiude mit
Breitbandzugang von mindestens 100 Mbit/s, auf Gigabit-Geschwindigkeit aufriistbar, bzw.
Anzahl der eingerichteten WiFi-Hotspots

4.4 Verkehr: Mobilisierte Investitionen in TEN-V Projekte, davon I

— Kernnetze und umfassende Netze in den Komponenten gemdifp dem Anhang der [Verordnung

Nr. XXX — Verweis auf neue Fazilitit ,,Connecting Europe* einfiigen];
— multimodale Infrastruktur;

— innovative Losungen zugunsten einer ausgewogenen Mischung von Verkehrstrigern, u. a. fiir

Binnenwasserstraffen und Luftverkehr;
— Anzahl der eingerichteten Infrastrukturstellen fiir alternative Krafistoffe

4.5 Umwelt: Investitionen zur Durchfiihrung von Pldnen und Programmen, die nach dem
Umweltrecht der Union in Bezug auf Luft- und Wasserqualitét, Abfallbewirtschaftung und

Okologie gefordert werden

4.5a Anzahl der eingerichteten Infrastrukturstellen fiir alternative Kraftstoffe

4.6 Verringerung von Emissionen: eingesparte Menge von CO:-Emissionen
5. Forschung, Innovation und Digitalisierung

5.1 Im Rahmen des gesamten Programms geleisteter Beitrag zum Ziel, 3 % des BIP der Union in

Forschung, Entwicklung und Innovation zu investieren
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5.2 Anzahl der im Rahmen des gesamten Programms unterstiitzten Unternehmen, die

Forschungs- und Innovationsprojekte durchfiihren

5.2a Anzahl der Projekte, die bereits im Rahmen von ,,Horizont Europa“ bzw. des Programms

»Digitales Europa“ unterstiitzt wurden
6. KMU

6.1 Anzahl der unterstiitzten Unternehmen nach Grof3e (Kleinst-, kleine und mittlere Unternehmen

sowie kleine Unternehmen mit mittelgroBer Marktkapitalisierung)

6.2 Anzahl der unterstiitzten Unternehmen nach Phase (Friih-, Wachstums-/Expansionsphase),

insbesondere innovativer KMU
6.3 Anzahl der unterstiitzten Unternehmen nach Sektoren
7. Soziale Investitionen und Kompetenzen

7.1 Soziale Infrastruktur: Kapazitit und Ausmaf} der unterstiitzten sozialen Infrastruktur nach

Sektoren: Wohnungswesen, Bildung, Gesundheit, Sonstiges

7.2 Mikrofinanzierung und Finanzierung von Sozialunternehmen: Anzahl der unterstiitzten

Sozialunternehmen

7.2a Mikrofinanzierung und Finanzierung von Sozialunternehmen: Anzahl der gegriindeten

Sozialunternehmen

7.2b Mikrofinanzierung und Finanzierung von Sozialunternehmen: Anzahl der unterstiitzten

Unternehmen nach Phase (Friih-, Wachstums-/Expansionsphase)

7.5 Kompetenzen: Anzahl der Personen, die neue Kompetenzen erwerben oder deren
Kompetenzen validiert werden (formelle, informelle und nicht formale allgemeine und berufliche

Bildung)
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Anhang IV

Das Programm ..InvestEU* - Vorgingerinstrumente

A. Eigenkapitalinstrumente;

o Startkapitalprogramm fiir die Europiische Technologiefazilitit (ETF98): Beschluss
Nr. 98/347/EG des Rates vom 19. Mai 1998 iiber Mallnahmen zur finanziellen
Unterstiitzung innovativer und arbeitsplatzschaffender kleiner und mittlerer Unternehmen
(KMU) — Initiative fiir mehr Wachstum und Beschiftigung (ABI. L 155 vom 29.5.1998,
S. 43).

o TTP: Beschluss der Kommission zur Annahme eines erginzenden
Finanzierungsbeschlusses zur Finanzierung von Aktionen der Aktivitdt ,,Binnenmarkt fiir
Waren und sektorale Politiken* der Generaldirektion Unternehmen & Industrie fiir das Jahr
2007 und Annahme eines Rahmenbeschlusses zur Finanzierung der vorbereitenden Aktion
,,Eine wichtige Rolle fiir die EU in einer globalisierten Welt* und der vier Pilotprojekte
»EBrasmus fiir junge Unternehmer®, ,,Mallnahmen zur Férderung von Zusammenarbeit und
Partnerschaften zwischen Kleinstunternehmen und KMU*, ,, Technologietransfer* und
,Herausragende europdische Reiseziele* der Generaldirektion Unternehmen & Industrie

fiir das Jahr 2007 (K(2007) 531).

o Startkapitalprogramm fiir die Europiische Technologiefazilitit (ETFO01):
Entscheidung Nr. 2000/819/EG des Rates vom 20. Dezember 2000 iiber ein
Mehrjahresprogramm fiir Unternehmen und unternehmerische Initiative, insbesondere fiir
die kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) (2001-2005) (ABI. L 333 vom 29.12.2000,
S. 84).

o GIF: Beschluss Nr. 1639/2006/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom
24. Oktober 2006 zur Einrichtung eines Rahmenprogramms fiir Wettbewerbsfahigkeit und
Innovation (2007 bis 2013) (ABIL L 310 vom 9.11.2006, S. 15).

o Fazilitit ,,Connecting Europe* (CEF): Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 des

Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 zur Schaffung der
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Fazilitit ,,Connecting Europe®, zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 913/2010 und zur
Authebung der Verordnungen (EG) Nr. 680/2007 und (EG) Nr. 67/2010 (ABI. L 348 vom
20.12.2013, S. 129), gedndert durch die Verordnung (EU) 2015/1017 des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 25. Juni 2015 iiber den Europdischen Fonds flir strategische
Investitionen, die europdische Plattform fiir Investitionsberatung und das europdische
Investitionsvorhabenportal sowie zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1291/2013
und (EU) Nr. 1316/2013 — der Européische Fonds fiir strategische Investitionen

(ABI. L 169 vom 1.7.2015, S. 1).

o COSME EFG: Verordnung (EU) Nr. 1287/2013 des Europdischen Parlaments und des
Rates vom 11. Dezember 2013 iiber ein Programm fiir die Wettbewerbsfdhigkeit von
Unternehmen und fiir kleine und mittlere Unternehmen (COSME) (2014-2020) und zur
Aufhebung des Beschlusses Nr. 1639/2006/EG (ABL. L 347 vom 20.12.2013, S. 33).

o InnovFin-Eigenkapitalfazilitit:

— Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
11. Dezember 2013 iiber das Rahmenprogramm fiir Forschung und Innovation
,Horizont 2020% (2014-2020) und zur Authebung des Beschlusses
Nr. 1982/2006/EG (ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 104);

— Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom
11. Dezember 2013 iiber die Regeln fiir die Beteiligung am Rahmenprogramm fiir
Forschung und Innovation ,,Horizont 2020 (2014-2020) sowie fiir die Verbreitung
der Ergebnisse und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1906/2006 (ABI. L 347
vom 20.12.2013, S. 81);

— Beschluss Nr. 2013/743/EU des Rates vom 3. Dezember 2013 iiber das Spezifische
Programm zur Durchfithrung des Rahmenprogramms fiir Forschung und Innovation
,Horizont 2020% (2014-2020) und zur Aufhebung der Beschliisse 2006/971/EG,
2006/972/EG, 2006/973/EG, 2006/974/EG und 2006/975/EG (ABI. L 347 vom
20.12.2013, S. 965).

o EaSI Capacity Building Investments Window: Verordnung (EU) Nr. 1296/2013 des
Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 iiber ein Programm der

Europiischen Union fiir Beschiftigung und soziale Innovation (,,EaSI*) und zur Anderung
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des Beschlusses Nr. 283/2010/EU {iber die Einrichtung eines europdischen Progress-
Mikrofinanzierungsinstruments flir Beschéftigung und soziale Eingliederung (ABI. L 347
vom 20.12.2013, S. 238).

B. Biirgschaftsinstrumente:

KMU-Biirgschaftsfazilitiit '98 (SMEG98): Beschluss Nr. 98/347/EG des Rates vom
19. Mai 1998 iiber MaBlnahmen zur finanziellen Unterstiitzung innovativer und

arbeitsplatzschaffender kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) — Initiative fiir mehr

Wachstum und Beschiftigung (ABI. L 155 vom 29.5.1998, S. 43).

KMU-Biirgschaftsfazilitit '01 (SMEGO01): Entscheidung Nr. 2000/819/EG des Rates
vom 20. Dezember 2000 iiber ein Mehrjahresprogramm fiir Unternehmen und
unternechmerische Initiative, insbesondere fiir die kleinen und mittleren Unternechmen

(KMU) (2001-2005) (ABI. L 333 vom 29.12.2000, S. 84).

KMU-Biirgschaftsfazilitit '07 (SMEGO07): Beschluss Nr. 1639/2006/EG des
Européischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 2006 zur Einrichtung eines
Rahmenprogramms fiir Wettbewerbsfahigkeit und Innovation (2007 bis 2013) (ABI. L 310
vom 9.11.2006, S. 15).

Europiisches Progress-Mikrofinanzierungsinstrument — Garantie (EPMF-G):
Beschluss Nr. 283/2010/EU des Europédischen Parlaments und des Rates vom 25. Mérz
2010 tiber die Einrichtung eines europdischen Progress-Mikrofinanzierungsinstruments fiir

Beschiftigung und soziale Eingliederung (ABI. L 87 vom 7.4.2010, S. 1).

RSI:

— Beschluss Nr. 1982/2006/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom
18. Dezember 2006 iiber das Siebte Rahmenprogramm der Européischen
Gemeinschaft fiir Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration

(2007-2013), Erkldrungen der Kommission (ABI. L 412 vom 30.12.2006, S. 1);

—  Entscheidung Nr. 2006/971/EG des Rates vom 19. Dezember 2006 iiber das

spezifische Programm Zusammenarbeit zur Durchfithrung des Siebten
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Rahmenprogramms der Europdischen Gemeinschaft fiir Forschung, technologische

Entwicklung und Demonstration (2007-2013) (ABL. L 400 vom 30.12.2006, S. 86);

Entscheidung Nr. 2006/974/EG des Rates vom 19. Dezember 2006 iiber das
spezifische Programm ,,Kapazititen* zur Durchfiihrung des Siebten
Rahmenprogramms der Europdischen Gemeinschaft fiir Forschung, technologische

Entwicklung und Demonstration (2007-2013) (ABL. L 400 vom 30.12.2006, S. 299).

J EaSI-Garantie: Verordnung (EU) Nr. 1296/2013 des Europdischen Parlaments und des

Rates vom 11. Dezember 2013 iiber ein Programm der Européischen Union fiir

Beschiftigung und soziale Innovation (,,EaSI*) und zur Anderung des Beschlusses

Nr. 283/2010/EU tiber die Einrichtung eines europdischen Progress-

Mikrofinanzierungsinstruments flir Beschéftigung und soziale Eingliederung (ABI. L 347

vom 20.12.2013, S. 238).

. COSME-KTreditbiirgschaftsfazilitit (COSME LGF): Verordnung (EU) Nr. 1287/2013

des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 {iber ein Programm

fiir die Wettbewerbsfdhigkeit von Unternehmen und fiir kleine und mittlere Unternehmen
(COSME) (2014-2020) und zur Authebung des Beschlusses Nr. 1639/2006/EG
(ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 33).

o InnovFin-Fremdkapitalfazilitit:

Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 des Europédischen Parlaments und des Rates vom
11. Dezember 2013 iiber die Regeln fiir die Beteiligung am Rahmenprogramm fiir
Forschung und Innovation ,,Horizont 2020 (2014-2020) sowie fiir die Verbreitung
der Ergebnisse und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1906/2006 (ABI. L 347
vom 20.12.2013, S. 81);

Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
11. Dezember 2013 iiber das Rahmenprogramm fiir Forschung und Innovation
,Horizont 2020 (2014-2020) und zur Authebung des Beschlusses

Nr. 1982/2006/EG (ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 104);

Beschluss Nr. 2013/743/EU des Rates vom 3. Dezember 2013 iiber das Spezifische

Programm zur Durchfithrung des Rahmenprogramms fiir Forschung und Innovation
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,Horizont 2020 (2014-2020) und zur Aufhebung der Beschliisse 2006/971/EG,
2006/972/EG, 2006/973/EG, 2006/974/EG und 2006/975/EG (ABI. L 347 vom
20.12.2013, S. 965).

o Biirgschaftsfazilitit fiir den Kultur- und Kreativsektor (BKK): Verordnung (EU)
Nr. 1295/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 zur
Einrichtung des Programms Kreatives Europa (2014-2020) und zur Authebung der
Beschliisse Nr. 1718/2006/EG, Nr. 1855/2006/EG und Nr. 1041/2009/EG (ABI. L 347
vom 20.12.2013, S. 221).

o Biirgschaftsfazilitit fiir Studiendarlehen (SLGF): Verordnung (EU) Nr. 1288/2013 des
Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 zur Einrichtung von
,Erasmus+*, dem Programm der Union fiir allgemeine und berufliche Bildung, Jugend und
Sport, und zur Aufhebung der Beschliisse Nr. 1719/2006/EG, Nr. 1720/2006/EG und
Nr. 1298/2008/EG (ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 50).

o Instrument fiir private Finanzierungen im Bereich Energieeffizienz (PF4EE):
Verordnung (EU) Nr. 1293/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
11. Dezember 2013 zur Aufstellung des Programms fiir die Umwelt und Klimapolitik
(LIFE) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 614/2007 (ABI. L 347 vom
20.12.2013, S. 185).

C. Risikoteilungsinstrumente:

o Fazilitiit fiir Finanzierungen auf Risikoteilungsbasis (RSFF): Beschluss
Nr. 1982/2006/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006
iiber das Siebte Rahmenprogramm der Européischen Gemeinschaft fiir Forschung,
technologische Entwicklung und Demonstration (2007-2013), Erkldrungen der
Kommission (ABI. L 412 vom 30.12.2006, S. 1).

) InnovFin:

— Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

11. Dezember 2013 iiber die Regeln fiir die Beteiligung am Rahmenprogramm fiir
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Forschung und Innovation ,,Horizont 2020 (2014-2020) sowie fiir die Verbreitung
der Ergebnisse und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1906/2006 (ABI. L 347
vom 20.12.2013, S. 81);

— Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom
11. Dezember 2013 iiber das Rahmenprogramm fiir Forschung und Innovation
Horizont 2020 (2014—2020) und zur Authebung des Beschlusses Nr. 1982/2006/EG
(ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 104).

Fremdfinanzierungsinstrument der Fazilitit ,,Connecting Europe* (CEF DI):
Verordnung (EU) Nr. 1316/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom

11. Dezember 2013 zur Schaffung der Fazilitit ,,Connecting Europe®, zur Anderung der
Verordnung (EU) Nr. 913/2010 und zur Authebung der Verordnungen (EG) Nr. 680/2007
und (EG) Nr. 67/2010 (ABL. L 348 vom 20.12.2013, S. 129).

Finanzierungsfazilitit fiir Naturkapital (NCFF): Verordnung (EU) Nr. 1293/2013 des
Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 zur Aufstellung des

Programms fiir die Umwelt und Klimapolitik (LIFE) und zur Aufhebung der Verordnung
(EG) Nr. 614/2007 (ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 185).

D. Zweckgebundene Anlageinstrumente:

Europiisches Progress-Mikrofinanzierungsinstrument — Fonds commun de
placements — Fonds d'investissements spécialisés (EPMF FCP-FIS): Beschluss

Nr. 283/2010/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 25. Mérz 2010 iiber die
Einrichtung eines europdischen Progress-Mikrofinanzierungsinstruments fiir

Beschiftigung und soziale Eingliederung (ABI. L 87 vom 7.4.2010, S. 1).
Fonds Marguerite:

— Verordnung (EG) Nr. 680/2007 des Européischen Parlaments und des Rates vom
20. Juni 2007 iiber die Grundregeln fiir die Gewdhrung von
Gemeinschaftszuschiissen fiir transeuropdische Verkehrs- und Energienetze

(ABL L 162 vom 22.6.2007, S. 1);
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—  Beschluss der Kommission vom 25.2.2010 {iber die Beteiligung der Européischen
Union am Europdischen Fonds 2020 fiir Energie, Klimaschutz und Infrastruktur

(,,Fonds Marguerite) (K(2010) 941).

o Europiischer Energieeffizienzfonds (EEEF): Verordnung (EU) Nr. 1233/2010 des
Europiischen Parlaments und des Rates vom 15. Dezember 2010 zur Anderung der
Verordnung (EG) Nr. 663/2009 iiber ein Programm zur Konjunkturbelebung durch eine

finanzielle Unterstiitzung der Gemeinschaft zugunsten von Vorhaben im Energiebereich

(ABL. L 346 vom 30.12.2010, S. 5).
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	I. EINLEITUNG
	II. ABSTIMMUNG
	Aufstellung des Programms „InvestEU“ ***I
	Abänderungen des Europäischen Parlaments vom 16. Januar 2019 über den Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Aufstellung des Programms „InvestEU“ (COM(2018)0439 – C8-0257/2018 – 2018/0229(COD))


	Die folgenden Drittländer können für die EU-Komponente nach Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe a des Fonds „InvestEU“ und für jeden der Politikbereiche nach Artikel 7 Absatz 1 Beiträge erbringen, um sich gemäß [Artikel 218 Absatz 2] der [Haushaltsordnung] a...
	Die Berichterstattung erstreckt sich ferner auf die Übereinstimmung mit den im Rechtsakt des Unionsprogramms, in dessen Rahmen die Unterstützung beschlossen wird, festgelegten politischen Zielen und Förderkriterien und auf die Einhaltung der Bestimmu...
	i) den Kapitalbetrag und die dem Durchführungspartner geschuldeten, bei ihm jedoch nicht eingegangenen Zinsen und Beträge gemäß den Bedingungen der Finanzierungen bis zum Zeitpunkt des Ausfalls; im Falle nachrangiger Fremdkapitalfinanzierungen gilt ei...
	iii) Verluste aufgrund von Schwankungen bei anderen Währungen als dem Euro in Märkten, in denen die Möglichkeiten für eine langfristige Absicherung begrenzt sind,
	▌
	Der Beratungsausschuss tritt regelmäßig und mindestens zweimal jährlich auf Initiative des Vorsitzenden zusammen. ▌
	Die detaillierten Sitzungsprotokolle des Beratungsausschusses werden so schnell wie möglich veröffentlicht, nachdem sie vom Beratungsausschuss genehmigt wurden.
	Die Kommission legt die Vorschriften und Verfahren für die Tätigkeit des Beratungsausschusses fest und nimmt die Sekretariatsgeschäfte wahr.
	a) Er berät ▌bei der Gestaltung von Finanzprodukten, die auf der Grundlage der vorliegenden Verordnung umgesetzt werden sollen.
	b) Er ▌berät die Kommission und den Lenkungsausschuss zu Marktversagen und suboptimalen Investitionsbedingungen sowie Marktbedingungen.
	c) Er informiert ▌die Mitgliedstaaten über die Durchführung des Fonds „InvestEU“ in jedem Politikbereich.
	d) Er steht ▌im Austausch mit den Mitgliedstaaten über Marktentwicklungen und bewährte Verfahren.
	Die Kommission unterzeichnet Vereinbarungen mit der EIB-Gruppe und anderen Durchführungspartnern, um sie als Partner der Beratungsplattform zu benennen und sie mit der in Unterabsatz 1 genannten beratenden Unterstützung und den in Absatz 2 genannten D...
	Die InvestEU-Beratungsplattform steht als Komponente aller in Artikel 7 Absatz 1 genannten Politikbereiche für alle Sektoren des betreffenden Politikbereichs zur Verfügung. Darüber hinaus stehen sektorübergreifende und kapazitätsaufbauende Beratungsdi...
	a) ▌11 500 000 000 EUR für die in Artikel 3, Absatz 2, Buchstabe a genannten Ziele;
	b) ▌11 250 000 000 EUR für die in Artikel 3, Absatz 2, Buchstabe b genannten Ziele;
	c) ▌12 500 000 000 EUR für die in Artikel 3, Absatz 2, Buchstabe c genannten Ziele;
	d) ▌5 567 500 000 EUR für die in Artikel 3, Absatz 2, Buchstabe d genannten Ziele.
	Die Finanzierungen und Investitionen können einen oder mehrere der folgenden Bereiche betreffen:
	d) Verwaltung der Rechte des geistigen Eigentums mithilfe von Technologien.
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